
BESCHLUSS (EU) 2025/62 DER KOMMISSION 

vom 23. Oktober 2024

zu den durch Schweden gewährten staatlichen Beihilfen SA.56908 (2023/C) (ex 2020/N) — 
Verlängerung und Änderung der Regelung für als Kraftstoff genutztes Biogas in Schweden und 

SA.56125 (2023/C) (ex 2020/N) — Verlängerung und Änderung der Regelung SA.49893 (2018/N) — 
Steuerbefreiung für nicht auf Nahrungsmitteln basierendes Biogas und Biopropan zur 

Wärmeerzeugung 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2024) 7313) 

(Nur der englische Text ist verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 108 Absatz 2,

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a,

nach Aufforderung der Beteiligten zur Stellungnahme gemäß den genannten Bestimmungen (1) und unter Berücksichtigung 
ihrer Stellungnahme,

in Erwägung nachstehender Gründe:

1. VERFAHREN

(1) Nach Vorabkontakten meldete Schweden am 1. April 2020 gemäß Artikel 108 Absatz 3 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (im Folgenden „AEUV“) bei der Kommission die Verlängerung und Änderung 
einer Steuerbefreiungsregelung für als Kraftstoff genutztes Biogas (im Folgenden „Kraftstoffregelung“) sowie die 
Verlängerung und Änderung einer Steuerbefreiungsregelung für erneuerbare Brennstoffe zur Wärmeerzeugung (im 
Folgenden „Heizstoffregelung“) (im Folgenden zusammen „Regelungen“) an.

(2) Die Kraftstoffregelung wurde erstmals im Jahr 2003 von der Kommission genehmigt. (2) Anschließend wurde sie 
mehrfach verlängert und von der Kommission als mit dem Binnenmarkt vereinbare Beihilfe genehmigt. Der letzte 
Verlängerungsbeschluss in der Sache SA.43302 (2015/N) (3) stützte sich auf die Leitlinien für staatliche 
Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2014-2020 (im Folgenden „Leitlinien 2014-2020“) (4) und galt bis zum 
31. Dezember 2020. (5)

(3) Die Heizstoffregelung wurde erstmals im Jahr 2007 von der Kommission genehmigt. (6) Anschließend wurde sie 
mehrfach verlängert und von der Kommission als mit dem Binnenmarkt vereinbare Beihilfe genehmigt. Der letzte 
Verlängerungsbeschluss in der Sache SA.49893 (2018/N) (7) stützte sich auf die Leitlinien 2014-2020 und galt bis 
zum 31. Dezember 2020. (8)
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(1) ABl. C 1921 vom 5.3.2024, S. 1.
(2) Beschluss der Kommission vom 11. November 2003 in der Sache N 480/02 — Schweden –Verringerung der Verbrauchsteuer zur 

Förderung kohlendioxidneutraler Brennstoffe (ABl. C 33 vom 6.2.2004, S. 8).
(3) Beschluss der Kommission vom 14. Dezember 2015 in der Sache SA.43302 (2015/N) — Schweden — Steuerbefreiungen für als 

Kraftstoff genutztes Biogas (ABl. C 241 vom 1.7.2016, S. 6).
(4) ABl. C 200 vom 28.6.2014, S. 1.
(5) Mit ihrem Beschluss vom 14. Dezember 2020 in der Sache SA.59125 (2020/N) — Schweden — Mittelaufstockung für die Regelung 

SA.43302 (2015/N) — Steuerbefreiungen für als Kraftstoff genutztes Biogas (ABl. C 41 vom 5.2.2021, S. 12) genehmigte die 
Kommission eine Aufstockung der Mittel der Kraftstoffregelung.

(6) Beschluss der Kommission vom 22. Juni 2007 in der Sache N 866/06 — Schweden — Steuerbefreiung; bestimmte erneuerbare 
Energien bei der Wärmeerzeugung (ABl. C 220 vom 20.9.2007, S. 2).

(7) Beschluss der Kommission vom 19. Juli 2018 in der Sache SA.49893 (2018/N) — Schweden — Verlängerung der Regelung 
SA.35586 (2012/N) — Steuerbefreiungen; bestimmte erneuerbare Energien bei der Wärmeerzeugung (ABl. C 127 vom 
5.4.2019, S. 1).

(8) Die Kommission genehmigte mit ihrem Beschluss vom 14. Dezember 2020 in der Sache SA.59126 (2020/N) — Schweden — 
Aufstockung der Haushaltsmittel für die Regelung SA.49893 (2018/N) — Steuerbefreiungen für bestimmte erneuerbare Energien bei 
der Wärmeerzeugung (ABl. C 41 vom 5.2.2021, S. 12) eine Aufstockung der Haushaltsmittel der Heizstoffregelung für 2019 
und 2020.

http://data.europa.eu/eli/C/2024/1921/oj


(4) Am 18. Oktober 2019 und am 19. Juni 2020 erhielt die Kommission Stellungnahmen der Landwärme GmbH (im 
Folgenden „Landwärme“), eines deutschen Biomethanerzeugers, zu einer möglichen Überkompensation dänischer 
Biogaserzeuger aufgrund der Kumulierung der dänischen Unterstützung für Biogaserzeuger (9) und der 
schwedischen Steuerbefreiung für Biogas.

(5) Am 29. Juni 2020 erließ die Kommission den Beschluss C(2020) 4487 final und den Beschluss C(2020) 4489 final 
zur Genehmigung der Änderung und Verlängerung der Kraftstoffregelung (SA.56908 (2020/N)) und der Heizstoff
regelung (SA.56125 (2020/N)) bis zum 31. Dezember 2030 (im Folgenden „Beschlüsse von 2020“). (10) (11)

(6) Am 13. Oktober 2020 reichte Landwärme bei der Kommission eine Beschwerde gegen das Königreich Schweden ein, 
in der sie geltend machte, dass die Kumulierung der in Schweden auf der Grundlage der Regelungen gewährten 
Beihilfen mit sonstigen Beihilfen, die andere Mitgliedstaaten Biogaserzeugern gewährt hätten, zu einer 
Überkompensation geführt habe.

(7) Am 21. Dezember 2022 erklärte das Gericht im Anschluss an die Nichtigkeitsklage von Landwärme die Beschlüsse 
von 2020 aus verfahrensrechtlichen Gründen ohne Sachentscheidung für nichtig. (12)

(8) Das Gericht nahm zur Kenntnis, dass Landwärme der Kommission am 18. Oktober 2019 und am 19. Juni 2020
Informationen übermittelt hatte, die hauptsächlich die Beihilferegelungen zur Förderung der Biogaserzeugung in 
Dänemark betrafen. Landwärme hatte insbesondere eine Studie vorgelegt, in der verschiedene Formen der 
Biogasförderung, der Produktionsförderung sowie Anreize zur Nachfragesteigerung wie Steuerermäßigungen 
aufgezeigt wurden. Das Unternehmen argumentierte, dass diese unterschiedlichen Förderregelungen in 
verschiedenen Mitgliedstaaten gleichzeitig nebeneinander bestehen könnten und dass eine solche Kumulierung von 
Beihilfen, die von verschiedenen Mitgliedstaaten gewährt wurden, zu einer Überkompensation von Biogaserzeugern 
in anderen Mitgliedstaaten führen könnte, wenn sie Biogas in Schweden verkaufen würden. Landwärme verwies 
ausdrücklich auf die von Dänemark und Schweden gewährten Beihilfen. (13)

(9) Das Gericht erkannte an, dass die Begünstigten der schwedischen Regelung die Käufer von Biogas in Schweden sind. 
Die Steuerermäßigungen würden sich zwar nicht auf die Produktionskosten von Biogas auswirken, kämen aber 
mittelbar auch Biogaserzeugern zugute, die nach Schweden ausführen, da sie aufgrund der Steuerbefreiungen Biogas 
zu einem Endpreis verkaufen könnten, der mit dem Preis für Erdgas konkurrieren kann. (14)

(10) Auf der Grundlage der Informationen von Landwärme hätte die Kommission in der Würdigung die streitige 
Kumulierung vor dem Hintergrund der steigenden Einfuhren von Biogas aus bestimmten Mitgliedstaaten nach 
Schweden betrachten müssen. (15) Das Gericht stellte fest, dass die Kommission in den für nichtig erklärten 
Beschlüssen die Kumulierung aus verschiedenen Regelungen jedoch nur auf nationaler Ebene geprüft hatte. Das 
Gericht sah es als Indiz für das Bestehen ernsthafter Schwierigkeiten an, wenn die Beurteilung der Kommission in 
Bezug auf die angefochtene Kumulierung und damit auf die Frage des Nichtvorliegens einer Überkompensation 
unvollständig ist. Seiner Ansicht nach war dies eng mit der Beurteilung der Angemessenheit der Beihilfe 
verknüpft. (16)
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(9) Beschluss der Kommission vom 14. November 2013 in der Sache SA.35485 (2012/N) — Dänemark — Beihilfe für alle Formen der 
Biogasnutzung — A (ABl. C 292 vom 4.9.2015, S. 3); Beschluss der Kommission vom 16. Dezember 2015 in der Sache 
SA.36659 (2013/N) — Dänemark — Beihilfe für alle Formen der Biogasnutzung — B (ABl. C 241 vom 1.7.2016, S. 2).

(10) Beschluss der Kommission vom 29. Juni 2020 in der Sache SA.56908 (2020/N) — Verlängerung und Änderung der Regelung für als 
Kraftstoff genutztes Biogas in Schweden (ABl. C 260 vom 7.8.2020, S. 4) und Beschluss der Kommission vom 29. Juni 2020 in der 
Sache SA.56125 (2020/N) — Steuerbefreiung für nicht auf Nahrungsmitteln basierendes Biogas und Biopropan zur Wärmeerzeugung 
(ABl. C 260 vom 24.7.2020, S. 2).

(11) Mit ihrem Beschluss vom 29. Juni 2021 in der Sache SA.62941 (2021/N) — Schweden — Änderung der Steuerbefreiungen für 
Biokraftstoffe und Biogas in Schweden — SA.55695, SA.56125 und SA.56908 (ABl. C 46 vom 28.1.2022, S. 2) genehmigte die 
Kommission die Ausweitung des Kreises der Begünstigten auf Unternehmen, die sich am 31. Dezember 2019 nicht in Schwierigkeiten 
befanden, jedoch zwischen dem 1. Januar 2020 und dem 30. Juni 2021 in Schwierigkeiten gerieten.

(12) Urteil des Gerichts vom 21. Dezember 2022, Landwärme GmbH/Europäische Kommission, T-626/20, EU:T:2022:853.
(13) EU:T:2022:853, Rn. 31 und 71-75.
(14) EU:T:2022:853, Rn. 25.
(15) EU:T:2022:853, Rn. 97-98.
(16) EU:T:2022:853, Rn. 99.



(11) Das Gericht war der Auffassung, dass Biogas, dessen Produktionsmehrkosten im Vergleich zu Erdgas gedeckt worden 
wären, nicht mit Biogas vergleichbar sei, für das dies noch nicht der Fall sei. (17) Außerdem könnte eine 
Überkompensation ein objektiver Grund für eine Steuersatzdifferenzierung zwischen Biogas, für dessen Produktion 
Beihilfen gewährt wurden, und Biogas, für dessen Produktion keine Beihilfen gewährt wurden, sein. (18) Das Gericht 
kam zu dem Schluss, dass weder das Diskriminierungsverbot noch Artikel 110 AEUV die Berücksichtigung der 
angefochtenen Kumulierung bei der Beurteilung der Überkompensation ausschließen würden, was bedeute, dass 
deren Nichtberücksichtigung in der Prüfung auf das Bestehen ernsthafter Schwierigkeiten hindeute. (19)

(12) Das Gericht gelangte zu dem Schluss, dass die Beurteilung der Vereinbarkeit der Regelung mit dem Binnenmarkt 
nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV im Hinblick auf das Diskriminierungsverbot und Artikel 110 AEUV 
ernsthafte Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der möglicherweise aus der streitigen Kumulierung 
resultierenden Überkompensation aufwarf. Nach Auffassung des Gerichts hätte die Kommission diese 
Schwierigkeiten im Rahmen des förmlichen Prüfverfahrens bei der Beurteilung der Überkompensation prüfen 
müssen, anstatt die angefochtenen Beschlüsse am Ende des vorläufigen Prüfverfahrens zu erlassen. (20)

(13) Mit Schreiben vom 30. Januar 2024 setzte die Kommission Schweden von ihrem Beschluss in Kenntnis, in Bezug auf 
die Regelungen das Verfahren nach Artikel 108 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
einzuleiten.

(14) Der Beschluss der Kommission zur Einleitung des Verfahrens (im Folgenden „Einleitungsbeschluss“) wurde im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. (21) Die Kommission forderte die Beteiligten zur 
Stellungnahme auf.

(15) Schweden nahm am 5. März 2024 zum Einleitungsbeschluss Stellung. Von sechs Beteiligten gingen Stellungnahmen 
ein. Die Kommission leitete diese an Schweden weiter, das damit Gelegenheit zur Äußerung erhielt; die 
Stellungnahme Schwedens ging am 6. Mai 2024 ein.

(16) Mit Schreiben vom 31. Mai 2024 sowie vom 2. und 11. Oktober 2024 wurden der Kommission von Schweden 
weitere ergänzende Angaben zugeleitet.

(17) Schweden erklärt sich ausnahmsweise mit dem Verzicht auf seine Rechte nach Artikel 342 AEUV in Verbindung mit 
Artikel 3 der Verordnung Nr. 1/1958 (22) sowie der Annahme und Notifizierung des vorliegenden Beschlusses in 
englischer Sprache einverstanden.

2. AUSFÜHRLICHE BESCHREIBUNG DER REGELUNGEN

2.1. Rechtsgrundlage, Form der Beihilfe und Zielsetzung

2.1.1. Rechtsgrundlage und Form der Beihilfe

(18) Die Rechtsgrundlage der Regelungen ist das schwedische Gesetz (1994:1776) über die Energieverbrauchsteuer. Die 
schwedische Verbrauchsteuer besteht aus zwei Teilen: einer Energiesteuer und einer Kohlendioxidsteuer (CO2-Steuer).

(19) Die von der Kommission in den Beschlüssen SA.43302 und SA.49893 genehmigte Beihilfe wurde in Form einer 
vollständigen Befreiung von den Energie- und CO2-Steuern für

a) auf Nahrungsmitteln basierendes und nicht auf Nahrungsmitteln basierendes Biogas, das als Kraftstoff genutzt 
wird, sowie für

b) auf Nahrungsmitteln basierendes und nicht auf Nahrungsmitteln basierendes Biogas und andere Biokraftstoffe 
zur Wärmeerzeugung (zusammen als „Steuerbefreiungen“ bezeichnet) gewährt.
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(17) EU:T:2022:853, Rn. 105.
(18) EU:T:2022:853, Rn. 122.
(19) EU:T:2022:853, Rn. 110, 112 und 126.
(20) EU:T:2022:853, Rn. 127.
(21) Vgl. Fußnote 1.
(22) Verordnung Nr. 1 zur Regelung der Sprachenfrage für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (ABl. 17 vom 6.10.1958, S. 385).



2.1.2. Gemeldete Änderungen der mit den Beschlüssen SA.43302 und SA.49893 genehmigten Regelungen

(20) Schweden meldete i) die Verlängerung der Regelungen bis zum 31. Dezember 2030 (nur in Bezug auf Biogas für die 
Heizstoffregelung), ii) den Ausschluss von auf Nahrungsmitteln basierendem Biogas und iii) zusätzlich zu nicht auf 
Nahrungsmitteln basierendem Biogas die Einbeziehung von nicht auf Nahrungsmitteln basierendem Biopropan an. 
Schweden hat die bestehenden Rechtsvorschriften geändert, um diese Änderungen einzuführen. Die neuen 
Bestimmungen sind am 1. Januar 2021 in Kraft getreten.

(21) „Biogas“ bezeichnet gasförmige Kraft- und Brennstoffe, die aus Biomasse hergestellt werden. Im Allgemeinen ist 
Biogas aus Biomasse gewonnenes Methan und Biopropan aus Biomasse gewonnenes Propan oder Butan. Das 
bedeutet, dass Biogas, sofern es nicht steuerbefreit ist, mit dem Steuersatz für fossiles Methan, also Erdgas, besteuert 
würde, während Biopropan mit dem Steuersatz für fossiles Propan, das normalerweise als LPG (Flüssiggas) 
bezeichnet wird, besteuert würde.

(22) In der geänderten Heizstoffregelung sind nur noch Biogas und Biopropan aus nicht auf Nahrungsmitteln basierenden 
Quellen enthalten. Andere Biokraftstoffe sind nicht mehr vorgesehen. Die frühere Steuerbefreiung für 
steuerpflichtige flüssige Biobrennstoffe, wie nicht synthetisches Methanol, tierische sowie pflanzliche Fette und Öle, 
wurde in der schwedischen Gesetzgebung zum 1. Januar 2021 abgeschafft.

(23) Schweden brachte vor, dass der Anwendungsbereich der geänderten Regelungen alle Technologien zur Erzeugung 
von Gas aus nachhaltiger Biomasse umfasse, die derzeit im Wettbewerb stünden.

(24) Darüber hinaus hat Schweden bestätigt, dass es die Marktentwicklungen regelmäßig verfolgen und erforderlichenfalls 
die Förderfähigkeitsregeln überprüfen werde, um sicherzustellen, dass etwaige Einschränkungen der Förderfähigkeit 
noch gerechtfertigt werden können, wenn neue Technologien oder Konzepte entwickelt oder mehr Daten verfügbar 
werden.

(25) Um für die Steuerbefreiung infrage zu kommen, müssen Biogas und Biopropan die Nachhaltigkeitskriterien und die 
Kriterien für die Einsparung von Treibhausgasen erfüllen, die im schwedischen Gesetz (2010:598) über Nachhaltig
keitskriterien für Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe und Kraftstoffe aus Biomasse festgelegt sind. Mit diesem 
Gesetz wird die Erneuerbare-Energien-Richtlinie (im Folgenden „RED I“) (23) in der durch die Richtlinie über 
indirekte Landnutzungsänderungen geänderten Fassung (24) umgesetzt. Es wurde am 1. Juli 2021 aktualisiert, um 
die Änderungen in der überarbeiteten Erneuerbare-Energien-Richtlinie („RED II“) (25) aufzunehmen. Steuerbef
reiungen sind nur für nicht aus Nahrungsmitteln gewonnenes Biogas und Biopropan zulässig, die die geltenden 
Kriterien erfüllen. Nicht nachhaltiges Biogas und Biopropan (sowie auf Nahrungsmitteln basierendes (26) Biogas und 
Biopropan) werden zum Erdgas- bzw. Flüssiggassatz besteuert.

(26) Schweden wendet für als Kraftstoff oder zu Heizzwecken verwendetes Biogas und Biopropan kein Kontingentie
rungssystem, keine Beimischverpflichtung und kein anderes System mit ähnlichen Auswirkungen an und hat 
mitgeteilt, dass es während der Laufzeit der Regelungen keine solche Maßnahme anzuwenden beabsichtige.

(27) Die schwedischen Behörden bestätigten ferner, dass im Falle der Beimischung von Biogas und Biopropan zu 
anderen Gas-/Brennstoffarten die Steuerbefreiungen nur für den erneuerbaren Teil solcher Gemische gelten.
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(23) Richtlinie 2009/28/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur Förderung der Nutzung von Energie aus 
erneuerbaren Quellen und zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinien 2001/77/EG und 2003/30/EG (ABl. L 140 
vom 5.6.2009, S. 16).

(24) Richtlinie (EU) 2015/1513 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 zur Änderung der Richtlinie 98/70/EG 
über die Qualität von Otto- und Dieselkraftstoffen und zur Änderung der Richtlinie 2009/28/EG zur Förderung der Nutzung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen (ABl. L 239 vom 15.9.2015, S. 1).

(25) Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 82). Die Kommission stellt fest, dass die RED II im Jahr 2023 
überarbeitet wurde und dass die überarbeitete Richtlinie (EU) 2023/2413 („RED III“) am 20. November 2023 in Kraft getreten ist 
(Richtlinie (EU) 2023/2413 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Oktober 2023 zur Änderung der Richtlinie 
(EU) 2018/2001, der Verordnung (EU) 2018/1999 und der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Förderung von Energie aus 
erneuerbaren Quellen und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates (ABl. L, 2023/2413, 31.10.2023, S. 1)).

(26) Gemäß Artikel 2 Nummer 40 der RED II bezeichnet der Begriff „Nahrungs- und Futtermittelpflanzen“ Kulturpflanzen mit hohem 
Stärkegehalt, Zuckerpflanzen oder Ölpflanzen, die als Hauptkulturen auf landwirtschaftlichen Flächen produziert werden, 
ausgenommen Reststoffe, Abfälle und lignozellulosehaltiges Material, und Zwischenfrüchte wie Zweitfrüchte und Deckpflanzen, es sei 
denn, die Verwendung solcher Zwischenfrüchte führt zu einer zusätzlichen Nachfrage nach Land“.

http://data.europa.eu/eli/2023/2413/oj


2.1.3. Zielsetzung

(28) In erster Linie sollen die Regelungen durch Förderung einer verstärkten Nutzung von nachhaltigem, nicht auf 
Nahrungsmitteln basierendem Biogas und Biopropan als Kraft- und Heizstoff zum Umweltschutz beitragen. 
Schweden erklärt, dass die Nutzung fossiler Brennstoffe mit höheren Treibhausgasemissionen verbunden sei und 
dass der Ersatz von Erdgas durch Biogas und von Flüssiggas durch Biopropan zu einer Verringerung dieser 
Emissionen führen werde. Obwohl Schweden sein nationales Ziel für erneuerbare Energien für 2020 übertroffen 
hat, erklärten die schwedischen Behörden, dass eine weitere Reduzierung dieser Emissionen entscheidend sei, um 
das EU-Ziel für erneuerbare Energien bis 2030 sowie das nationale Ziel zu erreichen, die Treibhausgasemissionen 
des inländischen Verkehrs bis 2030 um mindestens 70 % im Vergleich zu 2010 zu reduzieren. Darüber hinaus 
sollten die Regelungen zu den Initiativen Schwedens und der EU insgesamt beitragen, das Pariser Abkommen 
umzusetzen.

(29) In Bezug auf die Kraftstoffregelung fügten die schwedischen Behörden hinzu, dass etwa ein Drittel der gesamten 
CO2-Emissionen in Schweden auf den Verkehrssektor entfalle. Die schwedischen Behörden erklärten, dass eine 
verstärkte Nutzung von Biogas und die Einführung von Biopropan als Kraftstoff entscheidend dazu beitragen 
würden, die langfristigen Klimaziele Schwedens zu erreichen (z. B. strebt Schweden bis 2045 Netto-Null-Emissionen 
von Treibhausgasen in die Atmosphäre und danach negative Emissionen an) und das Ziel einer Fahrzeugflotte ohne 
fossile Brennstoffe zu verwirklichen. Eine Möglichkeit, die Nutzung fossiler Brennstoffe in Schweden zu verringern, 
sei die verstärkte Substitution fossiler Brennstoffe durch erneuerbare Gase wie Biogas und Biopropan, was das Ziel 
der Regelung sei.

(30) Auf der Grundlage von Energiestatistiken und Prognosen der Schwedischen Energieagentur (im Folgenden „SEA“) 
wiesen die schwedischen Behörden zum Zeitpunkt der Bekanntgabe nach, dass die Nutzung von Biogas seit 2013 
leicht gestiegen, aber immer noch gering ist, d. h. weniger als 2 % der im Verkehrssektor insgesamt genutzten 
Energie ausmacht, und dass in den nächsten Jahren kein großer Anstieg zu erwarten ist. Die schwedischen Behörden 
erklärten, dass die Kosten für die Biogaserzeugung zu hoch seien, um mit den entsprechenden fossilen Brennstoffen 
konkurrieren zu können. Einige Investitionen in die Erzeugung von Biogas seien bereits getätigt worden, doch sei 
eine erhebliche Nachfrage nach Biogas erforderlich, um Investitionen in die Fahrzeuge und die erforderliche 
Infrastruktur fortzusetzen und zu ermöglichen.

2.2. Begünstigte und Steuerpflichtige

(31) Die unmittelbaren Begünstigten der beiden Regelungen werden im Folgenden beschrieben.

(32) Im Rahmen der Kraftstoffregelung sind die unmittelbaren Begünstigten der Steuerbefreiungen Unternehmen, die 
Energie- und CO2-Steuern auf Gas zahlen und eine Steuererklärung abgeben (die „Steuerpflichtigen“). Dabei handelt 
es sich um Kraftstoffanbieter und Einführer von Biogas (und Biopropan). Dazu können auch Erzeuger von Biogas 
(und Biopropan) gehören, und zwar in dem Maße, in dem sie Kraftstofflieferanten oder Endverbraucher sind. Kurz 
gesagt, die Steuer ist dort zu entrichten, wo der Kraftstoff das letzte Kraftstofflager verlässt, bevor er an 
Endverbraucher verkauft wird. Die Steuerzahler sind von der Energie- und CO2-Steuer auf Gas befreit und sollen 
dann beim Verkauf des Biogases (oder Biopropans) an Endverbraucher (z. B. ein Transportunternehmen oder eine 
Privatperson, die ein Fahrzeug an einer Tankstelle betankt) den Vorteil der Steuerbefreiung weitergeben.

(33) Im Rahmen der Heizstoffregelung sind die unmittelbaren Begünstigten der Steuerbefreiungen die Endnutzer (z. B. 
Unternehmen aus den Bereichen Heizung, Fernwärme oder Fertigung). In diesem Fall kann der Endnutzer die Steuer 
in seiner eigenen Steuererklärung absetzen (wenn er als Steuerpflichtiger die Energie- und CO2-Steuer entrichten 
muss). Es kommt jedoch auch häufig vor, dass der Endnutzer das Gas inklusive Steuern erwirbt und eine 
Rückerstattung beantragt.

(34) Beide Regelungen zielen darauf ab, den Endpreis für Biogas und Biopropan für die Endverbraucher zu senken. Die 
Regelungen senken zudem die Verbrauchskosten für Erzeuger, die Biogas (und Biopropan) für den Eigenbedarf 
erzeugen.

(35) Während die unmittelbaren Begünstigten der Regelungen Unternehmen sind, die die Steuerbefreiungen beim 
Finanzamt geltend machen (entweder direkt als Steuerpflichtiger oder als Rückerstattung im Fall von Endnutzern im 
Rahmen der Heizstoffregelung), kommen die Regelungen mittelbar auch den Erzeugern von nachhaltigem Biogas 
und Biopropan zugute. Sie profitieren über eine erhöhte Nachfrage nach ihren Produkten (nachhaltiges Biogas oder 
Biopropan) seitens der Endverbraucher mittelbar von den Regelungen.
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(36) Die Regelungen gelten sowohl für in Schweden erzeugtes Biogas und Biopropan als auch für eingeführtes Biogas und 
Biopropan.

(37) Die schwedischen Behörden haben erklärt, dass der schwedische Markt kein homogener Markt mit einheitlichen 
Merkmalen sei. An der Westküste Schwedens gebe es ein Gasnetz, das an Dänemark und damit an einige andere 
europäische Länder angeschlossen sei. Dieses europäische Netz umfasse jedoch nur einen sehr kleinen Teil der 
gesamten Landmasse Schwedens. In anderen Teilen Schwedens, z. B. in Stockholm, gebe es lokale Netze. In den 
meisten Regionen gebe es jedoch überhaupt keine Gasnetze. In diesen Gebieten werde das Gas mit Lkw zu den 
Verteilerstationen transportiert. Die schwedischen Behörden haben ferner erklärt, dass es sich bei den meisten 
Erzeugern in Schweden um Kleinerzeuger handele, die Biogas für den Eigenverbrauch (z. B. Landwirte, die Gülle von 
ihrem Hof verwenden) oder für nur einen oder zwei Abnehmer (z. B. ein lokales Abfallunternehmen, das aus 
Siedlungsabfällen Biogas für die Fernwärmeversorgung oder ein lokales Busunternehmen gewinnt) erzeugen 
würden. Diese „lokalen Märkte“ seien in kaum nennenswertem Umfang von der Einfuhr von Biogas, Erdgas oder der 
Erzeugung von Biogas in anderen Regionen Schwedens betroffen.

(38) Um von den Steuerbefreiungen zu profitieren, muss der unmittelbare Begünstigte (bei der Kraftstoffregelung der 
Steuerpflichtige und bei der Heizstoffregelung der Endnutzer) einen Bescheid der SEA vorlegen, aus der hervorgeht, 
dass das an betreffende Biogas bzw. Biopropan nachhaltig ist und nicht auf Nahrungsmitteln basiert. Schweden hat 
ein Kontrollsystem eingeführt, bei dem die unmittelbaren Begünstigten einen Bescheid von der SEA erhalten, in dem 
bestätigt wird, dass die Nachhaltigkeitskriterien erfüllt sind und das Biogas bzw. Biopropan nicht aus 
Nahrungsmitteln gewonnen wurde.

(39) Das schwedische Zentralamt für Finanzwesen verwaltet die Zahlung der Steuer durch die Steuerpflichtigen und sorgt 
durch eine nachträgliche Überprüfung der monatlichen Steuererklärung und durch regelmäßige Prüfungen dafür, 
dass die Steuerpflichtigen die Rechtsvorschriften über die geltenden Steuersätze, die Befreiungen und die sonstigen 
Bedingungen des schwedischen Gesetzes über Energieverbrauchsteuern einhalten. Im Falle eines Antrags auf 
Rückerstattung führt das schwedische Zentralamt für Finanzwesen ähnliche Kontroll- und Prüfungsmaßnahmen 
durch.

(40) Die schwedischen Behörden haben bestätigt, dass die Beihilfe automatisch nach objektiven und nichtdiskrimi
nierenden Kriterien gewährt wird, dass sie jedem Unternehmen offensteht, das die Förderkriterien erfüllt, und dass 
das schwedische Zentralamt für Finanzwesen keinen Ermessensspielraum hat.

(41) Hinsichtlich der Voraussetzung unter Randnummer 131 Buchstabe d der Leitlinien 2014-2020 hat Schweden 
bestätigt, dass keine Beihilfe gewährt würde, sobald die Anlagen nach den üblichen Rechnungslegungsstandards 
vollständig abgeschrieben sind.

2.3. Höhe der Beihilfe und Überwachung der Überkompensation

(42) Die Steuerbefreiungen werden gewährt, um die Differenz zwischen den höheren Kosten für nachhaltiges, nicht auf 
Nahrungsmitteln basierendes Biogas und Biopropan einerseits und den Kosten für Erdgas und Flüssiggas 
andererseits auszugleichen.

(43) Die Regelungen werden von den schwedischen Behörden regelmäßig überwacht. Schweden hat sich verpflichtet, der 
Kommission jährliche Überwachungsberichte vorzulegen und die Höhe der Beihilfen erforderlichenfalls anzupassen, 
um künftig eine Überkompensation zu vermeiden.

2.3.1. Kraftstoffregelung

(44) Die Überwachungsberichte beruhen auf detaillierten Informationen, die die SEA bei den Steuerpflichtigen sowohl in 
Bezug auf im Inland erzeugtes als auch auf eingeführtes Biogas erhebt. Die SEA bezieht ihre Daten aus einer 
Meldepflicht für Steuerpflichtige, die von der Regelung profitieren, d. h. Kraftstoffanbieter, Einführer und Erzeuger 
(sofern die Erzeuger steuerpflichtig sind). Zu den Pflichtangaben gehören Daten zu Mengen und Kosten für die 
Produktion, die Einfuhr oder den direkten Kauf von Biogas. Die Erzeuger stellen Daten zu ihren Produktionskosten 
zur Verfügung und andere meldende Stellen übermitteln Daten zum Einkaufspreis des Biogases. Bei Einführern 
entspricht dieser Preis dem tatsächlichen Einkaufspreis einschließlich Zoll und Versand.

(45) Die Kosten für Biogas werden durch die Berechnung eines mengengewichteten Durchschnitts der angegebenen 
Produktions-, Einfuhr- und Beschaffungskosten ermittelt. Die Kosten von Biogas werden dann mit den Kosten seines 
fossilen Äquivalents (27) (einschließlich Steuern) verglichen, und zwar um den Energiewert bereinigt (28).
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(27) Bei den Erdgaskosten stützt sich die SEA auf einen Jahresdurchschnitt der Preise von Industriekunden (Quelle: Statistics Sweden).
(28) Um den Preis des erneuerbaren Brennstoffs mit dem entsprechenden fossilen Gegenstück zu vergleichen, muss eine Bereinigung um 

den unterschiedlichen Energiewert vorgenommen werden. Erdgas hat einen höheren Energiewert als Biogas (11,05 kWh/l bzw. 
9,7 kWh/l, basierend auf SEA-Schätzungen).



(46) Die schwedischen Behörden erklärten, dass andere mögliche Beihilferegelungen, die die Produktionskosten oder die 
Einfuhr- und Einkaufspreise senken, in der Berechnung berücksichtigt würden. Handelt es sich bei dem 
Steuerpflichtigen um einen Erzeuger, so wird die auf Produktionsebene gewährte Beihilfe in die gemeldeten Kosten 
einbezogen (z. B. in Kapitalkosten). Handelt es sich bei dem Steuerpflichtigen um einen Kraftstoffanbieter oder 
-einführer, dürfte sich die auf Produktionsebene gewährte Beihilfe in den gemeldeten Einkaufs- oder Einfuhrpreisen 
widerspiegeln.

(47) Schweden hat die Ergebnisse der Überwachungsberichte für als Kraftstoff genutztes Biogas für die Jahre 2018 
und 2019 (29) auf der Grundlage der in den Erwägungsgründen 44 bis 46 beschriebenen Methode vorgelegt. Wie 
aus Tabelle 1 hervorgeht, sind die Kosten für Biogas ohne Steuern deutlich höher als die Kosten für Erdgas mit 
Steuern.

Tabelle 1

Kosten für nachhaltiges Biogas in Schweden für die Jahre 2018 und 2019

Biogas 2019 Biogas 2018

SEK/m3 EUR (1)/m 3 SEK/m3 EUR (2)/m 3

(A) Rohstoffe (3) 7,10 0,66 4,96 0,46

(B) Arbeitskosten 1,02 0,09 0,61 0,06

(C) Kapitalkosten 1,35 0,12 0,77 0,07

(D) Verarbeitungskosten und sonstige 
Kosten (4)

2,69 0,25 2,95 0,27

(E) Transportkosten 1,25 0,12 0,73 0,07

(F) Verkauf von Nebenprodukten (5) - - - -

(G) Gesamtkosten (ohne Steuern) (A + B 
+ C + D + E - F)

13,42 1,24 10,02 0,93

(H) Um den Energiewert bereinigter Preis (6) 15,28 1,41 11,42 1,06

(I) Referenzpreis für Erdgas (einschließlich 
Steuern) (7)

6,73 0,62 7,30 0,68

(J) Differenz zwischen dem 
Referenzpreis für Erdgas und dem Preis 
für Biogas (H — I)

+ 8,55 + 0,79 + 4,12 + 0,38

(1) Berechnet mit dem offiziellen Wechselkurs vom 1. Oktober 2019: 10,8043 SEK/EUR (ABl. C 331 vom 2.10.2019, S. 5).
(2) Berechnet mit dem offiziellen Wechselkurs vom 1. Oktober 2019: 10,8043 SEK/EUR (ABl. C 331 vom 2.10.2019, S. 5).
(3) Zeile (A) zeigt bei meldenden Stellen, die Erzeuger sind, die Kosten für Rohstoffe und bei meldenden Stellen, die Anbieter oder 

Einführer von Kraftstoffen sind, die Einfuhr- oder Einkaufspreise, zu denen sie das Biogas gekauft haben.
(4) Zur Wahrung von Betriebsgeheimnissen ist die Gewinnspanne in der Zeile (D) Verarbeitungskosten enthalten.
(5) Schweden verfügt derzeit über kein System zur Ausstellung von Herkunftsnachweisen für Biogas.
(6) Die Nettogesamtkosten für Biogas beliefen sich 2019 auf 13,42 SEK/m3. Bereinigt um den Energiewert (in K), d. h. (11,05/9,7) 

= 15,28 SEK/m3.
(7) Der Referenzpreis für Erdgas umfasst den Erdgaspreis, der auf einem Durchschnitt der von Statistics Sweden ermittelten 

Industriekundenpreise für das betrachtete Jahr basiert, die Netzentgelte und die CO2-Steuer. Der anwendbare Steuersatz für 
Erdgas als Kraftstoff betrug im Jahr 2019 2,516 SEK/m3 und im Jahr 2018 2,465 SEK/m3 (Quelle: schwedisches 
Finanzministerium). Als Kraftstoff genutztes Erdgas unterliegt keiner Energiesteuer.

Quelle: Die schwedischen Behörden. Auf der Grundlage der von der SEA zusammengestellten Überwachungsberichte für 2019 und 2018.
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(29) Für 2018 haben 16 Unternehmen Daten zu Biogas vorgelegt. Für 2019 haben 13 Unternehmen Daten zu Biogas vorgelegt.



(48) Die schwedischen Behörden gehen davon aus, dass die Kosten für nachhaltiges Biogas ohne Steuern in Zukunft 
höher sein werden als die Kosten für Erdgas mit Steuern.

(49) Schweden hat erklärt, dass die Rendite für Biogas im Jahr 2019 bei rund 10 % lag. Diese Rate dürfte während der 
Laufzeit der Regelung stabil bleiben.

(50) Die schwedischen Behörden haben nur die geschätzten Kosten für Biogas vorgelegt, da es in Schweden zum 
Zeitpunkt der Erstmeldung am 1. April 2020 noch kein als Kraftstoff nutzbares Biopropan gab.

(51) Was Biopropan anbelangt, schätzt Schweden, dass die Kosten für als Kraftstoff genutztes Biopropan deutlich über 
den Kosten für Flüssiggas liegen. Angesichts des wachsenden Marktes für Biopropan haben die schwedischen 
Behörden zugesagt, im jährlichen Überwachungsbericht eine Berechnung nach einer ähnlichen Methode wie bei 
Biogas durchzuführen. Die SEA wird die Kosten von Biopropan überwachen, diese Kosten mit den Kosten für 
Flüssiggas vergleichen und erforderlichenfalls die Höhe der Beihilfe anpassen, um eine Überkompensation zu 
vermeiden. Wenn Schweden feststellt, dass die Steuerbefreiung über das hinausgeht, was zur Deckung der Differenz 
zwischen den Kosten für Biopropan und Flüssiggas erforderlich ist, wird es die Höhe der Beihilfe anpassen, anstatt 
eine vollständige Steuerbefreiung zu gewähren.

2.3.2. Heizstoffregelung

(52) Die Kosten für Biogas, die in den Überwachungsberichten zur Heizstoffregelung herangezogen werden, stammen aus 
dem Überwachungsbericht der SEA über als Kraftstoff genutztes Biogas. Da Biogas, das in Heizwerken oder 
KWK-Anlagen (Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen) verbraucht wird, nicht so rein sein muss, werden die Kosten für 
die Aufbereitung jedoch abgezogen. Die Kosten für Emissionszertifikate werden ebenfalls in die Berechnung 
einbezogen.

(53) Schweden hat die Ergebnisse der Überwachungsberichte für als Heizstoff verwendetes Biogas für die Jahre 2018 
und 2019 vorgelegt.

Tabelle 2

Kostenberechnung für Biogas, das in Heizwerken zu Heizzwecken verwendet wird, basierend auf den 
Überwachungsberichten für 2019 und 2018

Biogas 2019 Biogas 2018

SEK/MWh EUR (1)/ MWh SEK/MWh EUR (1)/ MWh

A) Produktpreis 1 106 102,4 729 67,5

B) Energiesteuer - - - -

C) CO2-Steuer - - - -

D) Kosten für Emissionszertifikate (Emissionshan
delssystem der EU (2)) 67 (2) 6,2 59 (2) 5,5

E) Nettogesamtbetrag (A+B+C+D) 1 173 108,6 788 72,9

F) Referenzpreis für Erdgas (3) 703 65,1 761 70,4

G) Differenz zwischen dem Referenzpreis für 
Erdgas und den Produktionskosten für Biogas 
(E-F)

+ 470 + 43,5 + 17 + 1,6

(1) 1 Quelle: Auf der Grundlage des von der schwedischen Energieagentur erstellten Überwachungsberichts für 2019 und 2018. 
Berechnet zum Wechselkurs von 10,8043 SEK/EUR gemäß dem Amtsblatt 2019/C 331/05.

(2) 2 Da es zu diesem Zeitpunkt für eine an das Erdgasnetz angeschlossene Anlage nicht möglich war, bei Biogas die Kosten für 
Emissionszertifikate zu umgehen, wurden diese Kosten einbezogen.

(3) 3 Umfasst den Preis für Erdgas (entspricht dem durchschnittlichen jährlichen Erdgaspreis für Industriekunden in Schweden 
ohne Steuern — Eurostat), Steuern (Energiesteuer und CO2-Steuer) und Kosten für Emissionszertifikate 
(Emissionshandelssystem der EU).

(Quelle: Die schwedischen Behörden)
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Tabelle 3

Kostenberechnung für Biogas, das in KWK-Anlagen zu Heizzwecken verwendet wird, basierend auf den 
Überwachungsberichten für 2019 und 2018

Biogas 2019 Biogas 2018

SEK/MWh EUR (1)/ MWh SEK/MWh EUR (1)/ MWh

A) Produktpreis 1 106 102,4 729 67,5

B) Energiesteuer - - - -

C) CO2-Steuer - - - -

D) Kosten für Emissionszertifikate (Emissionshan
delssystem der EU2) 67 (2) 6,2 59 (2) 5,5

E) Nettogesamtbetrag (A+B+C+D) 1 173 108,6 788 72,9

F) Referenzpreis für Erdgas (3) 560 51,8 521 48,2

G) Differenz zwischen dem Referenzpreis für 
Erdgas und den Produktionskosten für Biogas 
(F-E)

+613 +56,7 +267 +24,7

(1) Quelle: Auf der Grundlage des von der schwedischen Energieagentur erstellten Überwachungsberichts für 2019 und 2018. 
Berechnet zum Wechselkurs von 10,8043 SEK/EUR gemäß dem Amtsblatt 2019/C 331/05.

(2) Da es zu diesem Zeitpunkt für eine an das Erdgasnetz angeschlossene Anlage nicht möglich war, die Kosten für 
Emissionszertifikate für Biogas zu umgehen, wurden diese Kosten einbezogen.

(3) Umfasst den Preis für Erdgas (entspricht dem durchschnittlichen jährlichen Erdgaspreis für Industriekunden in Schweden ohne 
Steuern — Eurostat), Steuern (Energiesteuer und CO2-Steuer) und Kosten für Emissionszertifikate (Emissionshandelssystem 
der EU).

(Quelle: Die schwedischen Behörden)

(54) Aus Tabelle 2 und Tabelle 3 geht hervor, dass die Differenz zwischen den gesamten Stromgestehungskosten 
(levelized costs of producing energy — „LCOE“) für Biogas und dem Marktpreis für Erdgas nach Berücksichtigung 
der Steuerbefreiung positiv ist, und zwar sowohl für Biogas, das für Heizzwecke in Heizwerken verwendet wird, als 
auch für Biogas, das in KWK-Anlagen verwendet wird. Biogas für Heizzwecke ist trotz der Steuerbefreiungen teurer 
als Erdgas.

(55) Was die CO2-Steuer betrifft, so erklärten die schwedischen Behörden, dass die CO2-Steuer auf Erdgas am 1. August 
2019 von 11 Prozent des allgemeinen Niveaus auf 91 Prozent in KWK-Anlagen, die unter das Emissionshan
delssystem der EU fallen, angehoben wurde. Ab dem 1. Januar 2023 wird in Heizwerken, die unter das Emissions
handelssystem der EU fallen, keine CO2-Steuer erhoben. Die niedrigere Energiesteuer wurde von 30 % auf 100 % 
angehoben. Die Steuersätze und damit der Preis für Erdgas, das in KWK-Anlagen für Heizzwecke verwendet wird, 
sind somit dieselben wie in Heizwerken. Die Steueränderung hat nicht zu einer Überkompensation geführt (siehe 
Tabelle 3).

(56) Die schwedischen Behörden gehen davon aus, dass die Kosten für zu Heizzwecken verwendetes nachhaltiges Biogas 
ohne Steuern in Zukunft höher sein werden als die Kosten für Erdgas mit Steuern.

(57) Ähnlich wie bei der Kraftstoffregelung (siehe Erwägungsgrund 50) liegen den nationalen Behörden aufgrund der 
geringen Verbreitung von Biopropan auf dem schwedischen Markt (30) keine ausreichenden Daten über dessen 
Kosten vor. Auf der Grundlage von Informationen zweier schwedischer Erzeuger von Biopropan schätzen die 
schwedischen Behörden jedoch, dass die Kosten für Biopropan fast doppelt so hoch sind wie die von fossilem 
Propan. Die schwedischen Behörden haben zugesagt, Biopropan ab Inkrafttreten der Regelung in die jährlichen 
Überwachungsberichte aufzunehmen, seine Produktionskosten mit denen für fossiles Propan zu vergleichen und die 
Beihilfe erforderlichenfalls anzupassen, um eine Überkompensation zu vermeiden.
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(30) Schätzungen der schwedischen Behörden zufolge werden derzeit jährlich etwa 10 000 Tonnen Biopropan auf dem schwedischen 
Markt verkauft (weniger als 10 % des gesamten Propans auf dem Markt).



2.4. Mittelausstattung und Laufzeit

(58) Schweden beantragte eine Verlängerung der Regelungen um zehn Jahre vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 
2030.

(59) Nach der Nichtigerklärung der Beschlüsse von 2020 veröffentlichte das schwedische Zentralamt für Finanzwesen am 
7. März 2023 eine Erklärung, dass das Amt keine Steuerbefreiung für Biogas oder Biopropan mehr gewähren 
kann. (31)

(60) Die Steuerbefreiungen werden aus dem Staatshaushalt in Form entgangener Steuereinnahmen finanziert.

(61) Die schwedischen Behörden schätzten den Mittelbedarf für die gesamte Laufzeit der Kraftstoffregelung auf rund 
5,15 Mrd. SEK (477 Mio. EUR (32)) mit einem jährlichen Budget von etwa 0,47 Mrd. SEK (43 Mio. EUR). Für die 
Heizstoffregelung veranschlagten die schwedischen Behörden für das Gesamtbudget der Regelung zwischen dem 
1. Januar 2021 und dem 31. Dezember 2030 etwa 5,94 Mrd. SEK (550 Mio. EUR).

2.5. Kumulierung

(62) Im Allgemeinen können die Steuerbefreiungen mit Beihilfen kumuliert werden, insbesondere mit Beihilfen für die 
Erzeugung von nachhaltigem Biogas und Biopropan.

(63) In Schweden können Investitionsbeihilfen zur Förderung von nachhaltigem Biogas und Biopropan von mehreren 
schwedischen Behörden auf der Grundlage staatlicher Beihilferegelungen für Forschung und Innovation oder für 
Umweltschutzzwecke nach der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (im Folgenden „AGVO“) (33) gewährt 
werden.

(64) Darüber hinaus können nach der AGVO Betriebsbeihilfen für die Förderung von nachhaltigem Biogas und 
Biopropan gewährt werden.

(65) Die schwedischen Behörden erklärten, dass die Beihilfebeträge, die Erzeugern von Biogas und Biopropan gewährt 
wurden, in die Überwachung einbezogen und somit bei der Prüfung der Überkompensation berücksichtigt werden.

(66) Konkret erklärten die schwedischen Behörden, dass Beihilfen, die einem Erzeuger in Schweden oder in einem 
anderen Mitgliedstaat gewährt werden, bei der Überwachung der Überkompensation entweder direkt berücksichtigt 
werden, wenn es sich bei der meldenden Stelle um einen Erzeuger handelt, oder indirekt, wenn es sich bei der 
meldenden Stelle um einen Kraftstoffanbieter oder -einführer handelt (siehe Erwägungsgrund 46).

(67) Schweden bestätigte, dass es die Anforderungen von Artikel 30 der RED II erfülle und derzeit an der Einführung der 
in der RED II genannten und in der RED III weiterentwickelten Unionsdatenbank in Schweden arbeite. Schweden 
erklärte, dass dieses System weder verfügbar gewesen sei, als Schweden die Regelungen ausarbeitete und anmeldete, 
noch als die Kommission die vorliegende Beurteilung vornahm, und dass es daher bisher nicht möglich gewesen sei, 
Informationen über bereits erhaltene Unterstützung aus den Unterlagen des Massenbilanzsystems zu 
berücksichtigen. Schweden führte jedoch an, dass keine Änderungen an der Gestaltung der Regelungen erforderlich 
seien, wenn die Unionsdatenbank voll funktionsfähig und die darin enthaltenen Informationen umfassend seien. 
Dies liege daran, dass die Förderung von Biogas- und Biopropanerzeugern im Ausland bereits indirekt über die 
Auswirkungen der Förderung auf die Einfuhrpreise in der Überwachung erfasst und somit bei der Beurteilung der 
Überkompensation berücksichtigt werde (siehe Erwägungsgründe 65 und 66).
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(31) https://www.skatteverket.se/foretag/skatterochavdrag/punktskatter/nyheterinompunktskatter/2023/nyheterinompunktskatter/beslu 
tomskattebefriadbiogasochbiogasologiltigforklarat.5.48cfd212185efbb440b47b0.html.

(32) Berechnet mit dem offiziellen Wechselkurs vom 1. Oktober 2019: 10,8043 SEK/EUR (ABl. C 331 vom 2.10.2019).
(33) Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von 

Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(ABl. L 187 vom 26.6.2014, S. 1).

https://www.skatteverket.se/foretag/skatterochavdrag/punktskatter/nyheterinompunktskatter/2023/nyheterinompunktskatter/beslutomskattebefriadbiogasochbiogasologiltigforklarat.5.48cfd212185efbb440b47b0.html
https://www.skatteverket.se/foretag/skatterochavdrag/punktskatter/nyheterinompunktskatter/2023/nyheterinompunktskatter/beslutomskattebefriadbiogasochbiogasologiltigforklarat.5.48cfd212185efbb440b47b0.html


2.6. Transparenz und sonstige Bestimmungen

(68) Die schwedischen Behörden haben sich verpflichtet, die Transparenzvorschriften nach Abschnitt 3.2.7 der Leitlinien 
2014-2020 sowie Abschnitt 3.2.1.4 der Leitlinien für staatliche Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2022 
(im Folgenden „Leitlinien 2022“) (34) einzuhalten und alle erforderlichen Informationen auf einer Website (35) zu 
veröffentlichen.

(69) Die schwedischen Behörden erklärten, dass gegen den Beihilfeempfänger, um für die Steuerbefreiungen im Rahmen 
der Regelungen infrage zu kommen, keine Rückforderungsanordnung aufgrund eines früheren Beschlusses der 
Kommission zur Feststellung der Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit einer Beihilfe mit dem Binnenmarkt 
anhängig sein dürfe und dass er kein Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne der Leitlinien für Rettungs- und 
Umstrukturierungsbeihilfen (36) sein dürfe.

2.7. Begründung für die Einleitung des Verfahrens

(70) Die Kommission hat den Einleitungsbeschluss am 30. Januar 2024 erlassen.

(71) Wie in Abschnitt 3.3.1 des Einleitungsbeschlusses erläutert, hat die Kommission die Vereinbarkeit der Regelungen 
mit dem Binnenmarkt vom 1. Januar 2021 bis zum 26. Januar 2022 auf der Grundlage der in den Abschnitten 3.2 
und 3.3 der Leitlinien 2014-2020 festgelegten Bedingungen und ab dem 27. Januar 2022 auf der Grundlage der in 
den Abschnitten 3 und 4.1 der Leitlinien 2022 festgelegten Bedingungen geprüft.

(72) In Anbetracht der Schlussfolgerungen des Gerichts (siehe Erwägungsgründe 7 bis 12), wonach die Kommission 
Zweifel an der Vereinbarkeit bestimmter Aspekte der Regelung mit dem Binnenmarkt hätte haben müssen, und 
angesichts der Informationen, die der Kommission von Landwärme übermittelt wurden (siehe Abschnitt 2.7 des 
Einleitungsbeschlusses), beschloss die Kommission, das förmliche Prüfverfahren einzuleiten.

(73) Wie vom Gericht dargelegt und den Informationen zu entnehmen, die der Kommission vor Erlass der für nichtig 
erklärten Beschlüsse bereitgestellt wurden, haben die Einfuhren aus anderen Ländern, und insbesondere aus 
Dänemark, in den Jahren vor der Anmeldung der Verlängerung der Regelungen offenbar zugenommen. Daher 
fragte sich die Kommission, welche Faktoren zum Anstieg der Einfuhren von Biogas nach Schweden geführt haben 
und ob sich dies durch die schwedischen Maßnahmen und die Maßnahmen anderer Mitgliedstaaten, insbesondere 
Dänemarks, erklären ließ. Die Kommission wollte klären, wie sich die Kombination von in Schweden auf Grundlage 
der Regelungen gewährten Beihilfen für Biosgaserzeuger und von Beihilfen, die Biogaserzeugern von anderen 
Mitgliedstaaten gewährt werden, auf den Anstieg der Einfuhren von in anderen Mitgliedstaaten, insbesondere 
Dänemark, erzeugtem Biogas nach Schweden auswirkt.

(74) Darüber hinaus hatte die Kommission in Hinblick auf die mögliche Kumulierung der auf Grundlage der streitigen 
Regelungen gewährten Beihilfen mit den von Dänemark gewährten Beihilfen an Biogaserzeuger Zweifel an der 
Angemessenheit der Regelungen. Die Kommission wollte klären, ob die mutmaßliche Kumulierung dieselben 
beihilfefähigen Kosten betraf, und wenn ja, ob dies zu einer Überkompensation zugunsten von Erzeugern, die 
Produktionsbeihilfen in Dänemark erhalten, führte, wenn sie Biogas in Schweden verkaufen. Außerdem ersuchte die 
Kommission die Beteiligten um Auskunft, falls ihrer Meinung nach konkrete Hinweise darauf vorliegen, dass 
Erzeuger, die von einem anderen Mitgliedstaat Produktionsbeihilfen beziehen, durch die schwedischen Regelungen 
eine Überkompensation erhalten.
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(34) ABl. C 80 vom 18.2.2022, S. 1.
(35) https://www.tillvaxtanalys.se/statsstod.html und https://www.riksdagen.se/sv/Dokument-Lagar/.
(36) Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung nichtfinanzieller Unternehmen in Schwierigkeiten (ABl. C 249 

vom 31.7.2014, S. 1).

https://www.tillvaxtanalys.se/statsstod.html
https://www.riksdagen.se/sv/Dokument-Lagar/


3. STELLUNGNAHMEN DER BETEILIGTEN

(75) Insgesamt äußerten sich sechs Dritte zum Einleitungsbeschluss: Landwärme, die dänische Energieagentur (DEA), der 
schwedische Gasverband, die European Renewable Energies Federation (EREF), Eurogas (ein Gasverband) und Green 
Gas Advisors (ein deutsches Beratungsunternehmen).

(76) In ihrer Stellungnahme bestätigte Landwärme, dass der Einleitungsbeschluss ihre Stellungnahmen im 
Gerichtsverfahren und in der Beschwerde vom 13. Oktober 2020 (37) korrekt wiedergebe. Daher verwies das 
Unternehmen zur Gänze auf seine früheren Argumente und beschränkte sich darauf, zusätzliche Informationen 
bereitzustellen.

(77) Die Stellungnahmen der Dritten lassen sich nachstehend in die folgenden Kategorien einteilen: i) Anmerkungen zu 
den Bestimmungsfaktoren für das Wachstum der Biogaseinfuhren (siehe Abschnitt 3.1), ii) Stellungnahmen zur 
angeblichen Überkompensation (siehe Abschnitt 3.2) und iii) Stellungnahmen zu anderen Themen (siehe 
Abschnitt 3.3).

3.1. Bestimmungsfaktoren für das Wachstum der Biogaseinfuhren

(78) In Bezug auf die Bestimmungsfaktoren für das Wachstum der Biogaseinfuhren machte der schwedische Gasverband 
geltend, dass Biogas in Schweden unabhängig von seiner Herkunft gleich besteuert werde und die Steuerbefreiung 
selbst daher keine Auswirkungen im Hinblick auf die Herkunft des verbrauchten Biogases habe, dass aber die in 
Dänemark gewährten Beihilfen möglicherweise einen Einfluss auf die Zunahme der Biogaseinfuhren aus Dänemark 
gehabt hätten. Der schwedische Gasverband argumentierte, dass es auch andere Faktoren gebe, die sich auf das 
Wachstum der Biogaseinfuhren hätten auswirken können, z. B. die Erhöhung der CO2- und Energiesteuer auf fossile 
Brennstoffe für bestimmte, nicht unter das Emissionshandelssystem der EU fallende Industriezweige in den 
Jahren 2015, 2016, 2018, 2021 und 2022, die zu einem allgemeinen Anstieg der Nachfrage nach Biogas in 
Schweden geführt habe.

(79) In ihrer Stellungnahme zum Einleitungsbeschluss legte Landwärme aktualisierte Daten zur Entwicklung der 
schwedischen Biomethaneinfuhren vor, um die wettbewerbsverzerrende Wirkung der schwedischen Regelungen zu 
belegen. Landwärme erklärte, dass die Gesamtmenge des in Schweden verwendeten Biomethans seit 2015 zwar um 
145 % gestiegen sei, die Produktion im gleichen Zeitraum (2015-2021) jedoch nur um 17 % zugenommen habe, 
was ihrer Ansicht nach zeige, dass das Wachstum der Biomethanverwendung daher fast ausschließlich auf 
Einfuhren zurückzuführen sei. Landwärme brachte ferner vor, dass die dänischen Biomethanausfuhren nach 
Schweden zwischen 2016 und 2020 von 200 GWh auf 1 400 GWh gestiegen seien und dass diese Einfuhren im 
Jahr 2020 fast 75 % der Gesamteinfuhren Schwedens ausmachten. Und schließlich führte Landwärme an, dass im 
Jahr 2021 2 291 GWh und im Jahr 2022 1 938 GWh aus Dänemark eingeführt worden seien, was für 2021 95 % 
und für 2022 99 % aller Biomethaneinfuhren in Schweden entspreche. (38)

(80) Landwärme brachte vor, dass Biomethanerzeuger, die zwei Subventionen kumuliert hätten, diese Überkompensation 
nutzen konnten, um ihre Herkunftsnachweise in Schweden zu günstigeren Preisen anzubieten als Erzeuger, die keine 
Produktionsbeihilfen erhielten oder die Beihilfe im Falle der Ausfuhr zurückzahlen müssten, wodurch schwedische 
Biomethanerzeuger und Erzeuger aus anderen Mitgliedstaaten vom Markt verdrängt worden seien. Landwärme 
argumentierte ferner, dass die Einfuhren von doppelt subventioniertem Biomethan zwar stetig gestiegen seien, die 
Produktion von schwedischem Biomethan jedoch stagniere und nur durch weitere Subventionen gesichert werden 
könne und dass Erzeuger aus anderen Mitgliedstaaten, die keine Subventionen erhalten hätten, vollständig vom 
schwedischen Markt verschwunden seien.

(81) EREF gab eine allgemeine Erklärung ab, dass Erzeuger, die keine Subventionen erhalten hätten, aufgrund des 
Wettbewerbsnachteils, der durch den unkontrollierten grenzüberschreitenden Handel mit subventioniertem 
Biomethan entstanden sei, vom Markt verdrängt worden seien.
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(37) Siehe Abschnitt 2.7 des Einleitungsbeschlusses.
(38) Auf der Grundlage eines Berichts des schwedischen Gasverbands für die SEA. Aus dem Bericht geht hervor, dass es keine vollständigen 

Statistiken über die Ein- und Ausfuhr von Biogas gibt. Der Gesamtverbrauch von Biogas in Schweden werde bisher anhand der 
Biogasproduktion und der Nettoeinfuhr von Biogas über das westschwedische Gasnetz (Einfuhr minus Ausfuhr) geschätzt. In dem 
Bericht wird nicht erläutert, wie der dänische Anteil ermittelt wird (möglicherweise auf der Grundlage von Herkunftsnachweisen).



3.2. Angebliche Überkompensation

(82) Die DEA bestätigte, dass es sich bei der einschlägigen dänischen Biogasregelung um die in Erwägungsgrund 89 
Buchstabe b des Einleitungsbeschlusses genannte Regelung handelt, d. h. die Regelung zur Förderung der 
Aufbereitung von Biogas, damit es in das Gasnetz eingespeist werden kann. Die DEA wies darauf hin, dass diese 
Regelung 2013 von der Kommission genehmigt worden sei (39) und seit 2019 im Rahmen dieser Regelung keine 
neuen Anträge mehr gestellt werden könnten (40). Die DEA bestätigte, dass die Beschreibung der dänischen 
Biogasregelung und des Prüfverfahrens zur Feststellung von Überkompensationen in Dänemark in Abschnitt 2.9 
des Einleitungsbeschlusses korrekt ist. Sie erklärte, dass die Begünstigten im Rahmen der dänischen Biogasregelung 
i) zusätzlich zum Marktpreis für Erdgas eine einheitliche Prämie erhalten würden, ii) berechtigt seien, Herkunfts
nachweise zu erhalten und zu verkaufen, und dass all diese Einnahmen (aus dem Verkauf von Gas (d. h. dem 
Erdgaspreis), dem Verkauf von Herkunftsnachweisen und aus der Prämie) in den Jahresabschlüssen dänischer 
Biogaserzeuger enthalten seien. Die jährliche Beurteilung der Überkompensation stützt sich auf Informationen in 
den Jahresabschlüssen der Begünstigten zur Regelung insgesamt. (41) Die DEA brachte vor, dass bei dieser Methode 
die Auswirkungen der schwedischen Regelungen berücksichtigt würden, da sich die gestiegene Nachfrage nach 
Biogas in einem höheren Einkommen niederschlagen werde, das in den Jahresabschlüssen der Begünstigten 
ausgewiesen werde. Die DEA gab an, sie lege bei der jährlichen Beurteilung der Überkompensation strenge 
Maßstäbe an, da diese auf öffentlich zugänglichen Informationen basiere, die von Wirtschaftsprüfern geprüft 
würden. Die DEA erklärte weiter, dass Dänemark die Beurteilung nachträglich für einen gleitenden Dreijahres
zeitraum vornehme. Sollte sich anhand des vorangegangenen Dreijahreszeitraums herausstellen, dass die 
Begünstigten eine Überkompensierung erhalten haben, so werde die Prämie nach unten angepasst. Die DEA wies 
darauf hin, dass die für die Zeiträume 2018-2020 und 2019-2021 durchgeführte Beurteilung keine 
Überkompensation ergeben habe. Sie fügte hinzu, dass in der Beurteilung von 2023 erstmals eine 
Überkompensation im Zeitraum 2020-2022 festgestellt worden sei. Diese Überkompensation sei in erster Linie auf 
den Anstieg der Gaspreise in diesem Zeitraum zurückzuführen gewesen. Folglich senkte Dänemark die Prämie für 
die folgenden drei Jahre, um die Überkompensation auszugleichen.

(83) Der schwedische Gasverband erklärte, dass Schweden seit vielen Jahren über einen jährlichen Kontrollmechanismus 
verfüge, um eine mögliche Überkompensation in Schweden aufzudecken, und dass es bisher keine 
Überkompensation für Biogas gegeben habe. Der schwedische Gasverband wies darauf hin, dass die Überwachungs
berichte die Kosten für die Biogaserzeugung in Schweden widerspiegeln würden, einschließlich etwaiger Beihilfen für 
Erzeuger. Der schwedische Gasverband erklärte weiter, dass die Berichte für eingeführtes Biogas auf Einfuhrpreisen 
beruhten, da Schweden die Produktionskosten oder die in anderen Ländern gewährten Beihilfen nicht überwachen 
könne und dass die in anderen Ländern gewährten Beihilfen in jedem Fall berücksichtigt würden, da sie sich auf den 
Preis des nach Schweden ausgeführten Biogases auswirken würden.

(84) Darüber hinaus wies der schwedische Gasverband darauf hin, dass, falls die Kombination der Regelungen mit der 
dänischen Produktionsbeihilfe zu einer Überkompensation für dänische Erzeuger führen würde, dies im dänischen 
Kontrollmechanismus ersichtlich wäre, da dieser alle Kosten und Einnahmen, einschließlich der Einnahmen aus dem 
Verkauf von Gas und Herkunftsnachweisen, sowie die dänische Beihilfe berücksichtige.

(85) In ihrer Stellungnahme kritisierte Landwärme die Berechnungsmethode, die die Kommission bei der Beurteilung von 
Förderregelungen für Biomethan, einschließlich der schwedischen Regelungen, zur Bestimmung der maximal 
zulässigen Beihilfehöhe anwendet, und zwar in zweierlei Hinsicht. Nach Ansicht von Landwärme ermöglicht sie 
eine Überkompensation, da 1) Einnahmen aus dem Verkauf von Herkunftsnachweisen und 2) in anderen 
Mitgliedstaaten gewährte Beihilfen nicht berücksichtigt werden. Zum ersten Punkt erklärte Landwärme, dass die 
Einnahmen aus dem Verkauf von Herkunftsnachweisen den Biomethanerzeugern Gewinne einbringen würden. Da 
diese Gewinne es den Biomethanerzeugern ermöglichen würden, ihre Kosten für die Erzeugung von Biomethan 
(teilweise) zu kompensieren, müssten sie bei der Festsetzung des zulässigen Beihilfehöchstsatzes berücksichtigt 
werden, da andernfalls die Steuerregelungen zu einer Überkompensation führen könnten. Zum zweiten Punkt 
machte Landwärme geltend, dass die von der Kommission angewandte Berechnungsmethode nur nationale 
Gegebenheiten berücksichtige und den grenzüberschreitenden Handel außer Acht lasse. Für in andere 
Mitgliedstaaten ausgeführtes Biomethan könnten jedoch bereits im Ursprungsland Beihilfen gewährt worden sein. 
Unter diesen Umständen seien die Mehrkosten im Zusammenhang mit der Erzeugung von Biomethan bereits 
teilweise oder vollständig ausgeglichen. Die Gewährung einer zusätzlichen Beihilfe in den Einfuhrmitgliedstaaten 
könne daher zu einer Überkompensation führen.
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(39) Beschluss der Kommission vom 14. November 2013 in der Sache SA.35485 (2012/N) — Dänemark — Beihilfe für alle Formen der 
Biogasnutzung — A (ABl. C 292 vom 4.9.2015, S. 3).

(40) Siehe Abschnitte 1 und 2 des Gesetzes Nr. 1566 vom 27. Dezember 2019 (in dänischer Sprache abrufbar unter https://www. 
retsinformation.dk/eli/lta/2019/1566) und Abschnitt 5 der Durchführungsverordnung Nr. 547 vom 28. April 2020 (in dänischer 
Sprache abrufbar unter https://www.retsinformation.dk/eli/lta/2020/547).

(41) Die dänischen Behörden erklärten, dass diese Beurteilung auf der Grundlage der Jahresabschlüsse repräsentativer Begünstigter, d. h. von 
Begünstigten, deren einzige oder primäre Tätigkeit mit Biogas verbunden ist, erfolge. Im Jahr 2022 beispielsweise nahmen insgesamt 
57 Unternehmen an der Regelung teil, von denen 49 repräsentative Unternehmen ermittelt wurden, auf die 96 % der im Rahmen der 
Regelung geförderten Menge entfielen.

https://www.retsinformation.dk/eli/lta/2019/1566
https://www.retsinformation.dk/eli/lta/2019/1566
https://www.retsinformation.dk/eli/lta/2020/547


(86) Landwärme legte eine Berechnung vor, um nachzuweisen, dass die Kumulierung der dänischen Beihilfe, der 
schwedischen Steuerbefreiung und der Herkunftsnachweise zu einer Überkompensation der dänischen Erzeuger 
führt. Landwärme verglich die Produktionskosten für Biomethan von 67,5 EUR pro MWh, laut Marktkenntnis von 
Landwärme, mit Einnahmen, die sich aus dem physischen Gaswert (13,27 EUR/MWh) zusammensetzen, und wies 
darauf hin, dass die Differenz bereits die dänische Produktionsbeihilfe übersteige (54,23 EUR/MWh gegenüber 
55,27 EUR/MWh). Landwärme addierte dann die schwedische Beihilfe (29,56 EUR/MWh) und die (nicht 
quantifizierten) Einnahmen aus Herkunftsnachweisen. Auf dieser Grundlage behauptete Landwärme, dass die 
Überkompensation aus der schwedischen Beihilfe zuzüglich des Preises für die Herkunftsnachweise (sowie einem 
kleinen Teil der dänischen Beihilfe) resultiere. (42)

(87) Um eine Überkompensation zu vermeiden, empfahl Landwärme Schweden schließlich, eingeführtes Biomethan, das 
in seinem Ursprungsland subventioniert wurde, von der Regelung auszuschließen.

(88) Laut GreenGasAdvisors hat Dänemark berechnet, dass die Unterstützung für inländische Erzeuger durch die 
Kombination aus Einspeisungsförderung und dem Verkauf von Herkunftsnachweisen ausreichend ist. Daher würde 
jede zusätzliche Unterstützung über den Verkauf von Herkunftsnachweisen außerhalb Dänemarks die 
Produktionskosten überkompensieren, indem das physische Methan doppelt kompensiert wird.

(89) EREF und Eurogas äußerten sich allgemein zu der Tatsache, dass die Kumulierung mehrerer Beihilferegelungen 
verschiedener Länder zu Überkompensationen und Verzerrungen auf dem EU-Markt führen kann und dass die 
Kommission in ihrer Entscheidungspraxis die Vereinbarkeit von Beihilfen mit dem Binnenmarkt insbesondere im 
Hinblick auf grenzüberschreitende Aspekte und das Zusammenspiel zwischen Beihilferegelungen überwachen 
sollte. EREF brachte ihr Bedauern darüber zum Ausdruck, dass die Leitlinien 2022 die Ausfuhr von 
subventioniertem grünem Gas auf den EU-Markt nicht ausschließen.

3.3. Sonstige Stellungnahmen Dritter

3.3.1. Erfassung der Ziele für erneuerbare Energiequellen

(90) Einige Interessengruppen behaupteten, dass es einen potenziellen Verstoß gegen die RED II in Bezug auf die 
Methoden zur Erfassung der Ziele für erneuerbare Energiequellen, die verschiedene Mitgliedstaaten anwenden 
können, und die potenzielle Doppelzählung derselben Energieeinheit in Zielen für erneuerbare Energiequellen beim 
grenzüberschreitenden Handel mit subventioniertem Biomethan gebe.

3.3.2. Durchführbarkeit der Anwendung unterschiedlicher Steuersätze

(91) Der schwedische Gasverband reagierte auf den möglichen Hinweis des Gerichts, dass Schweden je nach den in den 
verschiedenen Herkunftsländern erhaltenen Beihilfen unterschiedliche Steuersätze anwenden sollte oder könnte (43).

(92) Der schwedische Gasverband brachte vor, dass die Energiebesteuerungsrichtlinie (44) unterschiedliche Steuersätze auf 
der Grundlage des Biomassegehalts, nicht aber des Ursprungs oder der Höhe der Produktionsbeihilfen vorsehe. 
Darüber hinaus dürfen die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 110 AEUV auf eingeführte Waren keine inländischen 
Abgaben erheben, die über die Abgaben hinausgehen, die auf gleichartige inländische Waren erhoben werden. 
Daher müssen die Mitgliedstaaten, damit die in der Energiebesteuerungsrichtlinie vorgesehene Möglichkeit, die 
Steuersätze je nach Biomassegehalt zu differenzieren, in der Praxis umsetzbar ist, in der Lage sein, für eingeführte 
und im Inland hergestellte Produkte dieselbe Steuerermäßigung zu gewähren, auch wenn die Produktionskosten 
und die Höhe der Produktionsbeihilfen von Land zu Land unterschiedlich sind, was normalerweise der Fall ist. Der 
schwedische Gasverband kam zu dem Schluss, dass es sinnvoll ist, eine praktikable Methode anzuwenden, um eine 
mögliche Überkompensation in einer solchen Situation zu erkennen und zu beheben, wobei die inländische 
Produktionsbeihilfe sowie die Beihilfen für Erzeuger in anderen Ländern berücksichtigt werden. Eine solche 
Methode werde in Schweden, wie oben beschrieben, angewandt.
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(42) Landwärme legte keine Belege für die Stichhaltigkeit der verwendeten Daten vor. Der Betrag für die schwedische Beihilfe entspricht 
dem Gesamtbetrag der Steuervergünstigung, wobei davon ausgegangen wird, dass die Steuervergünstigung vollständig an den 
Erzeuger weitergegeben wird.

(43) EU:T:2022:853, Rn. 122.
(44) Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur 

Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom (ABl. L 283 vom 31.10.2003, S. 51).



3.3.3. Zusätzliche Bemerkungen von Landwärme zur Kumulierung schwedischer Maßnahmen

(93) In ihrer Stellungnahme zum Einleitungsbeschluss führte Landwärme auch das Risiko einer Überkompensation an, 
das sich aus der schwedischen Produktionsbeihilfe für schwedische Erzeuger von Biomethan ergeben könnte. Diese 
Beihilfe wurde nach Kenntnis von Landwärme nie bei der Kommission angemeldet, obwohl sie die Beurteilung der 
Steuerregelung erheblich beeinflusst. Landwärme brachte vor, dass Schweden diese Produktionsbeihilfe bei der 
Festlegung der Höhe der Beihilfe im Rahmen der Steuerregelung berücksichtigen sollte. Andernfalls könnte die 
Kumulierung beider Beihilfen zu einer Überkompensation führen. Zweitens sollte Schweden sicherstellen, dass der 
Herkunftsnachweis für Biomethan, für das Biomethanerzeuger eine Produktionsbeihilfe erhalten haben, nur 
ausgeführt werden kann, wenn der Biomethanerzeuger die Subvention vollständig an Schweden zurückzahlt. 
Andernfalls können schwedische Biomethanerzeuger Subventionen kumulieren, indem sie ihren Herkunftsnachweis 
ausführen. Schließlich sollte Schweden sicherstellen, dass die Gewährung einer Subvention auf dem Herkunfts
nachweis angegeben wird, um Umgehungen zu verhindern und die Möglichkeit einer doppelten Subventionierung 
in einem anderen Land auszuschließen, falls die Herkunftsnachweise ausgeführt werden.

4. STELLUNGNAHMEN SCHWEDENS

(94) In diesem Abschnitt sind die am 5. März 2024 von Schweden eingegangene Stellungnahme zum Einleitungs
beschluss und die am 6. Mai 2024 eingegangene Stellungnahme zu den Bemerkungen Dritter zusammengefasst.

4.1. Bestimmungsfaktoren für das Wachstum der Biogaseinfuhren

(95) Schweden erklärte, dass es über keine empirischen Daten zu den Auswirkungen der Steuerbefreiungen auf die 
eingeführten Biogasmengen verfüge, jedoch der Ansicht sei, dass es keine Korrelation gebe. Da Biogas unabhängig 
von der Herkunft gleich besteuert werde, habe die Steuerbefreiung selbst keine Auswirkung im Hinblick auf die 
Herkunft des Biogases.

(96) Schweden räumte ein, dass die Subventionen in Dänemark möglicherweise Auswirkungen auf die Einfuhren in den 
schwedischen Markt gehabt haben könnten. Allerdings merkt Schweden an, dass es auch andere Faktoren geben 
könnte, die den Anstieg der Einfuhren aus Dänemark erklären würden, da der Gasmarkt international und 
komplex sei.

(97) In seiner Antwort auf die Stellungnahme von Landwärme erklärte Schweden, dass die Preisunterschiede zwischen 
beispielsweise schwedischem, dänischem und deutschem Biogas nicht durch eine Steuerbefreiung für den Verbrauch 
von Biogas entstehen, verstärkt oder neutralisiert würden, wenn das gesamte Biogas gleich behandelt würde. Die 
Steuerbefreiung könne (und solle) den Endmarktpreis für Biogas im Vergleich zu Erdgas beeinflussen. Die 
Steuerbefreiung werde sich auf die in Schweden verbrauchten Mengen an Biogas und Erdgas zugunsten von Biogas 
auswirken. Solange jedoch die Steuerbefreiung für alle Biogase gleich sei, werde die Steuerbefreiung niemals 
ausschlaggebend für die relativen Mengen des verbrauchten Biogases in Bezug auf die verschiedenen 
Herkunftsländer sein. Solange Erzeuger von Biogas in einem bestimmten Mitgliedstaat mehr Produktionsbeihilfen 
erhalten würden als Erzeuger in einem anderen Mitgliedstaat, seien die Produktionskosten für Biogas im ersten 
Mitgliedstaat immer niedriger, da die übrigen Produktionskosten vergleichbar seien. Außerdem könnten die 
Produktionskosten zwischen zwei Mitgliedstaaten oder zwei Erzeugern immer unterschiedlich sein, unabhängig von 
den erhaltenen Beihilfen. Schweden kommt zu dem Schluss, dass eine einheitliche Steuerbefreiung weder 
Verzerrungen zwischen den Akteuren im Biogassektor verursacht noch bestehende Verzerrungen verstärkt.

4.2. Angebliche Überkompensation

(98) Schweden brachte vor, dass Kontrollmechanismen vorhanden seien, um eine mögliche Überkompensation in 
Schweden zu überwachen. Aus den Überwachungsberichten für 2018 und 2019 gehe hervor, dass keine 
Überkompensation stattgefunden habe und auch für die Zukunft nicht zu erwarten sei. Die Überwachungsberichte 
würden die Kosten für die Biogaserzeugung in Schweden widerspiegeln. Was eingeführtes Biogas betrifft, würden 
die Berechnungen auf den Einfuhrpreisen basieren, die die einem Erzeuger in einem anderen Mitgliedstaat 
gewährten Beihilfebeträge und die staatlichen Beihilfen beinhalten würden. Schweden erklärte, es könne die 
Produktionskosten für eingeführtes Biogas nicht berücksichtigen: Weder Schweden noch die Einführer hätten 
Kenntnis von den Produktionskosten oder den Beihilfen, die Erzeugern in anderen Ländern gewährt worden seien.

(99) Außerdem bestätigte Schweden, dass Dänemark über einen Kontrollmechanismus verfügt, der in der Analyse der 
Finanzierungslücke alle Einnahmen, einschließlich der Einnahmen von Herkunftsnachweisen, berücksichtigt. 
Schweden erklärte, dass sich, wenn dänische Erzeuger Biogas nach Schweden verkaufen würden, die Ausfuhrpreise 
in der gleichen Weise in den Einnahmen niederschlagen würden wie die Einfuhrpreise als Kosten für die 
schwedischen Käufer. Die dänischen und schwedischen Mechanismen würden sich in dieser Hinsicht ergänzen und 
jeden Markt im Hinblick auf eine mögliche Überkompensation überwachen.
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(100) In Bezug auf die spezifischen Anmerkungen von Landwärme stellte Schweden Folgendes klar:

a) Alle Einnahmen aus Herkunftsnachweisen werden in die dänische Prüfung auf Überkompensation 
einbezogen.

b) Bei der dänischen Prüfung auf Überkompensation werden alle Einnahmen berücksichtigt, d. h. auch die 
Einnahmen aus dem Verkauf des Gases im Ausland. Dänische Herkunftsnachweise und Produktionsbeihilfen 
werden über die Einfuhrpreise nicht nur in der dänischen, sondern auch in der schwedischen Prüfung 
berücksichtigt.

c) Unter Bezugnahme auf die von Landwärme angeführte Quantifizierung (siehe Erwägungsgrund 86) werden 
die angegebenen Produktionskosten auf der Grundlage der Angaben in den schwedischen Überwachungs
berichten zu niedrig angesetzt und spiegeln nicht die tatsächlichen Biogaskosten für einen schwedischen 
Einführer wider (die durch die Marktnachfrage bestimmt werden).

(101) In Bezug auf die Empfehlung von Landwärme, dass Schweden eingeführtes Biomethan, das in seinem Ursprungsland 
subventioniert wurde, von der Regelung ausnehmen sollte, argumentierte Schweden, dass das Beihilferecht die 
Kumulierung von Beihilfen nicht verbieten würde und dass bei diesem Vorschlag nicht berücksichtigt werde, ob die 
Kumulierung von Beihilfen tatsächlich zu einer Überkompensation führt.

4.3. Sonstige Stellungnahmen

4.3.1. Erfassung der Ziele für erneuerbare Energiequellen

(102) Schweden stellte klar, dass es im Zusammenhang mit dem grenzüberschreitenden Handel mit subventioniertem 
Biomethan in Schweden keine Doppelzählung derselben Energieeinheit in Zielen für erneuerbare Energiequellen 
gebe.

4.3.2. Durchführbarkeit der Anwendung unterschiedlicher Steuersätze

(103) Schweden reagierte auf den möglichen Hinweis des Gerichts, dass Schweden je nach den in den verschiedenen 
Herkunftsländern erhaltenen Beihilfen unterschiedliche Steuersätze anwenden sollte oder könnte. (45)

(104) Schweden machte geltend, dass die Anwendung unterschiedlicher Steuersätze je nach Herkunft des Gases aus 
mehreren Gründen weder möglich noch sinnvoll sei. Verbrauchsteuern würden als indirekte Steuern auf Produkte 
erhoben und könnten nicht individuell festgelegt werden, sondern sollten für alle Nutzer derselben Waren für 
dieselben Zwecke gleich sein. Außerdem sollten die auf EU-Ebene harmonisierten Verbrauchsteuern nicht dazu 
dienen, Unterschiede bei den Herstellungskosten für Waren aus verschiedenen Mitgliedstaaten auszugleichen. 
Darüber hinaus würden Steuerermäßigungen die Produktionsbeihilfen ergänzen, da sie unterschiedlichen Zwecken 
dienen würden: Steigerung der Nachfrage bzw. Erzeugung von Biogas.

(105) Schweden wies ferner darauf hin, dass Energieerzeugnisse mit denselben KN-Codes (bei denen das Ursprungsland 
nicht berücksichtigt wird) gemäß der Energiebesteuerungsrichtlinie grundsätzlich gleich besteuert werden sollten. 
Schweden wies ferner darauf hin, dass es keine EU-weit harmonisierte Präferenz für die Förderung von Biogas gebe: 
Durch die Feststellung, dass Produktionsbeihilfen in einem Mitgliedstaat eine Steuerbefreiung in einem anderen 
Mitgliedstaat unmöglich machen, würde die Kommission ein bevorzugtes Förderinstrument für alle Mitgliedstaaten 
wählen, d. h. Produktionsbeihilfen.

(106) Schweden erklärte abschließend, dass es zweckmäßiger und effizienter wäre, vorzuschreiben, dass für ausgeführte 
Erzeugnisse keine Produktionsbeihilfen gewährt werden dürfen, als die Anwendung getrennter Verbrauchsteuersätze 
je nach Herkunft des Biogases.

4.3.3. Zusätzliche Bemerkungen von Landwärme zur Kumulierung schwedischer Maßnahmen

(107) In diesem Zusammenhang stellte Schweden klar, dass die von Landwärme genannten Beihilferegelungen im Einklang 
mit der AGVO durchgeführt werden (siehe z. B. SA.111255 und SA.112758). Schweden bestätigte, dass gemäß den 
Anforderungen der AGVO bei der Festlegung der verhältnismäßigen Höhe der Produktionsbeihilfe in Schweden alle 
anderen Beihilfen, wie z. B. die Steuerbefreiung, berücksichtigt würden, was bedeute, dass das angebliche 
Kumulierungsproblem bereits berücksichtigt sei. Schließlich stellte Schweden klar, dass derzeit keine Herkunfts
nachweise an schwedische Biogaserzeuger ausgegeben werden.
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5. WÜRDIGUNG DER REGELUNGEN

5.1. Vorliegen einer Beihilfe

(108) Nach Artikel 107 Absatz 1 AEUV sind „staatliche oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher Art, 
die durch die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder zu 
verfälschen drohen, mit dem Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten 
beeinträchtigen“.

(109) Um das Vorliegen einer staatlichen Beihilfe feststellen zu können, muss die Kommission prüfen, ob bei der in Rede 
stehenden Maßnahme alle Voraussetzungen des Artikels 107 Absatz 1 AEUV (d. h. Übertragung staatlicher Mittel, 
Zurechenbarkeit zum Staat, selektiver Vorteil, potenzielle Wettbewerbsverfälschung und Auswirkungen auf den 
Handel innerhalb der EU) erfüllt sind.

(110) Die Kommission ist bereits im Einleitungsbeschluss vorläufig zu dem Schluss gelangt (siehe Erwägungsgründe 99 bis 
105 des Einleitungsbeschlusses), dass die Regelungen staatliche Beihilfen im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV 
darstellen.

5.1.1. Zurechenbarkeit und staatliche Mittel

(111) Die Steuerbefreiungen sind im schwedischen Verbrauchsteuergesetz (1994:1776) festgelegt (siehe 
Erwägungsgrund 18) und verringern das Steueraufkommen des Staates. Sie sind somit dem Staat zuzurechnen und 
werden aus staatlichen Mitteln finanziert.

5.1.2. Selektiver Vorteil und Begünstigte

(112) Die unmittelbaren Begünstigten der Regelungen sind bei der Kraftstoffregelung die Steuerpflichtigen und bei der 
Heizstoffregelung die Endnutzer (siehe Erwägungsgründe 32 und 33). Es handelt sich dabei um die Personen, die die 
Steuer, die normalerweise an das Finanzamt gezahlt werden müsste, nicht zahlen oder die beim Finanzamt eine 
Rückerstattung der Steuer beantragen, die sie für nachhaltiges, nicht aus Nahrungsmitteln gewonnenes Biogas und 
Biopropan gezahlt haben.

(113) Von den Regelungen profitieren jedoch auch mittelbar die Erzeuger von nachhaltigem, nicht aus Nahrungsmitteln 
gewonnenem Biogas und Biopropan, da die Nachfrage nach ihren Produkten steigt (siehe Erwägungsgrund 35).

(114) Der Vorteil ist selektiv, da er nur nachhaltiges, nicht auf Nahrungsmitteln basierendes Biogas und Biopropan betrifft, 
die als Ersatz für Erdgas und Flüssiggas dienen.

5.1.3. Beeinflussung des Handels und des Wettbewerbs

(115) Da Biogas und Biopropan für den Einsatz im Verkehr und als Heizstoff zwischen den Mitgliedstaaten gehandelt 
werden und als Ersatz für fossile Brennstoffe dienen, ist davon auszugehen, dass die Steuerbefreiungen den Handel 
zwischen den Mitgliedstaaten beeinflussen und den Wettbewerb verzerren könnten.

(116) Insbesondere der südwestliche Teil Schwedens ist über Dänemark an das europäische Gasnetz angeschlossen. 
Schweden handelt daher mit Gas und Biogas mit Nachbarländern, insbesondere mit Dänemark. In Stockholm gibt 
es zudem ein regionales Gasnetz, das mit lokal eingespeistem Biogas und angeliefertem Flüssiggas/verflüssigtem 
Biogas betrieben wird. Die Kommission stellt jedoch fest, dass der schwedische Biogasmarkt ansonsten weitgehend 
netzunabhängig ist und über mehrere lokale und regionale Netze oder eigenständige Biogasanlagen und 
Betankungsanlagen verfügt (siehe Erwägungsgrund 37).

5.1.4. Schlussfolgerung zum Vorliegen einer staatlichen Beihilfe

(117) Auf der Grundlage der vorstehenden Ausführungen (siehe Erwägungsgründe 111 bis 116) und wie in früheren 
Beschlüssen (46) festgestellt, gelangt die Kommission zu dem Schluss, dass die Regelungen staatliche Beihilfen im 
Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV darstellen.
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5.2. Rechtmäßigkeit der Beihilfe

(118) Auch wenn die Regelungen vor ihrer Durchführung von den schwedischen Behörden angemeldet wurden, wurden 
die Beschlüsse von 2020 zur Genehmigung der Regelungen mit dem Urteil des Gerichts für nichtig erklärt. Die 
Regelungen sind daher als rechtswidrig anzusehen. (47)

5.3. Vereinbarkeit der Beihilfe mit dem Binnenmarkt

5.3.1. Rechtsgrundlage der Beurteilung

(119) Nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV kann die Kommission „Beihilfen zur Förderung der Entwicklung 
gewisser Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete, soweit sie die Handelsbedingungen nicht in einer Weise 
verändern, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft“, für mit dem Binnenmarkt vereinbar erklären. Daher muss 
eine Beihilfe, um nach dieser Vertragsbestimmung als mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehen zu werden, zur 
Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige (oder -gebiete) beitragen. (48) Außerdem darf die Beihilfe den Wettbewerb 
nicht in einer Weise verfälschen, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft.

(120) Wie in Erwägungsgrund 71 dargelegt, hat die Kommission die Vereinbarkeit der Regelungen mit dem Binnenmarkt 
vom 1. Januar 2021 bis zum 26. Januar 2022 auf der Grundlage der in den Abschnitten 3.2 und 3.3 der Leitlinien 
2014-2020 festgelegten Bedingungen und ab dem 27. Januar 2022 auf der Grundlage der in den Abschnitten 3 
und 4.1 der Leitlinien 2022 festgelegten Bedingungen geprüft.

5.3.2. Beurteilung im Rahmen der Leitlinien 2014-2020

5.3.2.1. Positive Voraussetzung: Die Beihilfe muss die Entwicklung eines Wirtschaftszweigs fördern

5.3.2.1.1. Entwicklung eines Wirtschaftszweigs

(121) Nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV kann die Maßnahme nur dann als mit dem Binnenmarkt vereinbar 
angesehen werden, wenn sie zur Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige (oder -gebiete) beiträgt. (49)

(122) Die Kommission stellt fest, dass die Regelungen durch Steuerbefreiungen den Verbrauch von nachhaltigem Biogas 
und Biopropan, die als Kraft- oder Heizstoffe verwendet werden, und damit mittelbar auch die Erzeugung von 
nachhaltigem Biogas und Biopropan fördern (siehe Erwägungsgrund 35). Der durch die Regelungen geförderte 
Wirtschaftszweig ist somit die Erzeugung von nachhaltigem Biogas und Biopropan.

(123) Ziel der Regelungen ist es, zur Erreichung der in Erwägungsgrund 28 genannten Ziele beizutragen.

(124) Daher gelangt die Kommission zu dem Schluss, dass die Regelungen die Entwicklung von Wirtschaftszweigen gemäß 
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV fördern.

5.3.2.1.2. Anreizeffekt

(125) Eine Beihilfemaßnahme hat einen Anreizeffekt, wenn sie den Empfänger veranlasst, sein Verhalten zugunsten der 
Entwicklung eines gewissen Wirtschaftszweigs, der mit der Beihilfemaßnahme verbunden ist, zu ändern, und wenn 
diese Verhaltensänderung ohne die Beihilfe nicht eingetreten wäre. (50) Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die 
Kosten der erneuerbaren Energien den Marktpreis der betreffenden Energieform übersteigen und die Beihilfe dazu 
beitragen kann, diese umweltschutzbedingten Mehrkosten zu senken.

DE ABl. L vom 17.1.2025 

18/33 ELI: http://data.europa.eu/eli/dec/2025/62/oj

(47) Siehe Artikel 108 Absatz 3 AEUV und Urteil vom 12. Februar 2008, CELF, C-199/06, EU:C:2008:79, Rn. 61 bis 64.
(48) Urteil des Gerichtshofs vom 22. September 2020, Österreich/Kommission, C-594/18 P, EU:C:2020:742, Rn. 20 und 24.
(49) Urteil des Gerichtshofs vom 22. September 2020, Österreich/Kommission, C-594/18 P, EU:C:2020:742, Rn. 20 und 24.
(50) Siehe in diesem Sinne die Randnummern 49 und 120 der Leitlinien 2014-2020 sowie das Urteil vom 22. September 2020, Republik 

Österreich/Kommission, C-594/18 P, EU:C:2020:742.



(126) Wie aus den Tabellen 1, 2 und 3 hervorgeht, sind für Steuerpflichtige die Kosten je Einheit von als Kraft- oder 
Heizstoff verwendetem Biogas höher als der Marktpreis pro Erdgaseinheit. Schweden erklärt, dass dies auch bei 
Biopropan der Fall sei. Wie in den Erwägungsgründen 51 und 57 erwähnt, hat sich Schweden verpflichtet, 
Biopropan in die jährlichen Überwachungsberichte aufzunehmen, dessen Kosten mit dem Preis für fossiles Propan 
zu vergleichen und die Höhe der Beihilfe erforderlichenfalls anzupassen, um eine Überkompensation zu vermeiden. 
Darüber hinaus wird Schweden seine jährlichen Überwachungsberichte anpassen, um die Befreiungen im Rahmen 
des Emissionshandelssystems für den in Heizwerken und KWK-Anlagen verwendeten Biogasanteil im Einklang mit 
den Überwachungs- und Berichterstattungsanforderungen gemäß der Richtlinie 2003/87/EG zu berücksichtigen.

(127) Da die Steuerbefreiungen die Verwendung von nachhaltigem Biogas und Biopropan fördern werden, werden sie auch 
Anreize für die Erzeugung dieser Arten erneuerbarer Kraftstoffe schaffen. Die Kommission ist daher der Auffassung, 
dass die Beihilfe einen Anreizeffekt im Sinne von Randnummer 49 der Leitlinien 2014-2020 haben wird.

5.3.2.1.3. Kein Verstoß gegen relevante Bestimmungen des Unionsrechts

(128) Wenn die geförderte Tätigkeit, die Beihilfemaßnahme oder die mit ihr verbundenen Bedingungen zwangsläufig zu 
einem Verstoß gegen Unionsrecht führen, kann die staatliche Beihilfe nicht für mit dem Binnenmarkt vereinbar 
erklärt werden. (51)

(129) Wie in Erwägungsgrund 25 erwähnt, wird Schweden sicherstellen, dass Beihilfen im Rahmen der Regelungen nur für 
Biogas und Biopropan gewährt werden, die die geltenden EU-Kriterien für Nachhaltigkeit und Treibhausgase
missionen gemäß der RED I und der RED II erfüllen.

(130) Im Einklang mit Randnummer 113 der Leitlinien 2014-2020 hat Schweden ferner bestätigt, dass im Rahmen der 
Regelungen für auf Nahrungsmitteln basierende Biokraftstoffe keine Beihilfen gewährt werden (siehe 
Erwägungsgrund 20).

(131) Da die Regelungen Verbrauchsteuerbefreiungen für Energieerzeugnisse betreffen, hat die Kommission auch geprüft, 
ob sie mit der Energiebesteuerungsrichtlinie vereinbar sind.

(132) Nach Artikel 16 Absatz 1 der Energiebesteuerungsrichtlinie können die Mitgliedstaaten auf Biokraftstoffe eine 
Steuerbefreiung oder einen ermäßigten Steuersatz anwenden. Artikel 16 Absatz 2 beschränkt die Steuerbefreiung 
oder -ermäßigung auf den Teil des Erzeugnisses, der tatsächlich aus Biomasse stammt, was im Rahmen der 
Regelungen der Fall ist (Erwägungsgrund 27), da die Steuerbefreiung nur für den Anteil von Biogas und Biopropan 
gilt.

(133) Außerdem entsprechen die Regelungen Artikel 16 Absatz 3 der Energiebesteuerungsrichtlinie, der besagt, dass die 
von den Mitgliedstaaten angewandte Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung angepasst werden muss, um 
Änderungen der Rohstoffpreise Rechnung zu tragen und eine Überkompensation der mit der Herstellung der 
Produkte verbundenen Mehrkosten zu vermeiden. Die Kommission stellt fest, dass Schweden die Preise der 
betreffenden Erzeugnisse jährlich überwacht und erforderlichenfalls die Höhe der Beihilfen anpasst, um das Risiko 
einer künftigen Überkompensation zu vermeiden (siehe Erwägungsgrund 43).

(134) Wie in Erwägungsgrund 36 dargelegt, gilt die Verbrauchsteuerbefreiung unabhängig vom Ursprung des Biogases 
oder Biopropans und steht daher im Einklang mit den Freizügigkeitsbestimmungen. Die Steuerregelung für die 
Verbrauchsteuern auf Energie, die aus anderen Mitgliedstaaten eingeführt wird, muss im Einklang mit der 
Richtlinie 2008/118/EG über das allgemeine Verbrauchsteuersystem und zur Aufhebung der Richtlinie 92/12/EWG 
erlassen werden. (52)

(135) In Bezug auf die Stellungnahme Dritter zur Berechnungsmethode bei Zielen für erneuerbare Energiequellen (siehe 
Erwägungsgrund 90) ist die Kommission der Auffassung, dass solche methodischen Fragen weder den Zweck der 
Beihilfemaßnahme, nämlich die Förderung von Biogas oder Biopropan als solche, noch die Modalitäten einer 
Beihilfemaßnahme betreffen, die so untrennbar mit dem Ziel der Beihilfe verknüpft sind, dass sie nicht getrennt 
bewertet werden können. Daher beurteilt die Kommission diesen Punkt nicht im Rahmen dieses Beihilfebeschlusses.
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(136) Die Kommission gelangt somit zu dem Schluss, dass die Regelungen nicht gegen einschlägige Bestimmungen des 
Unionsrechts verstoßen.

5.3.2.2. Negative Voraussetzung: Die Beihilfemaßnahme darf die Handelsbeziehungen nicht in einer Weise 
verändern, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft

5.3.2.2.1. Von der Beihilfe betroffener Markt

(137) Der von der Beihilfe betroffene Markt ist der Markt für nachhaltiges Biogas und Biopropan in Schweden und in 
der EU.

5.3.2.2.2. Positive Auswirkungen der Beihilfemaßnahme

(138) Wie in Abschnitt 5.3.2.1.1 dargelegt, trägt die Maßnahme zur Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige bei, d. h. zur 
Erzeugung von nachhaltigem Biogas und Biopropan. Die Förderung des Ausbaus erneuerbarer Energien ist eines der 
Ziele der Energiepolitik der Union.

5.3.2.2.3. Die negativen Auswirkungen der Beihilfemaßnahme auf den Binnenmarkt: Die Verzerrungen von 
Wettbewerb und Handel werden durch die Beihilfemaßnahme so gering wie möglich gehalten

5.3.2.2.3.1. Notwendigkeit staatlicher Maßnahmen

(139) Gemäß Unterabschnitt 3.2.2 der Leitlinien 2014-2020 muss der Mitgliedstaat nachweisen, dass die staatliche 
Maßnahme erforderlich ist, insbesondere um ein Marktversagen zu beheben, das ansonsten nicht behoben würde. 
Im Falle der Erzeugung erneuerbarer Energien geht die Kommission aus den unter Randnummer 115 der Leitlinien 
2014-2020 dargelegten Gründen davon aus, dass ein gewisses Marktversagen verbleibt, das durch Beihilfen für 
erneuerbare Energien behoben werden kann.

(140) Ohne staatliche Eingriffe würden für Biogas und Biopropan die gleichen Steuersätze gelten wie für ihre fossilen 
Pendants Erdgas bzw. Flüssiggas. Wie aus den Tabellen 1 bis 3 hervorgeht, wären als Kraft- oder Heizstoff genutztes 
Biogas und Biopropan ohne staatliche Eingriffe teurer als ihr fossiles Äquivalent. Die Kommission ist daher der 
Auffassung, dass sie nicht in dem Umfang verkauft würden, der erforderlich ist, um zu den Umweltzielen 
beizutragen, die das Ziel der Regelungen darstellen. Auf dieser Grundlage gelangt die Kommission zu dem Schluss, 
dass die Beihilfe erforderlich ist.

(141) Darüber hinaus hat Schweden, wie in Erwägungsgrund 26 dargelegt, bestätigt, dass für das im Rahmen der 
Regelungen geförderte Biogas und Biopropan kein Kontingentierungssystem, keine Beimischverpflichtungen und 
keine anderen Systeme mit ähnlicher Wirkung gelten würden. Randnummer 114 der Leitlinien 2014-2020 ist 
somit erfüllt.

5.3.2.2.3.2. Geeignetheit

(142) Nach Randnummer 40 der Leitlinien 2014-2020 muss die geplante Maßnahme ein geeignetes Instrument zur 
Verwirklichung des angestrebten Ziels sein. Nach Randnummer 116 der Leitlinien 2014-2020 geht die Kommission 
davon aus, dass Beihilfen, die von den Mitgliedstaaten zur Erreichung ihrer Klimaschutzziele und Nachhaltigkeitsziele 
gewährt werden, geeignet sind und die beihilfebedingten Wettbewerbsverfälschungen begrenzt sind, sofern alle 
anderen Voraussetzungen für die Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt erfüllt sind.

(143) Die Kommission stellt fest, dass Steuerbefreiungen den Verbrauch von nachhaltigem Biogas und Biopropan fördern 
und damit deren Erzeugung unterstützen. Ziel der Regelungen ist es, zur Erreichung der in Erwägungsgrund 28 
genannten nationalen und EU-Ziele beizutragen.

(144) Die Kommission ist der Auffassung, dass Beihilfen in Form einer Steuerermäßigung grundsätzlich ein geeignetes 
Instrument sind, um Anreize für den Verbrauch erneuerbarer Energien zu schaffen, sofern alle anderen 
Voraussetzungen für die Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt erfüllt sind.
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5.3.2.2.3.3. Angemessenheit (einschließlich Kumulierung)

5.3.2.2.3.3.1. Angemessenheit

(145) Nach Randnummer 131 der Leitlinien 2014-2020 müssen Betriebsbeihilfen zur Förderung erneuerbarer Energien, 
ausgenommen Strom aus erneuerbaren Energiequellen alle nachstehenden Voraussetzungen erfüllen:

a) Die Beihilfe pro Energieeinheit liegt nicht über der Differenz zwischen den Gesamtgestehungskosten der mit 
der jeweiligen Technologie erzeugten Energie (levelized costs of producing energy — „LCOE“) und dem 
Marktpreis der jeweiligen Energieform (keine Überkompensation).

b) Die LCOE können eine normale Kapitalrendite umfassen. Bei der Berechnung der LCOE werden Investitions
beihilfen vom Gesamtbetrag der Investition abgezogen.

c) Die Erzeugungskosten werden regelmäßig, mindestens jedoch jährlich, aktualisiert.

d) Die Beihilfen werden nur bis zur vollständigen Abschreibung der Anlage nach den üblichen Rechnungsle
gungsstandards gewährt, um zu verhindern, dass die auf den LCOE beruhende Betriebsbeihilfe die 
Abschreibung der Investition übersteigt.

(146) Bezüglich der Bedingung unter Randnummer 131 Buchstabe c der Leitlinien 2014-2020 stellt die Kommission fest, 
dass die Regelungen regelmäßig von den schwedischen Behörden überwacht werden. Schweden hat bestätigt, dass es 
den Markt für Kraft- und Heizstoffe weiterhin überwachen wird und dass regelmäßig Überwachungsberichte erstellt 
und der Kommission übermittelt werden. Diese Berichte enthalten aktualisierte Kostenberechnungen für Biogas (und 
Berechnungen für Biopropan, falls sich ein solcher Markt entwickelt). Schweden hat sich außerdem verpflichtet, die 
Höhe der Beihilfen entsprechend anzupassen, falls aufgrund von Kostenentwicklungen eine Überkompensation 
droht. Die Kommission ist daher der Auffassung, dass die Bedingung unter Randnummer 131 Buchstabe c der 
Leitlinien 2014-2020 erfüllt ist.

(147) Wie in Erwägungsgrund 41 erwähnt, hat Schweden bestätigt, dass keine Beihilfe gewährt wird, sobald die Anlagen 
nach den üblichen Rechnungslegungsstandards vollständig abgeschrieben sind. Die Kommission ist daher der 
Auffassung, dass die Bedingung unter Randnummer 131 Buchstabe d der Leitlinien 2014-2020 erfüllt ist.

(148) In Bezug auf die Bedingung unter Randnummer 131 Buchstabe a der Leitlinien 2014-2020 hat Schweden erklärt, 
dass aus seinen Überwachungsberichten für 2018 und 2019 hervorgehe, dass es keine Überkompensation für 
Biogas gegeben habe, und Prognosen zeigen würden, dass dies auch in Zukunft nicht der Fall sein sollte. Die 
Ergebnisse der von der SEA erstellten Überwachungsberichte, die in den Tabellen 1, 2 und 3 aufgeführt sind, zeigen, 
dass immer noch ein Preisunterschied zwischen Erdgas und Biogas zum Nachteil von Biogas besteht, und zwar 
unabhängig von der gewährten Steuerbefreiung.

(149) Zu Randnummer 131 Buchstabe b der Leitlinien 2014-2020 brachten die schwedischen Behörden vor, dass die 
Rendite für Biogas im Jahr 2019 bei rund 10 % gelegen habe, was als angemessene Rendite für den 
Wirtschaftszweig angesehen worden sei. Schweden hat zugesagt, die Kapitalrendite jährlich zu überwachen und die 
Höhe der Beihilfe erforderlichenfalls anzupassen.

(150) Daher gelangt die Kommission zu dem Schluss, dass die Anforderung von Randnummer 131 der Leitlinien 
2014-2020 erfüllt ist.

5.3.2.2.3.3.2. Kumulierung

(151) Gemäß Abschnitt 3.2.5.2. der Leitlinien 2014-2020 können Beihilfen auf der Grundlage mehrerer Beihilfere
gelungen gleichzeitig gewährt oder mit Ad-hoc-Beihilfen kumuliert werden, sofern der Gesamtbetrag der staatlichen 
Beihilfen für eine Tätigkeit oder ein Vorhaben die in diesen Leitlinien festgesetzten Beihilfeobergrenzen nicht 
übersteigt.

(152) Die Kommission stellt fest, es sei nicht ausgeschlossen, dass ein Erzeuger eine Produktionsbeihilfe erhält und seine 
Produktion dann in Schweden von der Energie- und CO2-Steuer befreit wird, sofern die in Abschnitt 2.2 genannten 
Förderkriterien erfüllt sind.

(153) Die Kommission stellt fest, dass eine solche Unterstützung auf verschiedenen Stufen der Lieferkette gewährt wird und 
unterschiedliche unmittelbare Begünstigte hat. Die Produktionsbeihilfe greift auf der ersten Stufe (Produktion) und 
die schwedischen Steuerbefreiungsregelungen greifen auf der letzten Stufe (Verbrauch). Das Ziel der Produktions
förderung besteht darin, Investitionen in die Erzeugung von Biogas zu fördern, indem den Erzeugern höhere oder 
stabilere Einnahmen als normalerweise auf dem Markt üblich geboten werden. Ziel einer Verbrauchsregelung ist es, 
den Biogaspreis für Endverbraucher zu senken, damit diese sich dafür entscheiden, Biogas anstelle von Erdgas zu 
kaufen.
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(154) Nach Auffassung des Gerichts (53) haben die Steuerbefreiungen in Schweden keine Auswirkungen auf die 
Produktionskosten. Sie könnten zu einem Anstieg der Nachfrage führen, was wiederum zu höheren Einnahmen für 
den Erzeuger führen könnte. Gleichzeitig würde, wie auch das Gericht ausgeführt hat (54), Biogas, das eine 
Produktionssubvention erhalten hat, es dem Erzeuger ermöglichen, Biogas zu einem Preis zu verkaufen, der mit 
Erdgas konkurrieren kann.

5.3.2.2.3.3.2.1. Kumulierung mit Produktionsbeihilfen auf nationaler Ebene

(155) Wie in Abschnitt 2.5 dargelegt, erklärten die schwedischen Behörden, dass eine Kumulierung zwischen den 
Steuerbefreiungen und Maßnahmen zur Gewährung von Investitions- oder Betriebsbeihilfen für Erzeuger 
von Biogas/Biopropan möglich sei. Sie erklärten ferner, dass die Beihilfebeträge, die Erzeugern von Biogas/Biopropan 
in Schweden gewährt worden sein könnten, in die gemeldeten Kosten einbezogen und somit bei der Überwachung 
der Ausgleichszahlungen durch die SEA berücksichtigt würden.

(156) Was die Anmerkungen von Landwärme zur Kumulierung mit schwedischen Produktionsbeihilferegelungen (siehe 
Erwägungsgrund 93) und die Antworten Schwedens (siehe Erwägungsgrund 107) betrifft, so bestehen nach 
Auffassung der Kommission keine relevanten Probleme im Zusammenhang mit der Kumulierung der 
Steuerregelungen und anderer schwedischer Produktionsbeihilferegelungen. Die Kommission stellt fest, dass 
einerseits die potenzielle Produktionsbeihilfe bei der Prüfung der Überkompensation im Rahmen der 
Steuerregelungen berücksichtigt wird (siehe Erwägungsgründe 65 und 66) und dass Schweden andererseits 
sicherstellt, dass die Kumulierungsanforderungen der AGVO bei der Gewährung von Produktionsbeihilfen nach der 
AGVO eingehalten werden (siehe Erwägungsgrund 107).

(157) Auf dieser Grundlage gelangt die Kommission zu dem Schluss, dass die Regelungen im Falle der Kumulierung mit 
dieser Produktionsbeihilfe auf nationaler Ebene mit Abschnitt 3.2.5.2 der Leitlinien 2014-2020 im Einklang 
stehen. (55)

5.3.2.2.3.3.2.2. Kumulierung mit Produktionsbeihilfen in bestimmten Mitgliedstaaten

(158) Wie im Einleitungsbeschluss erläutert, hatte die Kommission Informationen von Landwärme erhalten, aus denen 
hervorgeht, dass die Biogasmenge aus Dänemark zwischen 2015 und 2019 in Schweden kontinuierlich gestiegen ist.

(159) Laut dem Einleitungsbeschluss geht aus den Stellungnahmen Dritter und Schwedens hervor, dass die Einfuhren von 
Biogas aus Dänemark in Schweden in den Jahren vor der Anmeldung der Verlängerung der Regelungen und nach 
dem Erlass der Beschlüsse von 2020 gestiegen sind.

(160) Landwärme legte hierzu zusätzliche Daten vor (siehe Erwägungsgrund 79). Landwärme brachte vor, dass Erzeuger 
von Biomethan, die zwei Subventionen kumuliert hätten, überkompensiert worden seien und diese 
Überkompensation genutzt hätten, um schwedische Erzeuger von Biomethan und Erzeuger aus anderen 
Mitgliedstaaten vom schwedischen Markt zu verdrängen (siehe Erwägungsgrund 80).

(161) Sowohl der schwedische Gasverband als auch Schweden sind der Ansicht, dass sich die Subventionen in Dänemark 
zwar auf die Einfuhren in den schwedischen Markt ausgewirkt haben könnten, es jedoch andere Faktoren gebe, die 
Auswirkungen gehabt haben könnten (siehe Erwägungsgründe 78 und 96).

(162) Auf dieser Grundlage kann nach Auffassung der Kommission nicht ausgeschlossen werden, dass sich die in 
Dänemark gewährte Beihilfe auf den Anstieg der Biogaseinfuhren aus Dänemark in Schweden ausgewirkt hat. Die 
Kommission ist jedoch auch der Auffassung, dass die vorgelegten Beweise nicht den Schluss zulassen, dass ein 
ursächlicher Zusammenhang mit einer Überkompensation besteht. Diese Entwicklung könnte einfach auf die 
vermehrte Einrichtung von Biogasanlagen in Dänemark, was das Ziel der Produktionsbeihilfe in Dänemark war, und 
das daraus resultierende höhere Angebot zurückzuführen sein.
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(163) Die Kommission geht ferner davon aus, dass die Argumentation von Landwärme auf Herkunftsnachweisen beruht 
(die es ermöglichen, den Ursprung zurückzuverfolgen). Der grenzüberschreitende Handel mit Biomethan basiert in 
der Regel auf Zertifikaten. Sobald Biogas in das Gasnetz eingespeist wird, ist es nicht mehr von Erdgas zu 
unterscheiden. Herkunftsnachweise, die für die Zwecke der RED II ausgegeben werden, dienen ausschließlich dazu, 
einem Endkunden gegenüber nachzuweisen, dass ein bestimmter Anteil oder eine bestimmte Menge an Energie aus 
erneuerbaren Quellen erzeugt wurde. Herkunftsnachweise sind handelbar. Herkunftsnachweise haben einen 
Marktwert, der bei den einschlägigen Förderregelungen berücksichtigt werden sollte. (56)

(164) Daher geht es nicht um die Frage, ob die Herkunftsnachweise gehandelt werden, sondern darum, ob sie (sowie 
andere Einnahmequellen) in die Überkompensationsprüfung(en) einbezogen werden.

(165) Die Kommission stellt fest, dass sowohl Schweden als auch Dänemark Überkompensationsprüfungen durchführen. 
Die Kommission wird ihre Beurteilung mit der dänischen Überkompensationsprüfung beginnen.

(166) Wie von den dänischen Behörden bestätigt (siehe Erwägungsgrund 82), nimmt Dänemark für die Beihilferegelung 
SA.35485 (57) eine jährliche Überkompensationsprüfung vor. Die Berechnung basiert auf den Jahresabschlüssen der 
Begünstigten und berücksichtigt alle Kosten und Einnahmen, darunter unter anderem Einnahmen aus dem Verkauf 
von Gas und Herkunftsnachweisen sowie die dänische Beihilfe. Dänemark führt die Beurteilung über einen 
gleitenden Dreijahreszeitraum durch. Wenn sich herausstellt, dass die Begünstigten der dänischen Förderregelung 
für Biomethan in den letzten drei Jahren überkompensiert wurden, wird die Höhe der Beihilfe von den nationalen 
Behörden entsprechend überprüft und angepasst. Dänemark erklärte, dass dies nach der Beurteilung von 2023 der 
Fall gewesen sei. Die dänischen Behörden ergänzten, dass bei dieser Methode die Auswirkungen der schwedischen 
Regelungen berücksichtigt würden, da sich die gestiegene Nachfrage nach Biogas in einem höheren Einkommen 
niederschlagen werde, das in den Jahresabschlüssen ausgewiesen werde.

(167) Nach Ansicht der Kommission ist die von Dänemark durchgeführte Prüfung gut geeignet, um sicherzustellen, dass es 
im Rahmen des dänischen Systems nicht zu einer Überkompensation kommt (und um im Falle einer 
Überkompensation geeignete Abhilfemaßnahmen zu ergreifen). In den Jahren 2020-2022 führte die Kommission 
selbst eine Überwachung der Beihilferegelung SA.35485 durch und befasste sich eingehend mit der von Dänemark 
durchgeführten Prüfung auf Überkompensation. Die Kommission kann daher die Ausführungen Dänemarks 
bestätigen.

(168) Die Kommission stellt fest, dass bei der dänischen Überkompensationsprüfung alle Einnahmen berücksichtigt 
werden, einschließlich der potenziellen Einnahmen aus dem Verkauf von Herkunftsnachweisen sowie etwaiger 
Auswirkungen von in anderen Mitgliedstaaten gewährten Beihilfen auf die Einnahmen der dänischen Erzeuger. Die 
Kommission hatte bereits in ihrem Einleitungsbeschluss darauf hingewiesen, dass entgegen der Aussage von 
Landwärme alle Einnahmen in die dänische Berechnung einfließen, insbesondere die Einnahmen aus dem Verkauf 
von Gas und Herkunftsnachweisen (siehe Erwägungsgrund 95 des Einleitungsbeschlusses). Weder Landwärme noch 
Dritte haben in ihrer Stellungnahme zum Einleitungsbeschluss Belege dafür vorgelegt, dass dies sachlich falsch wäre.

(169) In Bezug auf die in Rede stehenden schwedischen Steuerregelungen erklärten der schwedische Gasverband und 
Schweden, dass die Überwachungsberichte die Kosten für die Biogaserzeugung in Schweden, einschließlich etwaiger 
Beihilfen für Erzeuger, widerspiegelten. Was eingeführtes Biogas betrifft, so basieren die Berechnungen auf den 
Einfuhrpreisen, die die einem Erzeuger in einem anderen Mitgliedstaat gewährten Beihilfebeträge sowie den Preis für 
Herkunftsnachweise widerspiegeln. Schweden erklärte, es könne die Produktionskosten für eingeführtes Biogas nicht 
berücksichtigen: Weder Schweden noch Einführer hätten Kenntnis von den Produktionskosten oder den Beihilfen, 
die Erzeugern in anderen Ländern gewährt worden seien (siehe Erwägungsgründe 83 und 98).

(170) Die Kommission stellt fest, dass die schwedische Prüfung auf dem Preis basiert, der dem Kraftstoffanbieter entsteht, 
da hier die Steuer erhoben wird. Die schwedische Prüfung ist so konzipiert, dass der Durchschnittspreis für Biogas 
trotz der Steuerbefreiung nach wie vor über dem durchschnittlichen Erdgaspreis auf dem schwedischen Markt liegt. 
Bei der Einfuhr des Biogases entspricht der Preis auf dem schwedischen Markt dem Einfuhrpreis (z. B. dem an den 
dänischen Erzeuger gezahlten Preis (der Bestandteil der dänischen Prüfung ist) und den Kosten des Einführers (z. B. 
Transportkosten).
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(56) Siehe Artikel 19 der RED II: „Wenn ein Produzent finanzielle Förderung aus einer Förderregelung erhält, stellen die Mitgliedstaaten 
sicher, dass der Marktwert des Herkunftsnachweises für diese Produktion im Rahmen der betreffenden Förderregelung gebührend 
berücksichtigt wird.“

(57) Beschluss der Kommission vom 14. November 2013 in der Sache SA.35485 (2012/N) — Dänemark — Beihilfe für alle Formen der 
Biogasnutzung — A (ABl. C 292 vom 4.9.2015, S. 3).



(171) Landwärme ist der Ansicht, dass die von der Kommission bei ihrer Vereinbarkeitsprüfung für Biomethan-Beihilfere
gelungen, einschließlich der schwedischen Regelungen, angewandte Berechnungsmethode eine Überkompensation 
zulässt, da sie die durch den Verkauf von Herkunftsnachweisen erzielten Einnahmen und die in anderen 
Mitgliedstaaten gewährten Beihilfen nicht berücksichtigt (siehe Erwägungsgrund 85).

(172) EREF, Eurogas und GreenGasAdvisors äußerten zudem allgemeine Bedenken hinsichtlich des Risikos einer 
Überkompensation aufgrund der möglichen Kumulierung von Beihilfen mehrerer Regelungen im Falle des 
grenzüberschreitenden Handels (siehe Erwägungsgründe 88 und 89).

(173) Die Kommission ist der Auffassung, dass im vorliegenden Fall dem Risiko einer Überkompensation durch die 
Kombination der schwedischen und der dänischen Überkompensationsprüfungen angemessen begegnet wird. Die 
dänischen und schwedischen Mechanismen ergänzen einander und können bei der Beurteilung der Vereinbarkeit 
der schwedischen Maßnahme mit dem Binnenmarkt sicherstellen, dass insgesamt keine Überkompensation 
stattfindet.

(174) Insbesondere wird im Rahmen der dänischen Prüfung die Überkompensation dänischer Biomethanerzeuger bereits 
hinreichend berücksichtigt, und zwar durch die Einbeziehung von Einnahmen aus Herkunftsnachweisen und 
etwaigen Einnahmen aus dem grenzüberschreitenden Handel. Auf schwedischer Seite werden bei der Prüfung der 
grenzüberschreitende Handel und die potenzielle Produktionsbeihilfe in anderen Mitgliedstaaten zufriedenstellend 
berücksichtigt, da sich die Prüfung nicht nur auf die inländische Produktion stützt, sondern auch eingeführtes 
Biogas einbezieht. Außerdem sind die in anderen Ländern gewährten Beihilfen ein wichtiger Faktor, da sie sich auf 
den Preis des nach Schweden eingeführten Biogases auswirken (was in der schwedischen Prüfung berücksichtigt 
wird).

(175) Was die von Landwärme vorgelegte Berechnung betrifft, mit der die Überkompensation dänischer Erzeuger 
nachgewiesen werden soll (siehe Erwägungsgrund 86), stellt die Kommission fest, dass die Berechnung auf 
Annahmen beruht und auf einem falschen Verständnis der von Dänemark durchgeführten Überkompensa
tionsprüfung basiert. Landwärme ging davon aus, dass die dänische Produktionsbeihilfe der Differenz zwischen den 
Kosten der Biogaserzeugung und dem Erdgaspreis entspricht, und rechnete dann die schwedische Steuerermäßigung 
(unter der Annahme, dass die gesamte Ermäßigung an die dänischen Erzeuger weitergegeben wurde) sowie den Preis 
des Herkunftsnachweises hinzu. Die von Dänemark durchgeführte Prüfung basiert hingegen auf tatsächlichen 
Finanzdaten dänischer Erzeuger mit allen Einnahmen und Kosten, wie bereits in Erwägungsgrund 95 des Einleitungs
beschlusses beschrieben. Dies bedeutet, dass potenzielle zusätzliche Einnahmen für dänische Erzeuger aufgrund der 
schwedischen Steuervergünstigung (58) sowie aus dem Verkauf von Herkunftsnachweisen in die Überkompensa
tionsprüfung einfließen und daher von der dänischen Produktionsbeihilfe abgezogen werden. Die Kommission ist 
daher nicht der Ansicht, dass sie Belege für eine Überkompensation erhalten hat, die sich aus den schwedischen 
Regelungen für Erzeuger in Fällen ergibt, in denen ein anderer Mitgliedstaat eine Produktionsbeihilfe gewährt (siehe 
Erwägungsgrund 231 des Einleitungsbeschlusses). Die von Landwärme vorgelegte Berechnung entkräftet 
insbesondere nicht die obigen Feststellungen, dass die Frage der Überkompensation in Dänemark hinreichend 
berücksichtigt wird.

(176) In ihren Stellungnahmen haben einige Dritte, darunter Landwärme, angeregt, dass Schweden eingeführtes 
Biomethan, das in seinem Ursprungsland subventioniert wurde, von den Regelungen ausschließen sollte (siehe 
Erwägungsgrund 87). Als Antwort auf diesen Vorschlag erklärte Schweden, dass das Beihilferecht die Kumulierung 
von Beihilfen nicht verbiete und dass dieser Vorschlag nicht berücksichtige, ob die Kumulierung von Beihilfen 
tatsächlich zu einer Überkompensation führe (siehe Erwägungsgrund 101). Darüber hinaus wies Schweden darauf 
hin, dass es keine EU-weit harmonisierte Präferenz für die Förderung von Biogas gebe: Durch die Feststellung, dass 
Produktionsbeihilfen in einem Mitgliedstaat eine Steuerbefreiung in einem anderen Mitgliedstaat unmöglich 
machen, würde die Kommission ein bevorzugtes Förderinstrument für alle Mitgliedstaaten wählen, d. h. 
Produktionsbeihilfen (siehe Erwägungsgrund 105). Im Einklang mit Randnummer 56 der Leitlinien 2022 stellt die 
Kommission fest, dass eine Kumulierung von Beihilfen in Bezug auf dieselben beihilfefähigen Kosten möglich ist, 
sofern der Gesamtbetrag der Beihilfe für ein Vorhaben oder eine Tätigkeit nicht zu einer Überkompensation führt. 
Die Kommission verweist auch auf Randnummer 93 der Leitlinien 2022, in der es heißt, dass angesichts des 
Umfangs und der Dringlichkeit der Herausforderungen im Zusammenhang mit der Dekarbonisierung verschiedene 
Instrumente, einschließlich direkter Zuschüsse, eingesetzt werden können. Im vorliegenden Fall geht die 
Kommission davon aus, dass dieser Vorschlag von Landwärme als Möglichkeit zur Vermeidung einer 
Überkompensation unterbreitet wurde. Die Kommission müsste dies daher nur dann als relevanten Punkt prüfen, 
wenn sie Belege für eine Überkompensation gefunden hätte. Gleiches gilt für die Frage, ob unterschiedliche 
Steuersätze angewandt werden können oder nicht (siehe Erwägungsgründe 91 und 92 sowie 103 bis 106).
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(58) Wie in Fußnote 49 erwähnt, unterstellt Landwärme pauschal, dass dänische Erzeuger den vollen Wert der Steuervergünstigung 
erhalten würden, die Endverbrauchern in Schweden gewährt wird.



5.3.2.2.3.3.2.3. Schlussfolgerung zur Kumulierung

(177) Auf der Grundlage der vorstehenden Ausführungen gelangt die Kommission zu dem Schluss, dass die Regelungen 
dem Abschnitt 3.2.5.2 der Leitlinien 2014-2020 entsprechen.

5.3.2.2.3.3.3. Schlussfolgerung zur Angemessenheit (einschließlich Kumulierung)

(178) Angesichts der Schlussfolgerungen in den Erwägungsgründen 157 und 177 gelangt die Kommission zu dem Schluss, 
dass die Regelungen angemessen sind.

5.3.2.2.4. Abwägen der positiven Auswirkungen der Beihilfe gegen die negativen Auswirkungen auf den Binnenmarkt

(179) Die negativen Auswirkungen der Maßnahme auf Wettbewerb und Handel müssen hinreichend begrenzt sein, wenn 
die Gesamtbilanz der Maßnahme positiv ausfallen soll. Der Gerichtshof hat klargestellt, dass die Kommission bei der 
Beurteilung der Frage, ob eine Maßnahme die Handelsbedingungen in einer Weise verändert, die dem gemeinsamen 
Interesse zuwiderläuft, die positiven Auswirkungen der geplanten Beihilfe auf die Entwicklung der Tätigkeiten, die sie 
fördern soll, gegen die negativen Auswirkungen, die diese Beihilfe auf den Binnenmarkt haben kann, abwägen 
muss. (59)

(180) Auf der positiven Seite der Bilanz stellt die Kommission fest, dass die Maßnahme den Verbrauch von nachhaltigem 
Biogas und Biopropan fördert und damit den Ausbau der Erzeugung von nachhaltigem Biogas und Biopropan 
erleichtert. Darüber hinaus dürfte sich die Beihilfe indirekt positiv auf die Umwelt auswirken.

(181) In diesem Zusammenhang stellt die Kommission fest, dass die Förderung des Ausbaus erneuerbarer Energien eines 
der Ziele der Energiepolitik der Union gemäß Artikel 194 AEUV ist. Darüber hinaus wird unter Randnummer 30 
der Leitlinien 2014-2020 festgestellt, dass durch den Übergang zu einer CO2-armen Wirtschaft mit einem 
erheblichen Anteil an variabler Energie aus erneuerbaren Quellen eine Verbesserung des Umweltschutzes erreicht 
werden kann.

(182) Wie in Erwägungsgrund 30 erläutert, sind die Kosten für die Biogaserzeugung zu hoch, um ohne Beihilfe mit den 
entsprechenden fossilen Brennstoffen konkurrieren zu können.

(183) Auf der negativen Seite der Bilanz stellt die Kommission fest, dass die Regelungen den Erzeugern von nachhaltigem 
Biogas und Biopropan einen indirekten Vorteil verschaffen, während andere Kraftstofferzeuger ausgeschlossen 
bleiben.

(184) Nach Randnummer 116 der Leitlinien 2014-2020 wird davon ausgegangen, dass Beihilfen für erneuerbare Energien 
nur begrenzte wettbewerbsverfälschende Auswirkungen haben, sofern alle anderen Voraussetzungen für die 
Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt erfüllt sind.

(185) Auf dieser Grundlage gelangt die Kommission zu dem Schluss, dass keine unangemessenen negativen Auswirkungen 
auf den Wettbewerb und den Handel zwischen den Mitgliedstaaten gegeben sind.

5.3.2.3. Transparenz

(186) Gemäß Abschnitt 3.2.7 der Leitlinien 2014-2020 müssen die Mitgliedstaaten bestimmte Informationen über die 
Beihilfeempfänger veröffentlichen. Schweden wird diese Bestimmungen weiterhin einhalten und die einschlägigen 
Informationen auf einer Website veröffentlichen (siehe Erwägungsgrund 68).

5.3.2.4. Unternehmen in Schwierigkeiten oder Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung nicht 
nachgekommen sind

(187) Wie in Erwägungsgrund 69 dargelegt, werden die schwedischen Behörden weiterhin sicherstellen, dass 
Unternehmen in Schwierigkeiten oder Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung aufgrund eines früheren 
Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit einer Beihilfemaßnahme mit 
dem Binnenmarkt nicht nachgekommen sind, keine Beihilfen gemäß den Randnummern 16 und 17 der Leitlinien 
2014-2020 gewährt werden.
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(59) Urteil des Gerichtshofs vom 22. September 2020, Österreich/Kommission, C-594/18 P, EU:C:2020:742, Rn. 101.



5.3.2.5. Schlussfolgerung zur Vereinbarkeit der Regelungen mit dem Binnenmarkt

(188) Die Kommission kommt zu dem Ergebnis, dass die Beihilfe die Entwicklung eines Wirtschaftszweigs fördert und die 
Handelsbedingungen nicht in einer Weise verändert, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft. Daher ist die 
Kommission der Auffassung, dass die Beihilfe auf der Grundlage des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV und 
den einschlägigen Bestimmungen der Leitlinien 2014-2020 mit dem Binnenmarkt vereinbar ist.

5.3.3. Beurteilung im Rahmen der Leitlinien 2022

(189) Nach dem Erlass der Leitlinien 2022 hat die Kommission die Vereinbarkeit der Regelungen mit dem Binnenmarkt auf 
der Grundlage dieser Leitlinien für den Zeitraum ab dem 27. Januar 2022 geprüft. Die geförderten Tätigkeiten fallen 
unter die Kategorie der Beihilfen zur Verringerung und zum Abbau von Treibhausgasemissionen, unter anderem 
durch die Förderung von erneuerbaren Energien und von Energieeffizienz (siehe Randnummer 16 Buchstabe a der 
Leitlinien 2022).

(190) Die Kommission hat die Regelungen auf der Grundlage der allgemeinen Vereinbarkeitsbestimmungen in Abschnitt 3 
der Leitlinien 2022 sowie der spezifischen Vereinbarkeitskriterien für Beihilfen zur Verringerung und zum Abbau 
von Treibhausgasemissionen, unter anderem durch die Förderung von erneuerbaren Energien und von 
Energieeffizienz, in Abschnitt 4.1 der Leitlinien 2022 geprüft.

5.3.3.1. Positive Voraussetzung: Die Beihilfe muss die Entwicklung eines Wirtschaftszweigs fördern

5.3.3.1.1. Ermittlung des Wirtschaftszweigs, der durch die Maßnahme gefördert wird, der positiven Auswirkungen der 
Maßnahme auf die Gesellschaft allgemein und ggf. ihrer Relevanz für spezifische Politikbereiche der Union

(191) Im Einklang mit den Randnummern 23 bis 25 der Leitlinien 2022 müssen die Mitgliedstaaten die Wirtschaftszweige 
ermitteln, die durch die Beihilfe gefördert werden, und beschreiben, ob und wie die Beihilfe zur Verwirklichung der 
Strategien und Ziele der Union beitragen wird.

(192) Die Kommission stellt fest, dass die Regelungen durch Steuerbefreiungen den Verbrauch von Biogas und Biopropan, 
die als Kraft- oder Heizstoffe verwendet werden, und damit mittelbar auch die Erzeugung von Biogas und Biopropan 
fördern und somit zur Entwicklung dieses Wirtschaftszweigs beitragen (siehe Erwägungsgrund 35). Wie in 
Erwägungsgrund 28 erläutert, ist Schweden der Auffassung, dass die Regelungen durch die Förderung der Nutzung 
nachhaltiger erneuerbarer Kraftstoffe dazu beitragen, die genannten EU-weiten und nationalen Ziele zu erreichen.

(193) Gemäß Randnummer 80 der Leitlinien 2022 hat Schweden bestätigt, dass die geförderten Kraftstoffe die Nachhaltig
keitskriterien und die Kriterien für die Einsparung von Treibhausgasemissionen in der RED II und den zugehörigen 
Durchführungsrechtsakten bzw. delegierten Rechtsakten erfüllen werden (siehe Erwägungsgrund 25).

(194) Die Kommission ist daher der Auffassung, dass die Regelungen die Anforderungen von Abschnitt 3.1 und 
Randnummer 80 der Leitlinien 2022 erfüllen.

5.3.3.1.2. Anreizeffekt

(195) Bei staatlichen Beihilfen kann nur dann davon ausgegangen werden, dass sie einen Wirtschaftszweig fördern, wenn 
sie einen Anreizeffekt haben. Ein Anreizeffekt ist gegeben, wenn die Beihilfe den Empfänger veranlasst, sein 
Verhalten zugunsten der Entwicklung eines Wirtschaftszweigs, der mit der Beihilfe gefördert wird, zu verändern 
und wenn diese Verhaltensänderung ohne die Beihilfe nicht eintreten würde. (60)

(196) Zum Nachweis eines Anreizeffekts müssen nach Randnummer 28 der Leitlinien 2022 der Sachverhalt und das 
wahrscheinliche kontrafaktische Szenario ohne die Beihilfe ermittelt werden. Nach Randnummer 28 der 
Leitlinien 2022 muss der Anreizeffekt zudem durch eine Quantifizierung gemäß Abschnitt 3.2.1.3 der 
Leitlinien 2022 nachgewiesen werden. Abschnitt 3.2.1.3 der Leitlinien 2022 bezieht sich auf die zur Verwirklichung 
des Ziels der Beihilfemaßnahme erforderlichen zusätzlichen Nettokosten („Finanzierungslücke“), die im Vergleich 
zum kontrafaktischen Szenario, bei dem keine Beihilfe gewährt wird, anfallen. Unter Randnummer 54 der 
Leitlinien 2022 wird erläutert, dass es unter bestimmten Umständen schwierig sein kann, Nutzen und Kosten des 
Beihilfeempfängers vollständig zu ermitteln und somit den Kapitalwert im beim tatsächlichen und beim 
kontrafaktischen Szenario zu bestimmen. In solchen Fällen können, wie in Kapitel 4 für bestimmte Beihilfearten 
ausgeführt, andere Ansätze gewählt werden. Werden die laufenden Betriebskosten durch eine Steuerermäßigung 
oder durch die Ermäßigung einer steuerähnlichen Abgabe gesenkt, so darf der Beihilfebetrag somit nach 
Randnummer 110 der Leitlinien 2022 die Differenz zwischen den Kosten des umweltfreundlichen Vorhabens bzw. 
der umweltfreundlichen Tätigkeit und dem weniger umweltfreundlichen kontrafaktischen Szenario nicht 
übersteigen.
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(60) Siehe in diesem Sinne Abschnitt 3.1.2 der Leitlinien 2022 und das Urteil vom 22. September 2020, Österreich/Kommission, C-594/ 
18 P, ECLI:EU:C:2020:742, Rn. 20 und 24.



(197) In den Regelungen stellt die Kommission fest, dass das tatsächliche Szenario der Verbrauch von nachhaltigem Biogas 
oder Biopropan und das kontrafaktische Szenario der Verbrauch des entsprechenden fossilen Brennstoffs ist.

(198) In diesem Zusammenhang ist die Kommission der Ansicht, dass gemäß Randnummer 110 der Leitlinien 2022 die 
relevante anwendbare Quantifizierung für die Regelungen in der Differenz zwischen den Kosten der 
umweltfreundlichen Tätigkeit und des weniger umweltfreundlichen kontrafaktischen Szenarios besteht, d. h. den 
Kosten für Biogas (oder Biopropan) und den Kosten für den entsprechenden fossilen Brennstoff.

(199) Wie aus den Tabellen 1, 2 und 3 hervorgeht, sind die Kosten für als Kraft- oder Heizstoff verwendetes nachhaltiges 
Biogas höher als die Kosten für Erdgas. Die Beihilfe trägt zur Senkung dieser Mehrkosten bei. Die Kommission ist 
daher der Auffassung, dass die Steuerbefreiungen die Verwendung von nachhaltigem Biogas (und Biopropan (61)) 
fördern und folglich auch indirekt Anreize für die Erzeugung dieser Arten erneuerbarer Kraftstoffe schaffen werden.

(200) Auf dieser Grundlage ist die Kommission der Auffassung, dass die Voraussetzungen der Randnummern 26 bis 28 der 
Leitlinien 2022 erfüllt sind.

(201) Laut Randnummer 29 der Leitlinien 2022 haben Beihilfen in der Regel keinen Anreizeffekt, wenn die Arbeiten an 
dem Vorhaben vor der Beantragung der Beihilfe begonnen haben. Unter Randnummer 31 der Leitlinien 2022 wird 
jedoch erläutert, dass Beihilfen in bestimmten Ausnahmefällen auch dann einen Anreizeffekt haben können, wenn 
mit dem Vorhaben vor der Stellung des Beihilfeantrags begonnen wurde. Insbesondere wird davon ausgegangen, 
dass eine Beihilfe einen Anreizeffekt hat, wenn die Beihilfe automatisch nach objektiven und nichtdiskriminierenden 
Kriterien und ohne weitere Ermessensausübung durch den Mitgliedstaat gewährt wird und wenn die Maßnahme vor 
Beginn der Arbeiten an dem geförderten Vorhaben oder der geförderten Tätigkeit eingeführt wurde und vorher in 
Kraft getreten ist; dies gilt jedoch nicht für steuerliche Folgeregelungen, wenn die Tätigkeit bereits unter Vorläuferre
gelungen in Form von Steuervergünstigungen fiel.

(202) Wie in Erwägungsgrund 40 dargelegt, wird die Beihilfe automatisch nach objektiven und nichtdiskriminierenden 
Kriterien und ohne weitere Ermessensausübung durch den Mitgliedstaat gewährt. Darüber hinaus sind die 
Regelungen die Nachfolger bestehender steuerlicher Regelungen, sodass die Tätigkeit bereits unter die Vorläuferre
gelungen fiel. Daher sind die Voraussetzungen von Randnummer 31 der Leitlinien 2022 erfüllt.

(203) Die Kommission gelangt somit zu dem Schluss, dass die Beihilfe im Rahmen der Regelungen einen Anreizeffekt hat.

5.3.3.1.3. Kein Verstoß gegen relevante Bestimmungen des Unionsrechts

(204) Wenn die geförderte Tätigkeit, die Beihilfemaßnahme oder die mit ihr verbundenen Bedingungen zu einem Verstoß 
gegen Unionsrecht führen, kann die staatliche Beihilfe nicht für mit dem Binnenmarkt vereinbar erklärt werden. (62)

(205) Im vorliegenden Fall hat die Kommission insbesondere geprüft, ob die Regelungen gegen einschlägige Rechtsvor
schriften der Union im Energiesektor verstoßen. Die Kommission stellt fest, dass Beihilfen im Rahmen der 
Regelungen zur Förderung der betreffenden Erzeugnisse im Einklang mit den in der RED II festgelegten Nachhaltig
keitskriterien und Kriterien für die Verringerung von Treibhausgasemissionen gewährt werden (siehe 
Erwägungsgrund 25).

(206) Da die Maßnahme Verbrauchsteuerermäßigungen und -befreiungen für Energieerzeugnisse betrifft, hat die 
Kommission auch geprüft, ob sie mit der Energiebesteuerungsrichtlinie vereinbar ist.
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(61) Für Biopropan hat sich Schweden verpflichtet, einen Überwachungsbericht vorzulegen und erforderlichenfalls die Höhe der Beihilfe 
anzupassen, um eine Überkompensation zu vermeiden.

(62) Randnummer 33 der Leitlinien 2022 und Urteil vom 22. September 2020, Österreich/Kommission, C-594/18 P, EU:C:2020:742, 
Rn. 44.



(207) Nach Artikel 16 Absatz 1 der Energiebesteuerungsrichtlinie können die Mitgliedstaaten auf Biokraftstoffe eine 
Steuerbefreiung oder einen ermäßigten Steuersatz anwenden. Artikel 16 Absatz 2 beschränkt die Steuerbefreiung 
oder -ermäßigung auf den Teil des Erzeugnisses, der tatsächlich aus Biomasse stammt, was im Rahmen der Regelung 
der Fall ist (siehe Erwägungsgrund 27).

(208) Außerdem entspricht die Maßnahme Artikel 16 Absatz 3 der Energiebesteuerungsrichtlinie, der besagt, dass die von 
den Mitgliedstaaten angewandte Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung angepasst werden muss, um Änderungen 
der Rohstoffpreise Rechnung zu tragen und eine Überkompensation der mit der Herstellung der Produkte 
verbundenen Mehrkosten zu vermeiden. Die Kommission stellt fest, dass Schweden die Preise der betreffenden 
Erzeugnisse jährlich überwacht und erforderlichenfalls die Höhe der Beihilfen anpasst, um das Risiko einer 
künftigen Überkompensation zu vermeiden (siehe Erwägungsgrund 43).

(209) In Bezug auf die Stellungnahme Dritter zur Berechnungsmethode bei Zielen für erneuerbare Energiequellen (siehe 
Erwägungsgrund 90) ist die Kommission der Auffassung, dass solche methodischen Fragen weder den Zweck der 
Beihilfemaßnahme, nämlich die Förderung von Biogas oder Biopropan als solche, noch die Modalitäten einer 
Beihilfemaßnahme betreffen, die so untrennbar mit dem Ziel der Beihilfe verknüpft sind, dass sie nicht getrennt 
bewertet werden können. Daher beurteilt die Kommission diesen Punkt nicht im Rahmen dieses Beihilfebeschlusses.

(210) In Anbetracht der vorstehenden Ausführungen liegen der Kommission keine Anhaltspunkte dafür vor, dass die 
Regelungen oder die damit verbundenen Bedingungen zu einem Verstoß gegen Unionsrecht führen. Die 
Kommission gelangt daher zu dem Schluss, dass die Voraussetzungen von Randnummer 33 der Leitlinien 2022 
erfüllt sind.

5.3.3.1.4. Schlussfolgerung

(211) Die Kommission gelangt zu dem Schluss, dass die Regelungen die erste (positive) Voraussetzung der Vereinbar
keitsprüfung erfüllen, d. h., dass die Beihilfe die Entwicklung eines Wirtschaftszweigs gemäß den in Abschnitt 3.1 
der Leitlinien 2022 festgelegten Anforderungen fördert.

5.3.3.2. Negative Voraussetzung: Die Beihilfe darf die Handelsbedingungen nicht in einer Weise verändern, die dem 
gemeinsamen Interesse zuwiderläuft

5.3.3.2.1. Erforderlichkeit der Beihilfe

(212) Nach Randnummer 89 der Leitlinien 2022 muss der Mitgliedstaat ermitteln, welche politischen Maßnahmen es 
bereits zur Verringerung von Treibhausgasemissionen gibt. Zum Nachweis der Erforderlichkeit der Beihilfe wird 
unter den Randnummern 38 und 90 der Leitlinien 2022 erläutert, dass der Mitgliedstaat nachweisen muss, dass das 
Vorhaben ohne die Beihilfe nicht durchgeführt würde, wobei das kontrafaktische Szenario sowie die relevanten 
Kosten und Einnahmen, einschließlich derjenigen, die mit den nach Randnummer 89 der Leitlinien 2022 
ermittelten Maßnahmen im Zusammenhang stehen, zu berücksichtigen sind. Um sicherzustellen, dass für die 
einzelnen Gruppen potenzieller Empfänger nach wie vor Beihilfen erforderlich sind, müssen die Mitgliedstaaten ihre 
Analyse der relevanten Kosten und Einnahmen bei Regelungen, die länger laufen, mindestens alle drei Jahre 
aktualisieren, wie unter Randnummer 92 der Leitlinien 2022 dargelegt.

(213) Schweden hat bestätigt, dass für das im Rahmen der Regelungen geförderte Biogas und Biopropan kein Kontingentie
rungssystem, keine Beimischverpflichtungen und keine anderen Systeme mit ähnlicher Wirkung gelten (siehe 
Erwägungsgrund 16).

(214) Ohne staatliche Eingriffe würden für Biogas und Biopropan die gleichen Steuersätze gelten wie für ihre fossilen 
Pendants Erdgas bzw. Flüssiggas. Wie aus den Tabellen 1 bis 3 hervorgeht, wären als Kraft- oder Heizstoff genutztes 
Biogas und Biopropan ohne staatliche Eingriffe teurer als ihr fossiles Äquivalent. Die Kommission ist daher der 
Auffassung, dass sie nicht in dem Umfang verkauft würden, der erforderlich ist, um zu den Umweltzielen 
beizutragen, die das Ziel der Regelungen darstellen.

(215) Für die Dauer der Verlängerung der Regelungen hat Schweden bestätigt, dass es seine Kostenanalyse jährlich 
aktualisieren und der Kommission einen jährlichen Überwachungsbericht mit aktualisierten Kostenberechnungen 
übermitteln wird. Im Einklang mit seinen früheren Zusagen hat Schweden bestätigt, dass die Beihilfehöhe im Falle 
einer Überkompensation angepasst würde, um eine künftige Überkompensation zu vermeiden (siehe 
Erwägungsgrund 43).
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(216) Auf dieser Grundlage gelangt die Kommission zu dem Schluss, dass die Beihilfe erforderlich ist.

5.3.3.2.2. Geeignetheit

(217) Nach Randnummer 93 der Leitlinien 2022 geht die Kommission davon aus, dass die Beihilfe geeignet ist, die 
Dekarbonisierungsziele zu erreichen, sofern alle anderen Voraussetzungen für die Vereinbarkeit mit dem 
Binnenmarkt erfüllt sind. Ferner wird dargelegt, dass angesichts des Umfangs und der Dringlichkeit der Herausfor
derungen im Zusammenhang mit der Dekarbonisierung verschiedene Instrumente eingesetzt werden können.

(218) Die Kommission stellt fest, dass Steuerbefreiungen den Verbrauch von nachhaltigem Biogas und Biopropan fördern 
und damit deren Erzeugung unterstützen.

(219) Die Kommission ist der Auffassung, dass Beihilfen in Form einer Steuerermäßigung grundsätzlich ein geeignetes 
Instrument sind, um Anreize für den Verbrauch erneuerbarer Energien zu schaffen, sofern alle anderen 
Voraussetzungen für die Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt erfüllt sind.

5.3.3.2.3. Beihilfefähigkeit

(220) Wie unter Randnummer 95 der Leitlinien 2022 dargelegt, dürften Dekarbonisierungsmaßnahmen, die auf 
bestimmte Tätigkeiten ausgerichtet sind, welche mit anderen, nicht subventionierten Tätigkeiten im Wettbewerb 
stehen, zu größeren Wettbewerbsverzerrungen führen als Maßnahmen, die allen miteinander im Wettbewerb 
stehenden Tätigkeiten offenstehen. Daher sollten die Mitgliedstaaten Maßnahmen begründen, die sich nicht auf alle 
miteinander im Wettbewerb stehenden Technologien und Vorhaben erstrecken. Darüber hinaus müssen die 
Mitgliedstaaten die Vorschriften für die Beihilfefähigkeit und alle damit verbundenen Vorschriften regelmäßig 
überprüfen, um sicherzustellen, dass die für eine stärkere Begrenzung der Beihilfefähigkeit gegebene Begründung 
während der Laufzeit der jeweiligen Beihilferegelung stichhaltig bleibt, wie unter Randnummer 97 der 
Leitlinien 2022 dargelegt.

(221) Die Kommission stellt fest, dass die Regelungen für nicht auf Nahrungsmitteln basierendes Biogas und Biopropan 
gelten, das als Kraft- oder Heizstoff genutzt wird und die Nachhaltigkeitskriterien und die Kriterien für die 
Verringerung der Treibhausgasemissionen der RED II (siehe Erwägungsgrund 25) erfüllt.

(222) Die Kommission stellt ferner fest, dass die Regelungen alle Technologien umfassen, die derzeit miteinander im 
Wettbewerb stehen (siehe Erwägungsgrund 23).

(223) Wie in Erwägungsgrund 24 erwähnt, haben die schwedischen Behörden bestätigt, dass sie die Marktentwicklung 
regelmäßig verfolgen und erforderlichenfalls die Förderfähigkeitsregeln und alle damit zusammenhängenden 
Vorschriften überprüfen werden, um sicherzustellen, dass etwaige Einschränkungen der Förderfähigkeit weiterhin 
gerechtfertigt werden können, wenn neue Technologien oder Ansätze entwickelt oder mehr Daten verfügbar 
werden.

(224) Die Kommission ist daher der Auffassung, dass die Voraussetzungen von Abschnitt 4.1.3.3 der Leitlinien 2022 in 
Bezug auf die Beihilfefähigkeit erfüllt sind.

5.3.3.2.4. Angemessenheit (einschließlich Kumulierung)

5.3.3.2.4.1. Angemessenheit

(225) Nach Randnummer 47 der Leitlinien 2022 werden staatliche Beihilfen als angemessen erachtet, wenn der 
Beihilfebetrag pro Beihilfeempfänger auf das für die Durchführung des geförderten Vorhabens oder der geförderten 
Tätigkeit erforderliche Minimum beschränkt ist. Nach Randnummer 103 der Leitlinien 2022 sollten Beihilfen zur 
Verringerung der Treibhausgasemissionen im Allgemeinen der Regel im Wege einer Ausschreibung gewährt 
werden. Unter Randnummer 109 der Leitlinien 2022 wird jedoch erläutert, dass bei auf die Dekarbonisierung 
abzielenden Beihilferegelungen, bei denen die Förderung in Form einer Ermäßigung von Steuern oder 
steuerähnlichen Abgaben gewährt wird, die Durchführung eines Ausschreibungsverfahrens nicht zwingend 
vorgeschrieben ist. Solche Beihilfen müssen jedoch grundsätzlich für alle beihilfefähigen Unternehmen, die in 
demselben Wirtschaftszweig tätig sind und sich hinsichtlich der Ziele bzw. Zwecke der Beihilfemaßnahme in der 
gleichen oder einer ähnlichen Lage befinden, in derselben Weise gewährt werden. Der anmeldende Mitgliedstaat 
muss einen Mechanismus für eine jährliche Überwachung einrichten, um zu überprüfen, dass die Beihilfe weiterhin 
erforderlich ist. Gemäß Randnummer 109 der Leitlinien 2022 sind Ermäßigungen von Steuern oder Abgaben, die 
die wesentlichen Kosten für die Bereitstellung von Energie oder von damit zusammenhängenden Dienstleistungen 
widerspiegeln, vom Anwendungsbereich des Abschnitts 4.1 der Leitlinien 2022 ausgenommen.

(226) Werden die laufenden Betriebskosten durch eine Steuerermäßigung oder durch die Ermäßigung einer 
steuerähnlichen Abgabe gesenkt, so darf der Beihilfebetrag nach Randnummer 110 der Leitlinien 2022 die 
Differenz zwischen den Kosten des umweltfreundlichen Vorhabens bzw. der umweltfreundlichen Tätigkeit und dem 
weniger umweltfreundlichen kontrafaktischen Szenario nicht übersteigen. Kann das umweltfreundlichere Vorhaben 
oder die umweltfreundlichere Tätigkeit zu Kosteneinsparungen oder zusätzlichen Einnahmen führen, so müssen 
diese bei der Prüfung der Angemessenheit der Beihilfe berücksichtigt werden.
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(227) Schweden hat bestätigt, dass die Beihilfe, die als allgemeine Steuerermäßigung ausgestaltet ist, jedem Unternehmen 
offensteht, das die Förderkriterien erfüllt (siehe Erwägungsgrund 40).

(228) Die Kommission stellt fest, dass die Regelungen keine Steuerermäßigungen umfassen, die die wesentlichen Kosten für 
die Bereitstellung von Energie oder damit zusammenhängenden Dienstleistungen widerspiegeln, sondern 
Ermäßigungen von Steuern, die zusätzlich zu den Kosten für die Erzeugung oder den Erwerb von Biogas/Biopropan 
anfallen.

(229) Die Steuerbefreiungen werden laut der Erläuterung Schwedens gewährt, um die Differenz zwischen den höheren 
Kosten für nachhaltiges, nicht auf Nahrungsmitteln basierendes Biogas und Biopropan einerseits und den Kosten für 
Erdgas und Flüssiggas andererseits auszugleichen (siehe Erwägungsgrund 42). Die Regelung wird von den 
schwedischen Behörden regelmäßig überwacht. Schweden hat sich verpflichtet, der Kommission jährliche 
Überwachungsberichte vorzulegen und die Höhe der Beihilfen erforderlichenfalls anzupassen, um künftig eine 
Überkompensation zu vermeiden (siehe Erwägungsgrund 43). Die Überwachungsberichte beruhen auf detaillierten 
Informationen, die die SEA bei den Steuerpflichtigen sowohl in Bezug auf im Inland erzeugtes als auch auf 
eingeführtes Biogas erhebt (siehe Erwägungsgrund 44).

(230) Wie in den Erwägungsgründen 47 und 54 dargelegt, erklärten die schwedischen Behörden, dass die Steuerermä
ßigungen die Differenz zwischen den Kosten für nachhaltiges Biogas und Biopropan und den Kosten für Erdgas 
nicht übersteigen.

(231) Die Kommission stellt fest, dass alle wesentlichen Kosten bei der Berechnung berücksichtigt werden. Darüber hinaus 
werden die Einnahmen aus dem Verkauf von Nebenerzeugnissen in die Berechnung einbezogen. Schweden hat 
jedoch darauf hingewiesen, dass es in Schweden kein System zur Herkunftsgarantie für Biogas gibt (siehe Tabellen 1, 
2 und 3).

(232) Schließlich heißt es unter Randnummer 111 der Leitlinien 2022, dass die Mitgliedstaaten bei der Ausgestaltung von 
Beihilferegelungen die Informationen über bereits gewährte Förderung berücksichtigen müssen, die in der 
Dokumentation zum Massenbilanzsystem nach Artikel 30 der RED II enthalten sind.

(233) Schweden hat bestätigt, dass es die Anforderungen von Artikel 30 der RED II erfülle und derzeit an der Einführung 
der in der RED II genannten und in der RED III weiterentwickelten Unionsdatenbank in Schweden arbeite (siehe 
(Erwägungsgrund 67). Die Kommission stellt fest, dass dieses System weder verfügbar war, als Schweden die 
Regelungen ausarbeitete und anmeldete, noch als die Kommission die vorliegende Beurteilung vornahm, und dass es 
daher nicht möglich war, Informationen über bereits gewährte Förderung aus der Dokumentation zum 
Massenbilanzsystem zu berücksichtigen. Schweden führte jedoch an, dass keine Änderungen an der Gestaltung der 
Regelungen erforderlich seien, wenn die Unionsdatenbank voll funktionsfähig und die darin enthaltenen 
Informationen umfassend seien, da die Unterstützung, die Erzeugern von Biogas und Biopropan im Ausland 
gewährt wird, bereits bei der Überwachung durch die Einfuhrpreise erfasst und somit bei der Beurteilung einer 
Überkompensation berücksichtigt werde. Aus diesem Grund ist die Kommission der Auffassung, dass die 
Anforderungen von Randnummer 111 der Leitlinien 2022 keine Auswirkungen auf ihre Beurteilung der 
Regelungen haben.

(234) Daher gelangt die Kommission zu dem Schluss, dass die Voraussetzungen in Abschnitt 4.1.3.5 der Leitlinien 2022 
erfüllt sind.

5.3.3.2.4.2. Kumulierung

(235) Nach Randnummer 56 der Leitlinien 2022 können Beihilfen auf der Grundlage mehrerer Beihilferegelungen 
gleichzeitig gewährt oder mit Ad-hoc- oder De-minimis-Beihilfen für dieselben beihilfefähigen Kosten kumuliert 
werden, sofern der Gesamtbetrag der staatlichen Beihilfen für ein Vorhaben oder eine Tätigkeit weder zu einer 
Überkompensation führt noch die nach diesen Leitlinien zulässigen Höchstbeträge übersteigt. Wenn der 
Mitgliedstaat die Kumulierung von Beihilfen erlaubt, die auf der Grundlage verschiedener Maßnahmen gewährt 
werden, muss er bei jeder Maßnahme angeben, nach welcher Methode die Einhaltung der unter dieser Randnummer 
dargelegten Voraussetzungen sichergestellt wird.

(236) Da die Kumulierung und die Beurteilung einer möglichen Überkompensation in beiden Leitlinien behandelt werden, 
verweist die Kommission an dieser Stelle auf ihre Beurteilung in Abschnitt 5.3.2.2.3.3.2.

(237) Ähnlich wie in Erwägungsgrund 177 gelangt die Kommission zu dem Schluss, dass die Regelungen mit 
Abschnitt 3.2.1.3.1 der Leitlinien 2022 im Einklang stehen.
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5.3.3.2.4.3. Schlussfolgerung zur Angemessenheit (einschließlich Kumulierung)

(238) Angesichts der Schlussfolgerungen in den Erwägungsgründen 234 und 237 gelangt die Kommission zu dem Schluss, 
dass die Regelungen angemessen sind.

5.3.3.3. Transparenz

(239) Die Kommission stellt fest, dass Schweden die Einhaltung der Transparenzanforderungen gemäß den 
Randnummern 58 bis 61 der Leitlinien 2022 sicherstellen wird. Die einschlägigen Daten zu der angemeldeten 
Maßnahme werden auf der schwedischen Website zur Transparenz staatlicher Beihilfen veröffentlicht (siehe 
Erwägungsgrund 68).

5.3.3.4. Vermeidung übermäßiger negativer Auswirkungen auf Wettbewerb und Handel

(240) Unter Randnummer 70 der Leitlinien 2022 heißt es, dass die Kommission auf der Grundlage dieser Leitlinien 
Maßnahmen für eine Dauer von höchstens 10 Jahren genehmigt. Wie in Erwägungsgrund 58 dargelegt, gelten die 
Regelungen im Rahmen der Leitlinien 2022 für eine Laufzeit von neun Jahren, d. h. von 2022 bis 2030.

(241) Unter Randnummer 116 der Leitlinien 2022 wird erläutert, dass die Beihilfe nicht nur zur Verlagerung der 
Emissionen von einem Wirtschaftszweig auf einen anderen führen darf, sondern insgesamt eine Verringerung der 
Treibhausgasemissionen bewirken muss. Darüber hinaus müssen die Mitgliedstaaten gemäß den 
Randnummern 127 bis 129 der Leitlinien 2022 erläutern, wie sie das Risiko vermeiden wollen, dass Beihilfen 
letztendlich den Verbrauch fossiler Brennstoffe und Energie ankurbeln oder verlängern.

(242) Die Kommission stellt fest, dass das übergeordnete Ziel der Regelungen darin besteht, fossile Brennstoffe durch 
nachhaltige Biomasse-Brennstoffe zu ersetzen. Die Nutzung von nachhaltigem Biogas und Biopropan anstelle von 
Erdgas oder Flüssiggas wird insgesamt zu einer Verringerung der Treibhausgasemissionen führen.

(243) Wie unter Randnummer 121 der Leitlinien 2022 erläutert, sollten Beihilfen, die hauptsächlich mit dem Betrieb und 
nicht mit Investitionen verbundene Kosten decken, nur dann gewährt werden, wenn der Mitgliedstaat nachweist, 
dass dies umweltfreundlichere Betriebsentscheidungen bewirkt. Gemäß Randnummer 122 der Leitlinien 2022 
sollten die Mitgliedstaaten in Fällen, in denen Beihilfen in erster Linie zur Deckung kurzfristiger Kosten benötigt 
wird, die variabel sein können, bestätigen, dass die dem Beihilfebetrag zugrunde liegenden Produktionskosten 
überwacht werden und der Beihilfebetrag mindestens einmal pro Jahr aktualisiert wird. Die Beihilfe muss so 
gestaltet sein, dass eine übermäßige Verzerrung des effizienten Funktionierens des Marktes verhindert wird und 
wirksame Betriebsanreize und Preissignale erhalten bleiben, wie unter Randnummer 123 der Leitlinien 2022 
dargelegt.

(244) Im vorliegenden Fall zielt die Beihilfe darauf ab, den Steuersatz für nachhaltiges Biogas und Biopropan zu senken, 
damit diese für den Endverbraucher zu einer wettbewerbsfähigen Alternative zu den entsprechenden fossilen 
Brennstoffen werden (siehe Erwägungsgrund 42). Ziel der Beihilfe ist es daher, das Verbraucherverhalten in 
Richtung einer umweltfreundlicheren Entscheidung zu lenken. Die schwedischen Behörden haben bestätigt, dass die 
Kosten, auf die sich der Beihilfebetrag stützt, jährlich überwacht werden und die Höhe der Beihilfe erforderlichenfalls 
aktualisiert wird (siehe Erwägungsgrund 43).

(245) Unter Randnummer 130 der Leitlinien 2022 ist dargelegt, dass die Kommission grundsätzlich davon ausgehen wird, 
dass staatliche Beihilfen für Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe, Biogas und Biomasse-Brennstoffe, die über die 
Obergrenzen hinausgehen, welche für ihre Berücksichtigung bei der Berechnung des Bruttoendverbrauchs von 
Energie aus erneuerbaren Quellen in dem betreffenden Mitgliedstaat nach Artikel 26 der RED II gelten, 
wahrscheinlich keine positiven Auswirkungen haben, die die negativen Auswirkungen der Maßnahme überwiegen 
könnten.

(246) Wie in Erwägungsgrund 20 dargelegt, werden im Rahmen der Regelungen keine Fördermittel für aus Nahrungs- und 
Futtermittelpflanzen hergestellte Biomasse-Brennstoffe gewährt.

(247) Wenn im Rahmen von Regelungen eine sehr begrenzte Zahl von Beihilfeempfängern oder ein etabliertes 
Unternehmen unterstützt werden soll, sollten die Mitgliedstaaten laut Randnummer 132 der Leitlinien 2022 
nachweisen, dass die geplante Maßnahme keine Wettbewerbsverzerrungen, etwa durch Stärkung der Marktmacht, 
bewirken wird.

(248) Da die Beihilfe in Form einer allgemeinen Steuerbefreiung für nachhaltiges Biogas und Biopropan gewährt wird, ist 
es nach Auffassung der Kommission unwahrscheinlich, dass sie einer sehr begrenzten Zahl von Beihilfeempfängern 
zugutekommen wird. Die Kommission stellt fest, dass im Jahr 2018 16 Unternehmen, die von der Kraftstoffregelung 
profitiert haben, Daten für die Überwachungsberichte für als Kraftstoff genutztes Biogas vorgelegt haben (siehe 
Erwägungsgrund 47).
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(249) Daher gelangt die Kommission zu dem Schluss, dass die einschlägigen Voraussetzungen in Abschnitt 4.1.4 der 
Leitlinien 2022 erfüllt sind.

5.3.3.5. Abwägung der positiven und der negativen Auswirkungen der Beihilfe

(250) Sofern alle anderen Voraussetzungen für die Vereinbarkeit erfüllt sind und keine offensichtlichen Hinweise auf einen 
Verstoß gegen den Grundsatz der Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen vorliegen, wird die Kommission 
gemäß Randnummer 134 der Leitlinien 2022 im Allgemeinen feststellen, dass das Ergebnis der Abwägungsprüfung 
für Dekarbonisierungsmaßnahmen positiv ausfällt (das heißt, dass die positiven Auswirkungen die Verzerrungen auf 
dem Binnenmarkt überwiegen), da die Maßnahmen einen Beitrag zur Erfüllung der Energie- und Klimaziele der 
Union leisten.

(251) Die Kommission stellt fest, dass die Regelungen zur Verwirklichung der Energie- und Klimaziele Schwedens und der 
EU beitragen werden und dass die geförderten Biomasse-Brennstoffe die in der RED II festgelegten Nachhaltigkeits
kriterien und Kriterien für Treibhausgaseinsparungen erfüllen werden. Die Kommission sieht keine offensichtlichen 
Hinweise auf einen Verstoß gegen den Grundsatz der Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen.

(252) Auf der Grundlage der vorstehenden Ausführungen gelangt die Kommission zu dem Schluss, dass die positiven 
Auswirkungen der Regelungen die negativen Auswirkungen auf den Binnenmarkt überwiegen.

5.3.3.6. Unternehmen in Schwierigkeiten und im Rahmen einer Rückforderungsanordnung

(253) Wie in Erwägungsgrund 69 dargelegt, hat Schweden bestätigt, dass gegen die unmittelbaren Begünstigten, um für die 
Beihilfe in Betracht zu kommen, keine Rückforderungsanordnung aufgrund eines früheren Beschlusses der 
Kommission zur Feststellung der Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit einer Beihilfe mit dem Binnenmarkt 
anhängig sein darf und dass sie keine Unternehmen in Schwierigkeiten sein dürfen.

(254) Auf der Grundlage der vorstehenden Ausführungen gelangt die Kommission zu dem Schluss, dass die Regelungen 
mit den Randnummern 14 und 15 der Leitlinien 2022 im Einklang stehen.

5.3.3.7. Schlussfolgerung zur Vereinbarkeit der Regelungen mit dem Binnenmarkt

(255) Die Kommission kommt zu dem Ergebnis, dass die Beihilfe die Entwicklung eines Wirtschaftszweigs fördert und die 
Handelsbedingungen nicht in einer Weise verändert, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft. Daher ist die 
Kommission der Auffassung, dass die Beihilfe auf der Grundlage des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV und 
den einschlägigen Bestimmungen der Leitlinien 2022 mit dem Binnenmarkt vereinbar ist.

6. SCHLUSSFOLGERUNG

(256) Die Kommission gelangt zu dem Schluss, dass Schweden die Regelungen rechtswidrig unter Verstoß gegen 
Artikel 108 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union umgesetzt hat. Die Kommission 
stellt jedoch fest, dass die Maßnahme auf der Grundlage des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV und der 
einschlägigen Bestimmungen der Leitlinien 2014-2020 und der Leitlinien 2022 mit dem Binnenmarkt 
vereinbar ist —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die Beihilferegelungen in Form einer Steuerbefreiung für als Kraftstoff oder zur Wärmeerzeugung genutztes Biogas und 
Biopropan, die Schweden auf der Grundlage des schwedischen Gesetzes (1994:1776) über die Energieverbrauchsteuer 
umgesetzt hat, sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe c des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union mit dem Binnenmarkt vereinbar.

DE ABl. L vom 17.1.2025 

32/33 ELI: http://data.europa.eu/eli/dec/2025/62/oj



Artikel 2

Dieser Beschluss ist an das Königreich Schweden gerichtet.

Brüssel, den 23. Oktober 2024

Für die Kommission
Margrethe VESTAGER
Exekutiv-Vizepräsidentin
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2025/72 DER KOMMISSION 

vom 15. Januar 2025

zur Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2021/936 in Bezug auf die harmonisierten 
Normen für Haushaltswaschmaschinen und Haushaltswaschtrockner 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 zur 
europäischen Normung, zur Änderung der Richtlinien 89/686/EWG und 93/15/EWG des Rates sowie der 
Richtlinien 94/9/EG, 94/25/EG, 95/16/EG, 97/23/EG, 98/34/EG, 2004/22/EG, 2007/23/EG, 2009/23/EG 
und 2009/105/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung des Beschlusses 87/95/EWG des Rates 
und des Beschlusses Nr. 1673/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (1), insbesondere auf Artikel 10 
Absatz 6,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Wurde ein Produkt nach harmonisierten Normen hergestellt, deren Fundstellen im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht wurden, so müssen die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 9 Absatz 2 der Richtlinie 2009/125/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates (2) davon ausgehen, dass es allen einschlägigen Anforderungen der 
geltenden Durchführungsmaßnahme entspricht, auf die sich diese Normen beziehen. Die einschlägigen 
Anforderungen an die Messung und Berechnung für Haushaltswaschmaschinen und Haushaltswaschtrockner sind 
in Artikel 4 und Anhang III der Verordnung (EU) 2019/2023 der Kommission (3) festgelegt.

(2) Gemäß Artikel 13 der Verordnung (EU) 2017/1369 des Europäischen Parlaments und des Rates (4) veröffentlicht die 
Kommission nach dem Erlass eines delegierten Rechtsakts gemäß Artikel 16 jener Verordnung, in dem spezifische 
Anforderungen an die Energieverbrauchskennzeichnung festgelegt werden, im Amtsblatt der Europäischen Union 
Verweise auf die harmonisierten Normen, die die einschlägigen Anforderungen des delegierten Rechtsakts an die 
Messung und Berechnung erfüllen. Werden bei der Bewertung der Konformität eines Produkts solche 
harmonisierten Normen angewendet, muss davon ausgegangen werden, dass das Modell die einschlägigen 
Anforderungen des delegierten Rechtsakts an die Messung und Berechnung erfüllt. Die Anforderungen an die 
Messung und Berechnung für Haushaltswaschmaschinen und Haushaltswaschtrockner sind in Artikel 3 und 
Anhang IV der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2014 der Kommission (5) festgelegt.

Amtsblatt 
der Europäischen Union 
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(1) ABl. L 316 vom 14.11.2012, S. 12. ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2012/1025/oj.
(2) Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Schaffung eines Rahmens für die 

Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung energieverbrauchsrelevanter Produkte (ABl. L 285 vom 31.10.2009, 
S. 10. ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2009/125/oj).

(3) Verordnung (EU) 2019/2023 der Kommission vom 1. Oktober 2019 zur Festlegung von Ökodesign-Anforderungen an Haushaltswa
schmaschinen und Haushaltswaschtrockner gemäß der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates, zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1275/2008 der Kommission und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1015/2010 der 
Kommission (ABl. L 315 vom 5.12.2019, S. 285. ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2019/2023/oj).
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Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Energieverbrauchskennzeichnung von Haushaltswaschmaschinen und 
Haushaltswaschtrocknern sowie zur Aufhebung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 1061/2010 der Kommission und der 
Richtlinie 96/60/EG der Kommission (ABl. L 315 vom 5.12.2019, S. 29. ELI: http://data.europa.eu/eli/reg_del/2019/2014/oj).
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(3) Mit dem Durchführungsbeschluss C(2023) 3518 der Kommission (6) beauftragte die Kommission das Europäische 
Komitee für elektrotechnische Normung (Cenelec) mit der Überarbeitung der in Anhang I jenen Beschlusses 
aufgeführten bestehenden harmonisierten Normen für Haushaltswaschmaschinen und Haushaltswaschtrockner zur 
Unterstützung der Verordnung (EU) 2019/2023 und der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2014 (im Folgenden 
„Auftrag“). Die Überarbeitung war erforderlich, um das in der harmonisierten Norm EN 60456:2016, geändert 
durch EN 60456:2016/A11:2020, genannte Referenzwaschmittel, das den Stoff Natriumperborat enthält, der seit 
dem 27. Mai 2023 gemäß Artikel 56 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (7) und gemäß Anhang XIV Eintrag 48 jener Verordnung nicht mehr in Verkehr gebracht werden darf, 
zu ersetzen. Der Auftrag ermöglichte es auch, dem technischen und wissenschaftlichen Fortschritt Rechnung zu 
tragen, redaktionelle Änderungen vorzunehmen und die Rundung der gemeldeten Zahlen an die Änderungen der 
Verordnung (EU) 2021/341 der Kommission (8) und der Delegierten Verordnung (EU) 2021/340 der Kommission (9)
anzupassen.

(4) Auf der Grundlage des Auftrags überarbeitete Cenelec die harmonisierte Norm EN 60456:2016, geändert durch 
EN 60456:2016/A11:2020, deren Fundstelle mit dem Durchführungsbeschluss (EU) 2021/936 der Kommission (10)
im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wurde. Dies führte zur Annahme der Änderung 
EN 60456:2016/A12:2023.

(5) Die Kommission hat gemeinsam mit Cenelec geprüft, ob die harmonisierte Norm EN 60456:2016, geändert durch 
EN 60456:2016/A12:2023 dem Auftrag entspricht.

(6) Die harmonisierte Norm EN 60456:2016, geändert durch EN 60456:2016/A12:2023, erfüllt die Anforderungen, 
die sie abdecken soll und die in der Verordnung (EU) 2019/2023 und der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2014 
festgelegt sind. Daher ist es angezeigt, die Fundstelle dieser Norm im Amtsblatt der Europäischen Union zu 
veröffentlichen.

(7) Die Anhänge I und II des Durchführungsbeschlusses (EU) 2021/936 enthalten die Referenzen der harmonisierten 
Normen, bei denen von der Konformität mit der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2014 bzw. der Verordnung 
(EU) 2019/2023 ausgegangen wird. Damit alle Referenzen harmonisierter Normen zur Unterstützung dieser 
Verordnungen im selben Rechtsakt aufgeführt werden, sollten die Referenzen der harmonisierten Norm 
EN 60456:2016, geändert durch EN 60456:2016/A12:2023, in diesen Anhängen aufgenommen werden.

(8) Die Referenz der harmonisierten Norm EN 60456:2016, geändert durch EN 60456:2016/A11:2020, muss aus dem 
Amtsblatt der Europäischen Union gestrichen werden, da sie durch die harmonisierte Norm EN 60456:2016, geändert 
durch EN 60456:2016/A12:2023, ersetzt wird. Diese Fundstelle sollte daher aus den Anhängen I und II des 
Durchführungsbeschlusses (EU) 2021/936 gestrichen werden.
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(6) Durchführungsbeschluss C(2023) 3518 der Kommission vom 2. Juni 2023 über einen Normungsauftrag an das Europäische Komitee 
für elektrotechnische Normung in Bezug auf Anforderungen an das Ökodesign und die Energieverbrauchskennzeichnung von 
Haushaltswaschmaschinen und Haushaltswaschtrocknern zur Unterstützung der Verordnung (EU) 2019/2023 der Kommission und 
der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2014 der Kommission.

(7) Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung, 
Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung einer Europäischen Agentur für chemische Stoffe, zur 
Änderung der Richtlinie 1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) 
Nr. 1488/94 der Kommission, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG 
und 2000/21/EG der Kommission (ABl. L 396 vom 30.12.2006, S. 1. ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2006/1907/oj).

(8) Verordnung (EU) 2021/341 der Kommission vom 23. Februar 2021 zur Änderung der Verordnungen (EU) 2019/424, 
(EU) 2019/1781, (EU) 2019/2019, (EU) 2019/2020, (EU) 2019/2021, (EU) 2019/2022, (EU) 2019/2023 und (EU) 2019/2024 in 
Bezug auf Ökodesign-Anforderungen an Server und Datenspeicherprodukte, Elektromotoren und Drehzahlregelungen, Kühlgeräte, 
Lichtquellen und separate Betriebsgeräte, elektronische Displays, Haushaltsgeschirrspüler, Haushaltswaschmaschinen und Haushalts
waschtrockner sowie Kühlgeräte mit Direktverkaufsfunktion (ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 108. ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/ 
2021/341/oj).

(9) Delegierte Verordnung (EU) 2021/340 der Kommission vom 17. Dezember 2020 zur Änderung der Delegierten Verordnungen 
(EU) 2019/2013, (EU) 2019/2014, (EU) 2019/2015, (EU) 2019/2016, (EU) 2019/2017 und (EU) 2019/2018 in Bezug auf die 
Anforderungen an die Energieverbrauchskennzeichnung von elektronischen Displays, Haushaltswaschmaschinen und Haushalts
waschtrocknern, Lichtquellen, Kühlgeräten, Haushaltsgeschirrspülern und Kühlgeräten mit Direktverkaufsfunktion (ABl. L 68 vom 
26.2.2021, S. 62. ELI: http://data.europa.eu/eli/reg_del/2021/340/oj).

(10) Durchführungsbeschluss (EU) 2021/936 der Kommission vom 3. Juni 2021 über die harmonisierten Normen für Haushaltswa
schmaschinen und Haushaltswaschtrockner zur Unterstützung der Verordnung (EU) 2019/2023 und der Delegierten Verordnung 
(EU) 2019/2014 (ABl. L 204 vom 10.6.2021, S. 42. ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2021/936/oj).

http://data.europa.eu/eli/reg/2006/1907/oj
http://data.europa.eu/eli/reg/2021/341/oj
http://data.europa.eu/eli/reg/2021/341/oj
http://data.europa.eu/eli/reg_del/2021/340/oj
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(9) Daher sollte der Durchführungsbeschluss (EU) 2021/936 entsprechend geändert werden.

(10) Die Einhaltung einer harmonisierten Norm begründet die Konformitätsvermutung in Bezug auf die entsprechenden 
grundlegenden Anforderungen, die in den Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union festgelegt sind, ab dem 
Datum der Veröffentlichung der Referenz dieser Norm im Amtsblatt der Europäischen Union. Dieser Beschluss sollte 
daher am Tag seiner Veröffentlichung in Kraft treten —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die Anhänge I und II des Durchführungsbeschlusses (EU) 2021/936 werden entsprechend dem Anhang des vorliegenden 
Beschlusses geändert.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Brüssel, den 15. Januar 2025

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG 

Die Anhänge I und II des Durchführungsbeschlusses (EU) 2021/936 werden wie folgt geändert:

1. Anhang I wird wie folgt geändert:

a) Zeile 1 wird gestrichen.

b) Folgende Zeile 1a wird eingefügt:

„1a. EN 60456:2016
Waschmaschinen für den Hausgebrauch — Verfahren zur Messung der Gebrauchseigenschaften
EN 60456:2016/A12:2023“

2. Anhang II wird wie folgt geändert:

a) Zeile 1 wird gestrichen.

b) Folgende Zeile 1a wird eingefügt:

„1a. EN 60456:2016
Waschmaschinen für den Hausgebrauch — Verfahren zur Messung der Gebrauchseigenschaften
EN 60456:2016/A12:2023“
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2025/84 DER KOMMISSION 

vom 13. Januar 2025

zur Änderung des Anhangs des Durchführungsbeschlusses (EU) 2023/2447 betreffend 
Sofortmaßnahmen im Zusammenhang mit Ausbrüchen der hochpathogenen Aviären Influenza in 

bestimmten Mitgliedstaaten 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2025) 198) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 zu Tierseuchen 
und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit („Tiergesundheitsrecht“) (1), 
insbesondere auf Artikel 259 Absatz 1 Buchstabe c,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Bei der hochpathogenen Aviären Influenza (HPAI) handelt es sich um eine infektiöse Viruserkrankung von Vögeln, 
die schwerwiegende Auswirkungen auf die Rentabilität von Geflügelhaltungsbetrieben haben und zu Störungen des 
Handels innerhalb der Union sowie der Ausfuhren in Drittländer führen kann. HPAI-Viren können Zugvögel 
infizieren, die diese Viren anschließend während ihres Herbst- und Frühjahrszugs über große Entfernungen 
verbreiten können. Daher birgt das Auftreten von HPAI-Viren bei Wildvögeln die permanente Gefahr, dass diese 
Viren direkt oder indirekt in Betriebe eingeschleppt werden, in denen Geflügel oder in Gefangenschaft lebende 
Vögel gehalten werden. Bei einem Ausbruch der HPAI besteht die Gefahr, dass sich der Erreger auf andere Betriebe 
ausbreitet, in denen Geflügel oder in Gefangenschaft lebende Vögel gehalten werden.

(2) Mit der Verordnung (EU) 2016/429 wurde der Rechtsrahmen für die Prävention und Bekämpfung von Seuchen 
geschaffen, die auf Tiere oder Menschen übertragbar sind. Die HPAI fällt in der genannten Verordnung unter die 
Begriffsbestimmung einer gelisteten Seuche und unterliegt den darin festgelegten Seuchenpräventions- und 
-bekämpfungsvorschriften. Darüber hinaus ergänzt die Delegierte Verordnung (EU) 2020/687 der Kommission (2)
die Verordnung (EU) 2016/429 hinsichtlich der Vorschriften für die Prävention und Bekämpfung bestimmter 
gelisteter Seuchen, einschließlich der Seuchenbekämpfungsmaßnahmen in Bezug auf die HPAI.

(3) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2023/2447 der Kommission (3) wurde im Rahmen der Verordnung 
(EU) 2016/429 erlassen und enthält Sofortmaßnahmen auf Unionsebene im Zusammenhang mit Ausbrüchen 
der HPAI.

(4) Insbesondere müssen gemäß dem Durchführungsbeschluss (EU) 2023/2447 die von den betroffenen Mitgliedstaaten 
nach Ausbrüchen der HPAI gemäß der Delegierten Verordnung (EU) 2020/687 eingerichteten Schutz- und 
Überwachungszonen sowie weiteren Sperrzonen mindestens die im Anhang des genannten Durchführungsbe
schlusses als Schutz- bzw. Überwachungszonen sowie weitere Sperrzonen gelisteten Gebiete umfassen.

Amtsblatt 
der Europäischen Union 
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(1) ABl. L 84 vom 31.3.2016, S. 1, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2016/429/oj.
(2) Delegierte Verordnung (EU) 2020/687 der Kommission vom 17. Dezember 2019 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/429 des 

Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich Vorschriften für die Prävention und Bekämpfung bestimmter gelisteter Seuchen 
(ABl. L 174 vom 3.6.2020, S. 64, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg_del/2020/687/oj).

(3) Durchführungsbeschluss (EU) 2023/2447 der Kommission vom 24. Oktober 2023 betreffend Sofortmaßnahmen im Zusammenhang 
mit Ausbrüchen der hochpathogenen Aviären Influenza in bestimmten Mitgliedstaaten (ABl. L, 2023/2447, 30.10.2023, ELI: http:// 
data.europa.eu/eli/dec_impl/2023/2447/oj).
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(5) Nach Ausbrüchen der HPAI bei Geflügel oder in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln in Tschechien, Deutschland, 
Italien, Ungarn und Polen wurde der Anhang des Durchführungsbeschlusses (EU) 2023/2447 kürzlich durch den 
Durchführungsbeschluss (EU) 2024/3235 der Kommission (4) geändert, da sich diese Ausbrüche in dem genannten 
Anhang widerspiegeln müssen.

(6) Seit dem Erlass des Durchführungsbeschlusses (EU) 2024/3235 haben Deutschland, Frankreich, Italien, Ungarn, 
Polen und Portugal der Kommission Ausbrüche der HPAI in Betrieben, in denen Geflügel gehalten wird, im 
Bundesland Bayern in Deutschland, in der Region Normandie in Frankreich, in den Regionen Emilia-Romagna, 
Lombardei und Venetien in Italien, im Komitat Szabolcs-Szatmár-Bereg in Ungarn, in den Woiwodschaften Śląskie 
und Warmińsko-Mazurskie in Polen sowie im Distrikt Lissabon in Portugal gemeldet.

(7) Deutschland, Frankreich, Italien, Ungarn, Polen und Portugal haben die gemäß der Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 erforderlichen Seuchenbekämpfungsmaßnahmen ergriffen, einschließlich der Einrichtung von 
Schutz- und Überwachungszonen um die Ausbrüche herum.

(8) Darüber hinaus hat Polen eine weitere Sperrzone um oder angrenzend an die Schutz- und Überwachungszonen in 
einem bestimmten Gebiet mit erhöhtem Risiko für die Ausbreitung der HPAI eingerichtet.

(9) Die Kommission hat die von Deutschland, Frankreich, Italien, Ungarn, Polen und Portugal ergriffenen Seuchenbe
kämpfungsmaßnahmen geprüft und sich davon überzeugt, dass die Grenzen der von diesen Mitgliedstaaten 
eingerichteten Schutz- und Überwachungszonen und die Grenzen der von Polen eingerichteten weiteren Sperrzone 
ausreichend weit von den Betrieben entfernt sind, in denen die Ausbrüche der HPAI bestätigt wurden.

(10) Für Frankreich und Portugal sind derzeit im Anhang des Durchführungsbeschlusses (EU) 2023/2447 keine Gebiete 
als Schutz- oder Überwachungszonen ausgewiesen.

(11) Um unnötige Störungen des Handels innerhalb der Union zu verhindern und von Drittländern auferlegte ungerecht
fertigte Hemmnisse für den Handel zu vermeiden, ist es notwendig, die gemäß der Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 von Deutschland, Frankreich, Italien, Ungarn, Polen und Portugal ordnungsgemäß eingerichteten 
Schutz- und Überwachungszonen sowie die von Polen ordnungsgemäß eingerichtete weitere Sperrzone in 
Zusammenarbeit mit den genannten Mitgliedstaaten rasch auf Unionsebene auszuweisen.

(12) Daher sollten die im Anhang des Durchführungsbeschlusses (EU) 2023/2447 für Deutschland, Italien, Ungarn und 
Polen als Schutz- und Überwachungszonen aufgeführten Gebiete sowie das für Polen als weitere Sperrzone 
aufgeführte Gebiet geändert werden.

(13) Ferner sollten im Anhang des Durchführungsbeschlusses (EU) 2023/2447 Schutz- und Überwachungszonen für 
Frankreich und Portugal aufgeführt werden.

(14) Dementsprechend sollte der Anhang des Durchführungsbeschlusses (EU) 2023/2447 dahin gehend geändert 
werden, dass die Regionalisierung auf Unionsebene aktualisiert wird, indem die gemäß der Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 von Deutschland, Frankreich, Italien, Ungarn, Polen und Portugal ordnungsgemäß eingerichteten 
Schutz- und Überwachungszonen sowie die von Polen ordnungsgemäß eingerichtete weitere Sperrzone und die 
Dauer der dort geltenden Maßnahmen aufgenommen werden.

(15) Daher sollte der Durchführungsbeschluss (EU) 2023/2447 entsprechend geändert werden.

(16) Angesichts der Dringlichkeit der Seuchenlage in der Union in Bezug auf die Ausbreitung der HPAI ist es wichtig, dass 
die mit dem vorliegenden Beschluss am Durchführungsbeschluss (EU) 2023/2447 vorzunehmenden Änderungen so 
bald wie möglich wirksam werden.

(17) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —
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(4) Durchführungsbeschluss (EU) 2024/3235 der Kommission vom 19. Dezember 2024 zur Änderung des Anhangs des Durchführungs
beschlusses (EU) 2023/2447 betreffend Sofortmaßnahmen im Zusammenhang mit Ausbrüchen der hochpathogenen Aviären 
Influenza in bestimmten Mitgliedstaaten (ABl. L, 2024/3235, 23.12.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2024/3235/oj).

http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2024/3235/oj


HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang des Durchführungsbeschlusses (EU) 2023/2447 erhält die Fassung des Anhangs des vorliegenden Beschlusses.

Artikel 2

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 13. Januar 2025

Für die Kommission
Olivér VÁRHELYI

Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Teil A

Schutzzonen gemäß Artikel 1 Buchstabe a und Artikel 2 in den betroffenen Mitgliedstaaten*:

Mitgliedstaat: Tschechien

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

Karlovy Vary Region:

CZ-HPAI(NON-P)-2024-00053

Březová u Sokolova (614611); Kamenice u Březové (614629); Paseka u 
Březové (614661); Rudolec u Březové (670448); Tisová u Sokolova (614645); 
Citice (617792); Dolní Rychnov (752304); Královské Poříčí (672688); Novina 
u Sokolova (782955); Sokolov (752223); Vítkov u Sokolova (782963); Čistá u 
Svatavy (760005); Svatava (760021); Těšovice (752312).

9.1.2025

Mitgliedstaat: Deutschland

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

BAYERN

DE-HPAI(P)-2024-00029

Landkreis Ansbach
3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 10.547344, 
49.358553.
Folgende Gebiete sind betroffen:
— Stadt Ansbach

Ortsteil Strüth
— Markt Flachslanden

Ortsteil Birkenfels
— Markt Lehrberg

Ortsteile Ballstadt, Brünst, Buhlsbach, Dauersmühle, Fritzmühle, 
Gödersklingen, Kühndorf, Lehrberg östlich d. fränk. Rezat, Pulvermühle, 
Röshof, Schmalach, Seemühle, Walkmühle, Wüstendorf, Ziegelhütte

— Gemeinde Weihenzell
Alexandermühle, Schönbronn

18.1.2025
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Mitgliedstaat: Frankreich

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

Département Calvados (14):

FR-HPAI(P)-2024-00018

BARNEVILLE-LA-BERTRAN
ÉQUEMAUVILLE
GONNEVILLE-SUR-HONFLEUR
HONFLEUR
PENNEDEPIE
SAINT-GATIEN-DES-BOIS

21.1.2025

Département Eure (27):

FR-HPAI(P)-2024-00017

ÉPAIGNES
LIEUREY
LA NOË-POULAIN
LA POTERIE-MATHIEU
SAINT-ÉTIENNE-L’ALLIER
SAINT-GEORGES-DU-VIÈVRE
SAINT-SIMÉON
SELLES

18.1.2025

FR-HPAI(P)-2025-00001

LE BOIS-HELLAIN
LA CHAPELLE-BAYVEL
ÉPAIGNES
MARTAINVILLE
SAINT-SYMPHORIEN
VANNECROCQ

21.1.2025

Mitgliedstaat: Italien

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

Veneto region:

IT-HPAI(P)-2024-00033
The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of radius of 
three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.29034, E 
11.212726

19.1.2025

IT-HPAI(P)-2024-00036
The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of radius of 
three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.325315058, E 
10.758821094

24.1.2025

IT-HPAI(P)-2025-00005
The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of radius of 
three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.307217883, E 
10.766098526

28.1.2025

IT-HPAI(P)-2025-00006
The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of radius of 
three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.298310102, E 
10.853128524

27.1.2025
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ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

IT-HPAI(P)-2025-00007 The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of radius of 
three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.32054, E 10.72671 3.2.2025

IT-HPAI(P)-2025-00008
The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of radius of 
three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.248221855, E 
10.916122239

30.1.2025

IT-HPAI(P)-2025-00012
The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of radius of 
three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.249597, E 
10.937853

1.2.2025

IT-HPAI(P)-2025-00013
The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of radius of 
three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.253118, E 
10.935808

2.2.2025

Lombardia region:

IT-HPAI(P)-2024-00029
The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of radius of 
three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.253204, E 
10.598016

11.1.2025

IT-HPAI(P)-2024-00031
The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of radius of 
three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.214873, E 
10.516978

18.1.2025

IT-HPAI(P)-2024-00032
The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of radius of 
three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.283549, E 
10.669582

18.1.2025

IT-HPAI(P)-2024-00034
The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of radius of 
three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.309171, E 
10.721863

24.1.2025

IT-HPAI(P)-2025-00001
The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of radius of 
three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.297148, E 
10.761502

29.1.2025

IT-HPAI(P)-2025-00002
The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of radius of 
three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.312173, E 
10.785147

30.1.2025

IT-HPAI(P)-2025-00003
The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of radius of 
three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.289988, E 
10.765221

31.1.2025

IT-HPAI(P)-2025-00004
The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of radius of 
three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.289456, E 
10.758892

1.2.2025

IT-HPAI(P)-2025-00009
The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of radius of 
three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.295545, E 
10.762689

1.2.2025
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ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

IT-HPAI(P)-2025-00010
The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of radius of 
three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.28669, E 
10.780547

3.2.2025

IT-HPAI(P)-2025-00011 The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of radius of 
three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.2787, E 10.800989 6.2.2025

Emilia Romagna region:

IT-HPAI(P)-2024-00035
The area of the parts of Emilia Romagna Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 44.545434, E 
11.164076

19.1.2025

Mitgliedstaat: Ungarn

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

Szabolcs-Szatmár-Bereg vármegye

HU-HPAI(P)-2025-00001
Nyírbátor, Nyírpilis, Nyírvasvári és Piricse települések közigazgatási területének 
a 47.800570 és a 22.150850 GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 3 
km sugarú körön belül eső területe.

4.2.2025

Mitgliedstaat: Polen

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

PL-HPAI(NON-P)-2024-00060

W województwie kujawsko-pomorskim, w powiecie włocławskim:

1) w gminie Kowal, sołectwa: Strzały, Bogusławice, Więsławice, Unisławice, 
Dobrzelewice, Dąbrówka, Dziardonice, Grabkowo, Kępka Szlachecka, 
Czerniewiczki, oraz część sołectwa Rakutowo, gdzie granica obszaru 
zapowietrzonego przebiega na południe od drogi wojewódzkiej 265 od 
miejscowości Kowal do miejscowości Więsławice Parcele;

2) w gminie Lubień Kujawski, sołectwa: Chojny, Szewo, Bilno;
3) w gminie Baruchowo, sołectwo: Boża Wola, Grodno, cześć sołectwa 

Baruchowo, gdzie granica obszaru zapowietrzonego przebiega na 
południe od drogi wojewódzkiej 265, część sołectwa Świątkowice gdzie 
granica obszaru zapowietrzonego przebiega na południe od drogi 
wojewódzkiej 265;

9.1.2025

ABl. L vom 17.1.2025 DE 

ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2025/84/oj 7/38



ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

4) w gminie Choceń: miejscowość Księża Kępka.

PL-HPAI(P)-2024-00046
PL-HPAI(P)-2024-00048

W województwie warmińsko-mazurskim:

1. powiat iławski:
a. gmina Lubawa: Fijewo, Targowisko Dolne, Targowisko Górne, 

Sampława, w granicach administracyjnych miejscowości Byszwałd 
na południe od linii poprowadzonej przez miejscowości Złotowo i 
Radomek; w granicach administracyjnych miejscowości Losy na 
południe od linii poprowadzonej przez miejscowości Omule i 
Raczek, w granicach administracyjnych miejscowości Ludwichowo 
na wschód od linii poprowadzonej przez miejscowości Rodzone i 
Kaczek, w granicach administracyjnych miejscowości Mortęgi na 
północ od linii poprowadzonej przez miejscowości Zajączkowo i 
Lubstynek, w granicach administracyjnych miejscowości Rakowice 
na wschód od linii poprowadzonej przez miejscowości Biała Góra i 
Jakubkowo, w granicach administracyjnych miejscowości Rodzone 
na południe od linii poprowadzonej przez miejscowości Chrośle i 
Grabowo, w granicach administracyjnych miejscowości Tuszewo na 
północ od linii poprowadzonej przez miejscowości Napromek i 
Zajączkowo.

b. w granicach administracyjnych miasta Lubawa;

2. powiat nowomiejski:
a. gmina Grodziczno: w granicach administracyjnych miejscowości 

Zajączkowo na północ od linii kolejowej.

18.1.2025

PL-HPAI(P)-2024-00050

W województwie warmińsko-mazurskim:

1. Powiat ostródzki:

gmina Dąbrówno: Fiugajki, Klonówko, Marwałd, Stare Miasto, Wierzbica, w 
granicach administracyjnych miejscowości Dąbrówno na północ od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Lewałd Wielki i Frygnowo, w granicach 
administracyjnych Elgnowo na północ od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Omule i Mosznica, w granicach administracyjnych miejscowości 
Jabłonowo na północ od linii poprowadzonej przez miejscowości Lewałd 
Wielki i Frygnowo, w granicach administracyjnych miejscowości Jagodziny na 
wschód od linii poprowadzonej przez miejscowości Wysoka Wieś i Gutowo, w 
granicach administracyjnych miejscowości Tułodziad na południe od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Glaznoty i Łodwigowo

22.1.2025

DE ABl. L vom 17.1.2025 

8/38 ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2025/84/oj



ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

PL-HPAI(P)-2024-00049

W województwie warmińsko-mazurskim:

2. powiat nowomiejski:
a. gmina Biskupiec: Mierzyn, Rywałdzik, Sumin, w granicach 

administracyjnych miejscowości Lipinki na zachód od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Wardęgowo i Wałdowo, w 
granicach administracyjnych miejscowości Osówko na południe od 
linii poprowadzonej przez miejscowości Bogdanki i Babalice, w 
granicach administracyjnych miejscowości Ostrowite na północ od 
linii poprowadzonej przez miejscowości Wardęgowo i Szczepanki.

W województwie kujawsko-pomorskim: obszar objęty ograniczeniami w 
promieniu 3 km wokół miejsca wystąpienia grypy ptaków:

1. powiat grudziądzki:
a. gmina Świecie nad Osą: Lisnowo, Partęczyny;

2. powiat brodnicki:
a. gmina Jabłonowo Pomorskie: Płowęż, Adamowo

22.1.2025

PL-HPAI(P)-2024-00047

W województwie śląskim

1) w powiecie częstochowskim:
a. w gminie Dabrowa Zielona, miejscowości: Dabrowa Zielona, Dąbek, 

Lipie, Brzozówki, Cielętniki, Nowa Wieś, Gajówka- Nowa Wieś, 
Raczkowice, Raczkowice-Kolonia, Rogaczew, Maluszyce, Soborzyce, 
Zaleszczyny, Osiny

17.1.2025

Mitgliedstaat: Portugal

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

PT-HPAI(P)-2025-00001
The parts from the county of Sintra, from the district of Lisboa, that are 
contained within circle of 3 kilometers radius, centered on GPS coordinates 
38.898732N, –9.400721W

1.2.2025

ABl. L vom 17.1.2025 DE 

ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2025/84/oj 9/38



Teil B

Überwachungszonen gemäß Artikel 1 Buchstabe a und Artikel 3 in den betroffenen Mitgliedstaaten*:

Mitgliedstaat: Tschechien

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 55 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

Karlovy Vary Region:

CZ-HPAI(NON-P)-2024-00053

Arnoltov (670421); Bystřina (670456); Kostelní Bříza (670430); Krásná Lípa u 
Březové (670464); Lobzy u Březové (614653); Ostrov u Březové (670472); 
Studánka u Březové (670499); Bukovany u Sokolova (615889); Hlavno (617806); 
Dasnice (624772); Boučí (629871); Dolní Nivy (629880); Horní Nivy (629898); 
Horní Rozmyšl (629901); Habartov (636339); Horní Částkov (685861); Lítov 
(685879); Bošířany (644048); Horní Slavkov (644056); Třídomí (644102); Hory u 
Jenišova (658383); Chlum Svaté Maří (651621); Dolní Chodov (652172); Stará 
Chodovská (753777); Háj u Jindřichovic (660400); Stará (660485); Luh nad 
Svatavou (688550); Radvanov (688568); Horní Pochlovice (661597); Kaceřov u 
Kynšperka nad Ohří (661601); Dolina u Krajkové (672246); Hrádek u Krajkové 
(672254); Krajková (672262); Květná u Krajkové (672271); Libnov (672297); 
Markvarec u Krajkové (672301); Krásno nad Teplou (673811); Dolní Pochlovice 
(678589); Kamenný Dvůr (678619); Kynšperk nad Ohří (678627); Zlatá u 
Kynšperka nad Ohří (678635); Libavské Údolí (681695); Dvory u Lokte (686506); 
Loket (686514); Nadlesí (686522); Údolí u Lokte (686531); Lomnice u Sokolova 
(686620); Týn u Lomnice (686638); Dolní Částkov (694789); Chranišov 
(653713); Loučky u Lokte (706663); Nové Sedlo u Lokte (706680); Nové Domy 
(711021); Oloví (710962); Bystřina u Rovné (742155); Čistá u Rovné (742163); 
Krásná Lípa u Rovné (742171); Milíře u Rovné (742180); Rovná u Sokolova 
(742147); Vranov u Rovné (742198); Hrušková (782947); Staré Sedlo u Sokolova 
(754722); Šabina (681709); Vintířov u Sokolova (782408); Vřesová (786721).

18.1.2025

Březová u Sokolova (614611); Kamenice u Březové (614629); Paseka u Březové 
(614661); Rudolec u Březové (670448); Tisová u Sokolova (614645); Citice 
(617792); Dolní Rychnov (752304); Královské Poříčí (672688); Novina u 
Sokolova (782955); Sokolov (752223); Vítkov u Sokolova (782963); Čistá u 
Svatavy (760005); Svatava (760021); Těšovice (752312).

10.1.2025-18.1.2025

DE ABl. L vom 17.1.2025 
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Mitgliedstaat: Deutschland

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 55 der 
Delegierten 
Verordnung 

(EU) 2020/687 gültig bis

BAYERN

DE-HPAI(P)-2024-00029

Landkreis Ansbach
10 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 
10.547344, 49.358553.
Folgende Gebiete sind betroffen:
— Stadt Ansbach
— Gemeinde Bruckberg

Ortsteile Wustendorf, Neubruck
— Gemeinde Colmberg

Ortsteile Auerbach, Colmberg, Häslabronn, Kurzendorf
— Markt Dietenhofen

Ortsteile Adelmannsdorf, Andorf, Ebersdorf, Frickendorf, 
Götteldorf, Höfen/Höfenmühle, Kleinhabersdorf, Leonrod, 
Methlach, Rüdern, Stolzmühle, Warzfelden, Warzfelder Mühle

— Markt Flachslanden
Ortsteile Borsbach, Boxau, Flachslanden, Hainklingen, 
Hummelhof, Kellern, Kemmathen, Kettenhöfstetten, 
Lockenmühle, Neustetten, Rangenmühle, Rosenbach, 
Ruppersdorf, Schmalnbühl, Schneidmühle, Sondernohe, 
Virnsberg, Wippenau

— Markt Lehrberg
Ortsteile Berndorf, Birkach, Gräfenbuch, Gumbertushütte, Hürbel 
am Rangen, Kohlmühle, Lehrberg westlich d. fränk. Rezat, 
Oberheßbach, Obersulzbach, Rohrmühle, Schmalenbach, 
Schmalenbacher Mühle, Unterheßbach, Untersulzbach, Zailach

— Stadt Leutershausen
Ortsteile Hannenbach, Hinterholz, Hohenmühle, Lengenfeld, 
Mittelramstadt, Neunkirchen, Oberramstadt, Tiefenthal, 
Walkmühle, Wiedersbach, Winden

— Gemeinde Oberdachstetten
Ortsteile Berglein, Dörflein, Hohenau, Lerchenbergshof, 
Mitteldachstetten, Möckenau, Spielberg

— Gemeinde Petersaurach
Ortsteile Frohnhof, Külbingen

— Gemeinde Rügland
Ortsteile Äußere Mühle, Daubersbach, Fladengreuth, Kräft, 
Lindach, Obernbibert, Pilsmühle, Rosenberg, Rügland, Stockheim, 
Untere Mühle, Unternbibert

— Gemeinde Sachsen b. Ansbach
Ortsteile Hirschbronn, Neukirchen

— Gemeinde Weihenzell
Ortsteile Beutellohe, Fessenmühle, Forst, Frankendorf, Gebersdorf, 
Grüb, Haasgang, Moratneustetten, Neubronn, Neumühle, 
Papiermühle, Petersdorf, Schmalnbachshof, Steinmühle, 
Thierbach, Thurndorf, Weihenzell, Wernsbach, Wippendorf, 
Zellrüglingen

27.1.2025

ABl. L vom 17.1.2025 DE 

ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2025/84/oj 11/38



ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 55 der 
Delegierten 
Verordnung 

(EU) 2020/687 gültig bis

Landkreis Neustadt/Aisch – Bad Windsheim
10 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 
10.547344, 49.358553.
Folgende Gebiete sind betroffen:
— Gemeinde Obernzenn

Ortsteile Egenhausen, Wimmelbach, Sichelbronn
— Gemeinde Trautskirchen

Ortsteil Dagenbach
— Gemeinde Neuhof a.d. Zenn

Ortsteil Rothenhof

Landkreis Ansbach
3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 
10.547344, 49.358553.
Folgende Gebiete sind betroffen:
— Stadt Ansbach

Ortsteil Strüth
— Markt Flachslanden

Ortsteil Birkenfels
— Markt Lehrberg

Ortsteile Ballstadt, Brünst, Buhlsbach, Dauersmühle, Fritzmühle, 
Gödersklingen, Kühndorf, Lehrberg östlich d. fränk. Rezat, 
Pulvermühle, Röshof, Schmalach, Seemühle, Walkmühle, 
Wüstendorf, Ziegelhütte

— Gemeinde Weihenzell
Alexandermühle, Schönbronn

19.1.2025-27.1.2025

MECKLENBURG-VORPOMMERN

DE-HPAI(P)-2024-00025
DE-HPAI(P)-2024-00026

Landkreis Ludwigslust Parchim
— die Gemeinde Brenz mit den Orten und Ortsteilen: Alt Brenz und 

Neu Brenz
— die Gemeinde Domsühl mit den Orten und Ortsteilen: Bergrade 

Dorf, Bergrade Hof, Domsühl, Domsühl-Ausbau, Neu Schlieven, 
Schlieven, Severin, Alt Dammerow und Zieslübbe

— die Gemeinde Friedrichsruhe mit den Orten und Ortsteilen: 
Frauenmark, Friedrichsruhe, Friedrichsruhe Dorf, Friedrichsruhe 
Hof, Goldenbow, Neu Ruthenbeck und Ruthenbeck

— die Gemeinde Lewitzrand mit den Orten und Ortsteilen: Göthen, 
Klinken und Rusch

— die Gemeinde Neustadt-Glewe mit den Orten und Ortsteilen: 
Friedrichsmoor, Hohewisch, Krim, Kronskamp, Neuhof und 
Reißaus

— die Gemeinde Parchim mit den Orten und Ortsteilen: Damm, 
Kiekindemark, Malchow, Möderitz, Neu Klockow, Neu Matzlow, 
Neuhof.

9.1.2025

DE ABl. L vom 17.1.2025 
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ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 55 der 
Delegierten 
Verordnung 

(EU) 2020/687 gültig bis

— Innerhalb der Gemeinde Parchim verläuft die Überwachungszone 
entlang des Dargelützer Weg, über die L321, den Wiesenring 
entlang, bis in den Burgdamm übergehend zur Brücke zwischen 
der Hafenstraße und dem Färbergrabenweg, ab dort entgegen der 
Strömung der Elde bis auf Höhe des Endes des Plümperwiesenweg, 
ab der Brücke auf dem Südring bis auf Höhe des HAACK 
Teppichgeschäfts der Elde folgend

— die Gemeinde Spornitz mit den Orten und Ortsteilen: Dütschow, 
Primank, Spornitz und Steinbeck

die Gemeinde Tramm mit den Orten und Ortsteilen: Bahlenhüschen, 
Göhren und Tramm.

Landkreis Ludwigslust Parchim
die Gemeinde Lewitzrand mit den Orten und Ortsteilen: 
Matzlow-Garwitz und Raduhn

1.1.2025-9.1.2025

NIEDERSACHSEN

DE-HPAI(P)-2024-00027

Landkreis Cloppenburg
10 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 
7.975699, 52.914194.
Betroffen sind Teile der Gemeinden Bösel, Emstek, Garrel, Lastrup, 
Molbergen sowie der Städte Cloppenburg und Friesoythe.

12.1.2025

Landkreis Cloppenburg
3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 
7.975699, 52.914194.
Betroffen sind Teile der Gemeinden Garrel und Molbergen

3.1.2025-12.1.2025

DE-HPAI(P)-2024-00028

Landkreis Stade
10 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 
9.329826, 53.785319.
Betroffen sind Teile der Gemeinden Balje, Drochtersen, Freiburg (Elbe), 
Krummendeich, Oederquart und Wischhafen.
Landkreis Cuxhaven
10 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 
9.329826, 53.785319.
Betroffen sind Teile der Gemeinden Oberndorf und Osten

15.1.2025

Landkreis Stade
3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 
9.329826, 53.785319.
Betroffen sind Teile der Gemeinden Drochtersen, Freiburg (Elbe), 
Oederquart und Wischhafen.

6.1.2025-15.1.2025

ABl. L vom 17.1.2025 DE 
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ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 55 der 
Delegierten 
Verordnung 

(EU) 2020/687 gültig bis

SCHLESWIG-HOLSTEIN

DE-HPAI(P)-2024-00028

Steinburg
10 km Radius um den Ausbruchsbetrieb GPS-Koordinaten
9.329826, 53.785319
Die gesamte Stadt Glückstadt, sowie Teile der Gemeinden Blomesche 
Wildnis, Borsfleth, Brokdorf, Elskop, Engelbrechtsche Wildnis, 
Herzhorn, Kollmar, Krempdorf, Wewelsfleth

15.1.2025

Mitgliedstaat: Frankreich

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten 

Verordnung (EU) 
2020/687 gültig bis

Département Calvados (14):

FR-HPAI(P)-2024-00018

ABLON
BONNEVILLE-SUR-TOUQUES
CANAPVILLE
CRICQUEBŒUF
ENGLESQUEVILLE-EN-AUGE
FOURNEVILLE
GENNEVILLE
QUETTEVILLE
LA RIVIÈRE-SAINT-SAUVEUR
SAINT-BENOÎT-D’HÉBERTOT
SAINT-GATIEN-DES-BOIS
SAINT-MARTIN-AUX-CHARTRAINS
LE THEIL-EN-AUGE
TOUQUES
TOURVILLE-EN-AUGE
TROUVILLE-SUR-MER
VILLERVILLE

30.1.2025

BARNEVILLE-LA-BERTRAN
ÉQUEMAUVILLE
GONNEVILLE-SUR-HONFLEUR
HONFLEUR
PENNEDEPIE
SAINT-GATIEN-DES-BOIS

22.1.2025-30.1.2025

FR-HPAI(P)-2025-00001

BONNEVILLE-LA-LOUVET
LE FAULQ
MOYAUX
LE PIN
SAINT-ANDRÉ-DHÉBERTOT

30.1.2025

DE ABl. L vom 17.1.2025 
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ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten 

Verordnung (EU) 
2020/687 gültig bis

Département Eure (27):

FR-HPAI(P)-2024-00017

APPEVILLE-ANNEBAULT
ASNIÈRES
BAILLEUL-LA-VALLÉE
BAZOQUES
LE BOIS-HELLAIN
BOISSY-LAMBERVILLE
BRÉTIGNY
CAMPIGNY
LA CHAPELLE-BAYVEL
CONDÉ-SUR-RISLE
CORMEILLES
CORNEVILLE-SUR-RISLE
ÉPREVILLE-EN-LIEUVIN
LE FAVRIL
FOLLEVILLE
FORT-MOVILLE
FRENEUSE-SUR-RISLE
FRESNE-CAUVERVILLE
GIVERVILLE
HEUDREVILLE-EN-LIEUVIN
LIVET-SUR-AUTHOU
MANNEVILLE-SUR-RISLE
MARTAINVILLE
MORAINVILLE-JOUVEAUX
MORSAN
NEUVILLE-SUR-AUTHOU
NOARDS
NOTRE-DAME-D’ÉPINE
PONT-AUDEMER
LES PRÉAUX
SAINT-AUBIN-DE-SCELLON
SAINT-BENOÎT-DES-OMBRES
SAINT-CHRISTOPHE-SUR-CONDÉ
LE MESNIL-SAINT-JEAN
SAINT-GRÉGOIRE-DU-VIÈVRE
SAINT-MARTIN-SAINT-FIRMIN
SAINT-PHILBERT-SUR-RISLE
SAINT-PIERRE-DE-CORMEILLES
SAINT-PIERRE-DES-IFS
SAINT-SYLVESTRE-DE-CORMEILLES
SAINT-SYMPHORIEN
SAINT-VICTOR-D’ÉPINE
TOURVILLE-SUR-PONT-AUDEMER
TOUTAINVILLE
TRIQUEVILLE
VANNECROCQ

27.1.2025

ÉPAIGNES
LIEUREY
LA NOË-POULAIN
LA POTERIE-MATHIEU
SAINT-ÉTIENNE-L’ALLIER
SAINT-GEORGES-DU-VIÈVRE
SAINT-SIMÉON
SELLES

19.1.2025-27.1.2025

ABl. L vom 17.1.2025 DE 
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ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten 

Verordnung (EU) 
2020/687 gültig bis

FR-HPAI(P)-2024-00018
FATOUVILLE-GRESTAIN
FIQUEFLEUR-ÉQUAINVILLE
MANNEVILLE-LA-RAOULT

30.1.2025

FR-HPAI(P)-2025-00001

BONNEVILLE-LA-LOUVET
LE FAULQ
MOYAUX
LE PIN
SAINT-ANDRÉ-D’HÉBERTOT
APPEVILLE-ANNEBAULT
ASNIÈRES
BAILLEUL-LA-VALLÉE
BAZOQUES
BEUZEVILLE
LE BOIS-HELLAIN
BOISSY-LAMBERVILLE
BOULLEVILLE
BRÉTIGNY
CAMPIGNY
LA CHAPELLE-BAYVEL
CONDÉ-SUR-RISLE
CORMEILLES
CORNEVILLE-SUR-RISLE
ÉPREVILLE-EN-LIEUVIN
LE FAVRIL
FOLLEVILLE
FORT-MOVILLE
FRENEUSE-SUR-RISLE
FRESNE-CAUVERVILLE
GIVERVILLE
HEUDREVILLE-EN-LIEUVIN
LA LANDE-SAINT-LÉGER
LIVET-SUR-AUTHOU
MANNEVILLE-SUR-RISLE
MARTAINVILLE
MORAINVILLE-JOUVEAUX
MORSAN
NEUVILLE-SUR-AUTHOU
NOARDS
NOTRE-DAME-D’ÉPINE
PONT-AUDEMER
LES PRÉAUX
SAINT-AUBIN-DE-SCELLON
SAINT-BENOÎT-DES-OMBRES
SAINT-CHRISTOPHE-SUR-CONDÉ
LE MESNIL-SAINT-JEAN
SAINT-GRÉGOIRE-DU-VIÈVRE
SAINT-MACLOU
SAINT-MARTIN-SAINT-FIRMIN
SAINT-PHILBERT-SUR-RISLE
SAINT-PIERRE-DE-CORMEILLES
SAINT-PIERRE-DES-IFS
SAINT-SULPICE-DE-GRIMBOUVILLE
SAINT-SYLVESTRE-DE-CORMEILLES
SAINT-SYMPHORIEN

30.1.2025
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ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten 

Verordnung (EU) 
2020/687 gültig bis

SAINT-VICTOR-D’ÉPINE
LE TORPT
TOURVILLE-SUR-PONT-AUDEMER
TOUTAINVILLE
TRIQUEVILLE
VANNECROCQ

LE BOIS-HELLAIN
LA CHAPELLE-BAYVEL
ÉPAIGNES
MARTAINVILLE
SAINT-SYMPHORIEN
VANNECROCQ

22.1.2025-30.1.2025

Mitgliedstaat: Italien

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten 

Verordnung (EU) 
2020/687 gültig bis

Veneto region:

IT-HPAI(P)-2024-00026

The area of the parts of Veneto Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.58261, E 
12.37385

11.1.2025

The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.58261, E 12.37385

3.1.2025-11.1.2025

IT-HPAI(P)-2024-00030

The area of the parts of Veneto Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.39828499, E 
11.112459256

18.1.2025

The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.39828499, E 11.112459256

10.1.2025-18.1.2025

IT-HPAI(P)-2024-00033

The area of the parts of Veneto Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.29034, E 
11.212726

28.1.2025

The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.29034, E 11.212726

20.1.2025-28.1.2025
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IT-HPAI(P)-2024-00036

The area of the parts of Veneto Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.325315058, E 
10.758821094

2.2.2025

The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.325315058, E 10.758821094

25.1.2025-2.2.2025

IT-HPAI(P)-2025-00005

The area of the parts of Veneto Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.307217883, E 
10.766098526

6.2.2025

The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.307217883, E 10.766098526

29.1.2025-6.2.2025

IT-HPAI(P)-2025-00006

The area of the parts of Veneto Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.298310102, E 
10.853128524

5.2.2025

The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.298310102, E 10.853128524

28.1.2025-5.2.2025

IT-HPAI(P)-2025-00007

The area of the parts of Veneto Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.32054, E 
10.72671

12.2.2025

The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.32054, E 10.72671

04.2.2025-12.2.2025

IT-HPAI(P)-2025-00008

The area of the parts of Veneto Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.248221855, E 
10.916122239

8.2.2025

The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.248221855, E 10.916122239

31.1.2025-8.2.2025

IT-HPAI(P)-2025-00012

The area of the parts of Veneto Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.249597, E 
10.937853

10.2.2025

The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.249597, E 10.937853

2.2.2025-10.2.2025

DE ABl. L vom 17.1.2025 

18/38 ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2025/84/oj



ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten 

Verordnung (EU) 
2020/687 gültig bis

IT-HPAI(P)-2025-00013

The area of the parts of Veneto Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.253118, E 
10.935808

11.2.2025

The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.253118, E 10.935808

3.2.2025-11.2.2025

Emilia-Romagna region:

IT-HPAI(P)-2024-00035

The area of the parts of Emilia Romagna Region extending beyond the 
area described in the protection zone and within the circle of a radius of 
ten kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 44.545434, E 
11.164076

28.1.2025

The area of the parts of Emilia Romagna Region contained within a 
circle of radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. 
coordinates N 44.545434, E 11.164076

20.1.2025-28.1.2025

Lombardia region:

IT-HPAI(P)-2024-00025

The area of the parts of Lombardia Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.285752, E 
10.588372

10.1.2025

The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.285752, E 10.588372

2.1.2025-10.1.2025

IT-HPAI(P)-2024-00027

The area of the parts of Lombardia Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.268419, E 
10.598481

12.1.2025

The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.268419, E 10.598481

4.1.2025-12.1.2025

IT-HPAI(P)-2024-00028

The area of the parts of Lombardia Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.280478, E 
10.621043

16.1.2025

The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.280478, E 10.621043

8.1.2025-16.1.2025
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IT-HPAI(P)-2024-00029

The area of the parts of Lombardia Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.253204, E 
10.598016

20.1.2025

The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.253204, E 10.598016

12.1.2025-20.1.2025

IT-HPAI(P)-2024-00031

The area of the parts of Lombardia Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.214873, E 
10.516978

27.1.2025

The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.214873, E 10.516978

19.1.2025-27.1.2025

IT-HPAI(P)-2024-00032

The area of the parts of Lombardia Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.283549, E 
10.669582

27.1.2025

The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.283549, E 10.669582

19.1.2025-27.1.2025

IT-HPAI(P)-2024-00034

The area of the parts of Lombardia Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.309171, E 
10.721863

2.2.2025

The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.309171, E 10.721863

25.1.2025-2.2.2025

IT-HPAI(P)-2025-00001

The area of the parts of Lombardia Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.297148, E 
10.761502

7.2.2025

The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.297148, E 10.761502

30.1.2025-7.2.2025
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IT-HPAI(P)-2025-00002

The area of the parts of Lombardia Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.312173, E 
10.785147

8.2.2025

The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.312173, E 10.785147

31.1.2025-8.2.2025

IT-HPAI(P)-2025-00003

The area of the parts of Lombardia Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.289988, E 
10.765221

9.2.2025

The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.289988, E 10.765221

1.2.2025-9.2.2025

IT-HPAI(P)-2025-00004

The area of the parts of Lombardia Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.289456, E 
10.758892

10.2.2025

The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.289456, E 10.758892

2.2.2025-10.2.2025

IT-HPAI(P)-2025-00009

The area of the parts of Lombardia Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.295545, E 
10.762689

10.2.2025

The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.295545, E 10.762689

2.2.2025-10.2.2025

IT-HPAI(P)-2025-00010

The area of the parts of Lombardia Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.28669, E 
10.780547

12.2.2025

The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.28669, E 10.780547

4.2.2025-12.2.2025
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IT-HPAI(P)-2025-00011

The area of the parts of Lombardia Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of ten 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.2787, E 
10.800989

15.2.2025

The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.2787, E 10.800989

7.2.2025-15.2.2025

Mitgliedstaat: Ungarn

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 55 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

Békés vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00016
HU-HPAI(P)-2024-00020
HU-HPAI(P)-2024-00022
HU-HPAI(P)-2024-00052
HU-H-
PAI(P)-2024-00065-00066
HU-HPAI(P)-2024-00197
HU-HPAI(P)-2024-00200

Békésszentandrás, Csabacsűd, Gyomaendrőd, Kardos, 
Örménykút és Szarvas települések közigazgatási területének 
a 46.893317 és a 20.424107, a 46.851265 és a 20.590212, 
a 46.857937 és a 20.338368, a 46.859602é s a 20.635836, 
a 46.893870 és a 20.380987, a 46.892883 és a 20.367728, 
valamint a 46.926217 és a 20.461933 GPS-koordináták által 
meghatározott pont körüli 10 km sugarú körön belül eső területe.
Csorvás, Gádoros, Nagyszénás és Orosháza települések 
közigazgatási területének a 46.660236 és a 20.603750 
GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 10 km sugarú 
körön belül eső területe.

15.1.2025

HU-HPAI(P)-2024-00202

Dombiratos, Elek, Kétegyháza, Kevermes, Lőkösháza és 
Nagykamarás települések közigazgatási területének a 46.452147 
és a 21.253446GPS-koordináták által meghatározott 10 km 
sugarú körön belül eső területe.

12.1.2025

Jász-Nagykun-Szolnok vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00016
HU-HPAI(P)-2024-00020
HU-HPAI(P)-2024-00022
HU-H-
PAI(P)-2024-00051-00052
HU-H-
PAI(P)-2024-00065-00066
HU-HPAI(P)-2024-00086
HU-HPAI(P)-2024-00197

Cibakháza, Kengyel, Martfű, Mesterszállás, Mezőhék, Mezőtúr, 
Öcsöd, Rákóczifalva, Rákócziújfalu, Tiszaföldvár, Tiszajenő, 
Tiszavárkony és Vezseny települések közigazgatási területének 
a 46.893317 és a 20.424107, a 46.851265 és a 20.590212, 
a 46.857937 és a 20.338368, valamint a 46.926217 és 
a 20.461933 GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 
10 km sugarú körön belül eső területe.
Cserkeszőlő, Csépa, Kunszentmárton, Nagyrév, Szelevény, 
Tiszainoka, Tiszakürt és Tiszasas települések teljes közigazgatási 
területe.

15.1.2025

DE ABl. L vom 17.1.2025 

22/38 ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2025/84/oj



ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 55 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

Csongrád-Csanád vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00016
HU-H-
PAI(P)-2024-00020-00022
HU-H-
PAI(P)-2024-00033-00034
HU-HPAI(P)-2024-00037
HU-H-
PAI(P)-2024-00039-00041
HU-H-
PAI(P)-2024-00043-00049
HU-HPAI(P)-2024-00052
HU-H-
PAI(P)-2024-00055-00056
HU-HPAI(P)-2024-00058
HU-H-
PAI(P)-2024-00061-00069
HU-HPAI(P)-2024-00071
HU-HPAI(P)-2024-00076
HU-H-
PAI(P)-2024-00078-00081
HU-H-
PAI(P)-2024-00083-00084
HU-H-
PAI(P)-2024-00087-00091
HU-HPAI(P)-2024-00095
HU-HPAI(P)-2024-00101
HU-HPAI(P)-2024-00103
HU-H-
PAI(P)-2024-00106-00107
HU-HPAI(P)-2024-00109
HU-H-
PAI(P)-2024-00111-00112
HU-HPAI(P)-2024-00114
HU-HPAI(P)-2024-00122
HU-H-
PAI(P)-2024-00124-00126
HU-H-
PAI(P)-2024-00128-00129
HU-H-
PAI(P)-2024-00131-00133
HU-HPAI(P)-2024-00135
HU-HPAI(P)-2024-00137
HU-HPAI(P)-2024-00141
HU-H-
PAI(P)-2024-00151-00152
HU-H-
PAI(P)-2024-00151-00159
HU-HPAI(P)-2024-00161
HU-H-
PAI(P)-2024-00169-00170
HU-H-
PAI(P)-2024-00173-00176

Árpádhalom, Ásotthalom, Baks, Balástya, Bordány, Csanytelek, 
Csengele, Csongrád, Derekegyház, Dóc, Domaszék, Eperjes, 
Fábiánsebestyén, Felgyő, Forráskút, Kistelek, Mártély, Mindszent, 
Mórahalom, Nagymágocs, Nagytőke, Ópusztaszer, Öttömös, 
Pusztamérges, Pusztaszer, Röszke, Ruzsa, Sándorfalva, Szatymaz, 
Szegvár, Székkutas, Szentes, Tömörkény, Üllés, Zákányszék és 
Zsombó teljes közigazgatási területe.

15.1.2025
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HU-HPAI(P)-2024-00181
HU-HPAI(P)-2024-00183
HU-HPAI(P)-2024-00185
HU-H-
PAI(P)-2024-00188-00190
HU-HPAI(P)-2024-00192
HU-H-
PAI(P)-2024-00194-00196
HU-HPAI(P)-2024-00199

Bács-Kiskun vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00021
HU-HPAI(P)-2024-00026
HU-HPAI(P)-2024-00030
HU-H-
PAI(P)-2024-00032-00050
HU-H-
PAI(P)-2024-00055-00064
HU-H-
PAI(P)-2024-00067-00072
HU-H-
PAI(P)-2024-00074-00085
HU-H-
PAI(P)-2024-00087-00096
HU-H-
PAI(P)-2024-00098-00103
HU-H-
PAI(P)-2024-00106-00149
HU-H-
PAI(P)-2024-00151-00164
HU-H-
PAI(P)-2024-00168-00189
HU-H-
PAI(P)-2024-00191-00196
HU-HPAI(P)-2024-00201

Ágasegyháza, Akasztó, Bácsalmás, Bácsbokod, Bácsborsód, 
Bácsszentgyörgy, Bácsszőlős, Baja, Ballószög, Balotaszállás, 
Bátmonostor, Bátya, Bócsa, Borota, Bugacpusztaháza, 
Császártöltés, Csátalja, Csávoly, Csengőd, Csikéria, Csólyospálos, 
Dávod, Drágszél, Dunafalva, Dunapataj
Dunaszentbenedek, Dusnok, Érsekcsanád, Érsekhalma, Fajsz, 
Felsőszentiván, Foktő, Gara, Gátér, Géderlak, Hajós, Harkakötöny, 
Helvécia, Hercegszántó, Homokmégy, Imrehegy, Izsák, 
Jakabszállás, Jánoshalma, Jászszentlászló, Kalocsa, Kaskantyú, 
Katymár, Kecel, Kelebia, Kéleshalom, Kiskőrös, Kiskunhalas, 
Kiskunmajsa, Kisszállás, Kömpöc, Kunbaja, Kunfehértó, Lakitelek, 
Madaras, Mátételke, Mélykút, Miske, Móricgát, Nagybaracska, 
Nemesnádudvar, Ordas, Orgovány, Öregcsertő, Páhi, 
Pálmonostora, Petőfiszállás, Pirtó, Rém, Soltvadkert, Sükösd, 
Szakmár, Szank, Szentkirály, Szeremle, Tabdi, Tataháza, Tázlár, 
Tiszakécske, Tiszaug, Tompa, Újtelek, Uszód, Vaskút és Zsana 
települések teljes közigazgatási területe.
Bugac, Fülöpjakab, Kecskemét, Kiskunfélegyháza, Kunszállás, 
Nyárlőrinc, Tiszaalpár és Városföld települések közigazgatási 
területének a 46.795153 és a 19.81742110 km sugarú körön 
kívül eső területe.

15.1.2025

HU-HPAI(P)-2024-00198

Bugac, Fülöpjakab, Kecskemét, Kiskunfélegyháza, Kunszállás, 
Nyárlőrinc, Tiszaalpár és Városföld települések közigazgatási 
területének a 46.795153 és a 19.81742110 km sugarú körön 
belül eső területe.

21.1.2025

Tolna vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00032
Bogyiszló, Decs és Őcsény települések közigazgatási területének 
a 46.278670 és a 18.980240 849790 GPS-koordináták által 
meghatározott pont körüli 10 km sugarú körön belül eső területe.

15.1.2025
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Szabolcs-Szatmár-Bereg vármegye

HU-HPAI(P)-2025-00001

Bátorliget, Encsencs, Kisléta, Máriapócs, Nyírbátor, Nyírbéltek, 
Nyírbogát, Nyírcsászári, Nyírderzs, Nyírgyulaj, Nyírkáta, 
Nyírpilis, Nyírvasvári, Ömböly, Piricse és Terem települések 
közigazgatási területének a 47.800570 és a 22.150850 
GPS-koordináták által meghatározott 10 km sugarú körön belül 
és védőkörzeten kívül eső területe.

13.2.2025

HU-HPAI(P)-2025-00001

Nyírbátor, Nyírpilis, Nyírvasvári és Piricse települések 
közigazgatási területének a 47.800570 és a 22.150850 
GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 3 km sugarú 
körön belül eső területe.

5.2.2025 -13.2.2025

Mitgliedstaat: Polen
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Verordnung 

(EU) 2020/687 gültig bis

PL-HPAI(NON-P)-2024-00060

W województwie kujawsko-pomorskim, w powiecie włocławskim:

1) w gminie Lubień Kujawski, sołectwa: Wiktorowo, Rzeżewo, Błędowo, Kłóbka, 
Krzewie, Modlibórz, Bagno, Gagowy, Beszyn, Dziankowo, Świerna, Kanibród, 
Czaple, Kaliska, Gole, Kobyla Łąka, Narty;

2) Miasto Lubień Kujawski;
3) w gminie Baruchowo, sołectwa: Kłotno, Kurowo-Kolonia, Kurowo-Parcele, 

Skrzynki, Nowa Zawada, Zawada-Piaski, Patrówek, Okna, Goreń, Zakrzewo oraz 
część sołectwa: Baruchowo, gdzie granica obszaru zagrożonego przebiega na północ 
od drogi wojewódzkiej 265 i cześć sołectwa Świątkowice, gdzie granica obszaru 
zagrożonego przebiega na północ od drogi wojewódzkiej 265;

4) w gminie Choceń, sołectwa: Grabówka, Kuźnice, Wola Nakonowska, Śmiłowice 
Pustki, Śmiłowice, Wilkowice, Wilkowiczki bez miejscowości Księżą Kępka, Stare 
Nakonowska, Czerniewice II, Czerniewice I, Szczutkowo, Ząbin, Jarantowice, 
Bodzanówek, Bodzanowo, Lutobórz, Choceń;

5) w gminie Włocławek, sołectwo: Telążna Leśna, Warząchewka Polska, Pinczata oraz 
miejscowość Widoń;

6) w gminie Chodecz, sołectwo: Sobiczewy, Brzyszewo;
7) w gminie Kowal, sołectwa: Przydatki, Gołaszewskie, Gołaszewo, Nakonowo, 

Krzewent, Dębniaki, Grodztwo, cześć sołectwa Świątkowice, gdzie granica obszaru 
zagrożonego przebiega na północ od drogi wojewódzkiej 265;

8) Miasto Kowal

18.1.2025
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W województwie mazowieckim, w powiecie gostynińskim:

1) w gminie Gostynin miejscowości: Gulewo, Józefków, Białotarsk.

W województwie kujawsko-pomorskim, w powiecie włocławskim:

1) w gminie Kowal, sołectwa: Strzały, Bogusławice, Więsławice, 
Unisławice, Dobrzelewice, Dąbrówka, Dziardonice, Grabkowo, Kępka 
Szlachecka, Czerniewiczki, oraz część sołectwa Rakutowo, gdzie 
granica obszaru zapowietrzonego przebiega na południe od drogi 
wojewódzkiej 265 od miejscowości Kowal do miejscowości Więsławice 
Parcele;

2) w gminie Lubień Kujawski, sołectwa: Chojny, Szewo, Bilno;
3) w gminie Baruchowo, sołectwo: Boża Wola, Grodno, cześć sołectwa 

Baruchowo, gdzie granica obszaru zapowietrzonego przebiega na 
południe od drogi wojewódzkiej 265, część sołectwa Świątkowice gdzie 
granica obszaru zapowietrzonego przebiega na południe od drogi 
wojewódzkiej 265;

4) w gminie Choceń: miejscowość Księża Kępka.

10.1.2025 
-18.1.2025

PL-HPAI(P)-2024-00046
PL-HPAI(P)-2024-00048

W województwie warmińsko-mazurskim:

1. powiat iławski:

a. gmina Iława: Czerlin, Dziarnówko, Tchórzanka, w granicach 
administracyjnych miejscowości Dziarny na południe od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Gromoty i Jamielnik, w 
granicach administracyjnych miejscowości Gromoty na południe 
od linii poprowadzonej przez miejscowości Dół i Pomierki, w 
granicach administracyjnych miejscowości Ławice na południe od 
drogi powiatowej 1339N, w granicach administracyjnych 
miejscowości Smolniki na południe od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Bagno i Dziarny;

b. gmina Lubawa: Biała Góra, Grabowo, Kazanice, Lubstyn, 
Lubstynek, Łążek, Łążyn, Omule, Prątnica, Rożental, Wałdyki, 
Złotowo, w granicach administracyjnych miejscowości Byszwałd 
na północ od linii poprowadzonej przez miejscowości Złotowo i 
Radomek, w granicach administracyjnych miejscowości Losy na 
północ od linii poprowadzonej przez miejscowości Omule i 
Raczek, w granicach administracyjnych miejscowości Ludwichowo 
na zachód od linii poprowadzonej przez miejscowości Rodzone i 
Kaczek, w granicach administracyjnych miejscowości Mortęgi na 
południe od linii poprowadzonej przez miejscowości Zajączkowo i 
Lubstynek, w granicach administracyjnych miejscowości Pomierki 
i Kołodziejki na południe od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Pietrzwałd i Gromoty, w granicach 
administracyjnych miejscowości Rakowice na zachód od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Biała Góra i Jakubkowo, w 
granicach administracyjnych miejscowości Rodzone na północ od 
linii poprowadzonej przez miejscowości Chrośle i Grabowo, w 
granicach administracyjnych miejscowości Szczepankowo na 

27.1.2025
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zachód od linii poprowadzonej przez miejscowości Czerlin i 
Truszczyny, w granicach administracyjnych miejscowości Tuszewo 
na południe od linii poprowadzonej przez miejscowości 
Napromek i Zajączkowo, w granicach administracyjnych 
miejscowości Zielkowo na południe od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Dół i Pomierki.

2. powiat nowomiejski:

a. gmina Grodziczno: Kuligi, Linowiec, Świniarc, w granicach 
administracyjnych miejscowości Grodziczno na północ od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Mroczenko i Białobłoty, w 
granicach administracyjnych miejscowości Montowo na północ od 
linii poprowadzonej przez miejscowości Mroczenko i Gutowo, w 
granicach administracyjnych miejscowości Mroczenko na północ 
od linii poprowadzonej przez miejscowości Kurzętnik i Jeglia, w 
granicach administracyjnych miejscowości Nowe Grodziczno na 
północ od linii poprowadzonej przez miejscowości Mroczenko i 
Białobłoty, w granicach administracyjnych miejscowości 
Zajączkowo na południe od linii kolejowej, w granicach 
administracyjnych miejscowości Zwiniarz na północ od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Katlewo i Jagodziny;

b. gmina Nowe Miasto Lubawskie: Bratian, Chrośle, Pacółtowo, 
Radomno, Tylice, w granicach administracyjnych miejscowości 
Bagno na wschód od linii poprowadzonej przez miejscowości 
Mikołajki i Katarzynki, w granicach administracyjnych 
miejscowości Gryźliny na wschód od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Nawra i Bagno, w granicach administracyjnych 
miejscowości Gwiździny na północ od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Marzęcice i Mroczenko, w granicach 
administracyjnych miejscowości Nawra na wschód od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Gryźliny i Kurzętnik, w 
granicach administracyjnych miejscowości Nowy Dwór Bratiański 
na wschód od linii poprowadzonej przez miejscowości Gryźliny i 
Kurzętnik;

c. w granicach administracyjnych miasta Nowe Miasto Lubawskie na 
wschód od ulicy Jagiellońskiej, dalej ulicą Mickiewicza do Ronda 
Niepodległości, następnie na wschód od linii łączącej Rondo 
Niepodległości i miejscowość Nawra
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W województwie warmińsko-mazurskim:

1. powiat iławski:
a. gmina Lubawa: Fijewo, Targowisko Dolne, Targowisko Górne, 

Sampława, w granicach administracyjnych miejscowości 
Byszwałd na południe od linii poprowadzonej przez miejscowości 
Złotowo i Radomek; w granicach administracyjnych miejscowości 
Losy na południe od linii poprowadzonej przez miejscowości 
Omule i Raczek, w granicach administracyjnych miejscowości 
Ludwichowo na wschód od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Rodzone i Kaczek, w granicach administracyjnych 
miejscowości Mortęgi na północ od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Zajączkowo i Lubstynek, w granicach 
administracyjnych miejscowości Rakowice na wschód od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Biała Góra i Jakubkowo, w 
granicach administracyjnych miejscowości Rodzone na południe 
od linii poprowadzonej przez miejscowości Chrośle i Grabowo, w 
granicach administracyjnych miejscowości Tuszewo na północ od 
linii poprowadzonej przez miejscowości Napromek i Zajączkowo.

b. w granicach administracyjnych miasta Lubawa.
2. powiat nowomiejski:

a. gmina Grodziczno: w granicach administracyjnych miejscowości 
Zajączkowo na północ od linii kolejowej.

19.1.2025 
-27.1.2025

PL-HPAI(P)-2024-00050

W województwie warmińsko-mazurskim:

1. powiat ostródzki:
a. gmina Dąbrówno: Lewałd Wielki, Odmy, Okrągłe, Ostrowite, 

Pląchawy, Samin, Saminek, Wądzyń, w granicach 
administracyjnych miejscowości Brzeźno Mazurskie na północ od 
linii poprowadzonej przez miejscowości Szczupliny i Osiekowo, w 
granicach administracyjnych miejscowości Dąbrówno na południe 
od linii poprowadzonej przez miejscowości Lewałd Wielki i 
Frygnowo, w granicach administracyjnych miejscowości Elgnowo 
na południe od linii poprowadzonej przez miejscowości Omule i 
Mosznica, w granicach administracyjnych miejscowości 
Jabłonowo na południe od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Lewałd Wielki i Frygnowo, w granicach 
administracyjnych miejscowości Jagodziny na zachód od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Wysoka Wieś i Gutowo, w 
granicach administracyjnych miejscowości Leszcz na północ od 
linii poprowadzonej przez miejscowości Szczupliny i Osiekowo, w 
granicach administracyjnych miejscowości Łogdowo na zachód od 
linii poprowadzonej przez miejscowości Stębark i Jankowice, w 
granicach administracyjnych miejscowości Osiekowo na zachód 
od linii poprowadzonej przez miejscowości Grzybiny i Zybułtowo, 
w granicach administracyjnych miejscowości Tułodziad na północ 
od linii poprowadzonej przez miejscowości Glaznoty i 
Łodwigowo;

31.1.2025
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b. gmina Grunwald: Dylewo, Frygnowo, Grunwald, Kitnowo, 
Korsztyn, Marcinkowo, Zapieka, w granicach administracyjnych 
miejscowości Gierzwałd na południe od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Zybułtowo i Glądy, w granicach administracyjnych 
miejscowości Łodwigowo na zachód od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Stębark i Osiekowo, w granicach administracyjnych 
miejscowości Stębark na zachód od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Kiersztanówko i Łogdowo, w granicach 
administracyjnych miejscowości Szczepankowo na południe od 
linii poprowadzonej przez miejscowości Pietrzwałd i 
Kiersztanowo;

c. gmina Ostróda: Giętlewo-Janowo, Glaznoty, Miejska Wola, 
Wygoda, Wysoka Wieś, w granicach administracyjnych 
miejscowości Bednarki na południe od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Pietrzwałd i Wróble, w granicach administracyjnych 
miejscowości Pietrzwałd na południe od linii poprowadzonej 
przez miejscowości Wałdyki i Glądy, w granicach 
administracyjnych miejscowości Zajączki na południe od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Wałdyki i Glądy.

2. powiat działdowski
d. gmina Działdowo: w granicach administracyjnych miejscowości 

Jankowice na zachód od linii poprowadzonej przez miejscowości 
Brzeźno Mazurskie i Łogdowo;

e. gmina Rybno: Groszki, Naguszewo, Rumian, w granicach 
administracyjnych miejscowości Dębień na północ od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Rybno i Świniarc, w granicach 
administracyjnych miejscowości Nowa Wieś na północ od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Brzeźno Mazurskie i Rybno, w 
granicach administracyjnych miejscowości Rybno na północ od 
linii poprowadzonej przez miejscowości Katlewo i Szczupliny, w 
granicach administracyjnych miejscowości Truszczyny na północ 
od linii poprowadzonej przez miejscowości Rybno i Świniarc;

3. powiat iławski:
f. gmina Lubawa: Czerlin, Gutowo, Lubstyn, Lubstynek, Łążyn, 

Omule, Rumienica, Szczepankowo, w granicach 
administracyjnych miejscowości Prątnica na wschód od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Hartowiec i Złotowo, w 
granicach administracyjnych miejscowości Wałdyki na wschód od 
linii poprowadzonej przez miejscowości Lubstyn i Zajączki, w 
granicach administracyjnych miejscowości Złotowo na wschód od 
linii poprowadzonej przez miejscowości Wiśniewo i Prątnica.

ABl. L vom 17.1.2025 DE 

ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2025/84/oj 29/38



ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 55 der 
Delegierten 
Verordnung 

(EU) 2020/687 gültig bis

4. powiat nowomiejski
a. gmina Grodziczno: w granicach administracyjnych miejscowości 

Świniarc na wschód od linii poprowadzonej przez miejscowości 
Jeglia i Prątnica, w granicach administracyjnych miejscowości 
Zwiniarz na wschód od drogi powiatowej 1254N.

W województwie warmińsko-mazurskim:

1. powiat ostródzki

gmina Dąbrówno: Fiugajki, Klonówko, Marwałd, Stare Miasto, Wierzbica, w 
granicach administracyjnych miejscowości Dąbrówno na północ od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Lewałd Wielki i Frygnowo, w granicach 
administracyjnych Elgnowo na północ od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Omule i Mosznica, w granicach administracyjnych 
miejscowości Jabłonowo na północ od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Lewałd Wielki i Frygnowo, w granicach administracyjnych 
miejscowości Jagodziny na wschód od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Wysoka Wieś i Gutowo, w granicach administracyjnych 
miejscowości Tułodziad na południe od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Glaznoty i Łodwigowo.

23.1.2025 
-31.1.2025

PL-HPAI(P)-2024-00047

W województwie śląskim:

teren powiatu częstochowskiego obejmujący:

1) w gminie Kłomnice , miejscowości: Garnek, Kuźnica, Karczewice, 
Pacierzów, Łysa Góra, Konary, Śliwaków, Chmielarze,

2) w gminie Mstów, miejscowości: Krasice,
3) w gminie Przyrów, miejscowości: Przyrów , Wola Mokrzewska, Knieja, 

Leśniczówka-Knieja, Smyków, Kopaniny, Kopaniny, Wiercica, 
Stanisławów, Aleksandrówka, Zarębice, Bolesławów

4) w gminie Dabrowa Zielona, miejscowości: Olbrachcice, Ulesie, 
Borowce, Milionów, Święta Anna,

5) w gminie Koniecpol, miejscowości: Koniecpol, Stary Koniecpol, 
Luborcza, Zagacie, Borek, Radoszewnica, Okołowice, Stanisławice, 
Łabędź, Łysiny, Kozaków,

6) w gminie Lelów, miejscowości: Podlesie, Celiny

woj. łódzkie:

— powiat: radomszczański

Część gminy Żytno, miejscowości: Borzykowa, Borzykówka, Bugaj, 
Czechowiec, Ewina, Folwark, Grodzisko, Jatno, Kolonia Czechowiec, 
Ignaców, Kępa, Magdalenki, Mała Wieś, Pągów, Pierzaki, Pławidła, 
Rogaczówek, Sady, Sekursko, Silnica, Turznia, Żytno, Załawie

Część gminy Gidle, miejscowości: Borowa, Borki, Ciężkowice, Graby, 
Kajetanowice, Młynek, Michałopol, Piaski, Spalastry, Wojnowice, Zabrodzie

26.1.2025
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w powiecie częstochowskim:

w gminie Dabrowa Zielona , miejscowości: Dabrowa Zielona, Dąbek, Lipie, 
Brzozówki, Cielętniki, Nowa Wieś, Gajówka- Nowa Wieś, Raczkowice, 
Raczkowice-Kolonia, Rogaczew, Maluszyce, Soborzyce, Zaleszczyny, Osiny

18.1.2025 
-26.1.2025

PL-HPAI(P)-2024-00049

W województwie warmińsko-mazurskim:

1. powiat nowomiejski:
b. gmina Biskupiec: Biskupiec, Fitowo, Osetno, Podlasek, Podlasek 

Mały, Sędzice, Słupnica, Wielka Tymawa, w granicach 
administracyjnych miejscowości Bielice na zachód od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Czachówki i Gaj, w granicach 
administracyjnych miejscowości Czachówki na zachód od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Piotrowice Małe i Bielice, w 
granicach administracyjnych miejscowości Lipinki na wschód od 
linii poprowadzonej przez miejscowości Wardęgowo i Wałdowo, 
w granicach administracyjnych miejscowości Łąkorz na zachód od 
linii poprowadzonej przez miejscowości Ciche i Krotoszyny, w 
granicach administracyjnych miejscowości Osówko na północ od 
linii poprowadzonej przez miejscowości Bogdanki i Babalice, w 
granicach administracyjnych miejscowości Ostrowite na południe 
od linii poprowadzonej przez miejscowości Wardęgowo i 
Szczepanki, w granicach administracyjnych miejscowości 
Piotrowice na zachód od linii poprowadzonej przez miejscowości 
Goryń i Krotoszyny

2. powiat iławski:
a. gmina Kisielice: Wałdowo, w granicach administracyjnych 

miejscowości Goryń na południe od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Szynwałd i Gryźliny, w granicach administracyjnych 
miejscowości Krzywka na południe od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Jankowice i Trupel.

W województwie kujawsko - pomorskim

1. powiat grudziądzki
b. gmina Świecie nad Osą: Kitnówko, Lisnówko, Mędrzyce, Szarnoś, 

Widlice, Świecie nad Osą, Nowy Młyn;
c. gmina Łasin: Jakubkowo, Przesławice, Wybudowanie Łasińskie, 

Szonowo Szlacheckie, Goczałki, Święte, Jankowice, Nowe 
Jankowice, Plesewo, Kozłowo, Huta Strzelce, Zawda, Zawdzka 
Wola.

2. powiat brodnicki:
a. gmina Jabłonowo Pomorskie: Jabłonowo Zamek, Buk Pomorski, 

Jabłonowo Pomorskie, Szczepanki, Nowa Wieś, Buk Góralski, 
Gorzechówko, Górale, Piecewo, Kamień, Konojady;

b. gmina Zbiczno: Koń.

31.1.2025
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W województwie warmińsko-mazurskim:

1. powiat nowomiejski:
a. gmina Biskupiec: Mierzyn, Rywałdzik, Sumin, w granicach 

administracyjnych miejscowości Lipinki na zachód od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Wardęgowo i Wałdowo, w 
granicach administracyjnych miejscowości Osówko na południe 
od linii poprowadzonej przez miejscowości Bogdanki i Babalice, w 
granicach administracyjnych miejscowości Ostrowite na północ od 
linii poprowadzonej przez miejscowości Wardęgowo i Szczepanki.

W województwie kujawsko-pomorskim: obszar objęty ograniczeniami w 
promieniu 3 km wokół miejsca wystąpienia grypy ptaków:

1. powiat grudziądzki:
a. gmina Świecie nad Osą: Lisnowo, Partęczyny;

2. powiat brodnicki:

gmina Jabłonowo Pomorskie: Płowęż, Adamowo

23.1.2025 
-31.1.2025

PL-HPAI(P)-2024-00044

W województwie warmińsko-mazurskim:

1. powiat iławski:
a. gmina Iława: w granicach administracyjnych miejscowości 

Dziarnówko na południe od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Bagno i Tchórzanka, w granicach administracyjnych 
miejscowości Smolniki na południe od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Bagno i Tchórzanka, w granicach administracyjnych 
miejscowości Tchórzanka na południe od linii poprowadzonej 
przez miejscowości Dziarnówko i Pomierki;

b. gmina Lubawa: Biała Gór, Byszwałd, Fijewo, Kazanice, Losy, Łążek, 
Łążyn, Napromek, Omule, Prątnica, Rodzone, Złotowo, w 
granicach administracyjnych miejscowości Czerlin na zachód od 
linii poprowadzonej przez miejscowości Lubstyn i Gutowo, w 
granicach administracyjnych miejscowości Grabowo na południe 
od linii poprowadzonej przez miejscowości Dół i Wałdyki, w 
granicach administracyjnych miejscowości Lubstyn na zachód od 
linii poprowadzonej przez miejscowości Czerlin i Grabowo, w 
granicach administracyjnych miejscowości Ludwichowo na zachód 
od linii poprowadzonej przez miejscowości Sampława i 
Pacółtowo, w granicach administracyjnych miejscowości Rakowice 
na zachód od linii poprowadzonej przez miejscowości Biała Góra i 
Jakubkowo, w granicach administracyjnych miejscowości Rożental 
na południe od linii poprowadzonej przez miejscowości Dół i 
Wałdyki, w granicach administracyjnych miejscowości Sampława 
na północ od drogi krajowej nr 15, w granicach administracyjnych 
miejscowości Szczepankowo na zachód od linii poprowadzonej 
przez miejscowości Czerlin i Truszczyny, w granicach 
administracyjnych miejscowości Targowisko Dolne na północ od 

27.1.2025
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drogi krajowej nr 15, w granicach administracyjnych miejscowości 
Tuszewo na wschód od drogi nr 541, w granicach 
administracyjnych miejscowości Wałdyki na zachód od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Czerlin i Grabowo;

c. w granicach administracyjnych miasta Lubawa na północ od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Fijewo i Rodzone.

2. powiat nowomiejski:
a. gmina Grodziczno: Grodziczno, Kuligi, Linowiec, Montowo, 

Świniarc, Zwiniarz, w granicach administracyjnych miejscowości 
Lorki na północ od linii poprowadzonej przez miejscowości 
Hartowiec i Sugajenko, w granicach administracyjnych 
miejscowości Mroczenko na północ od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Ostaszewo i Kąciki, w granicach administracyjnych 
miejscowości Nowe Grodziczno na północ od linii poprowadzonej 
przez miejscowości Hartowiec i Sugajenko, w granicach 
administracyjnych miejscowości Zajączkowo na zachód od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Łążek i Kuligi;

b. gmina Nowe Miasto Lubawskie: w granicach administracyjnych 
miejscowości: Bratian, Pacółtowo, Tylice, w granicach 
administracyjnych miejscowości Chrośle na wschód od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Smolniki i Mikołajki, w 
granicach administracyjnych miejscowości Gwiździny na północ 
od linii poprowadzonej przez miejscowości Kurzętnik i Grądy, w 
granicach administracyjnych miejscowości Nawra na wschód od 
linii poprowadzonej przez miejscowości Gryźliny i Krzemieniewo, 
w granicach administracyjnych miejscowości Nowy Dwór 
Bratiański na wschód od linii poprowadzonej przez miejscowości 
Katarzynki i Nawra, w granicach administracyjnych miejscowości 
Radomno na wschód od linii poprowadzonej przez miejscowości 
Dół i Nowy Dwór Bratiański;

w granicach administracyjnych miasta Nowe Miasto Lubawskie na wschód 
od ulicy Jagiellońskiej, dalej ulicą Mickiewicza do Ronda Niepodległości, 
następnie na wschód od linii łączącej Rondo Niepodległości i miejscowość 
Nawra
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W województwie warmińsko-mazurskim:

3. powiat iławski:
a. gmina Lubawa: Mortęgi, Targowisko Górne, w granicach 

administracyjnych miejscowości Ludwichowo na wschód od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Sampława i Pacółtowo, w 
granicach administracyjnych miejscowości Rakowice na wschód 
od linii poprowadzonej przez miejscowości Biała Góra i 
Jakubkowo, w granicach administracyjnych miejscowości 
Sampława na południe od drogi krajowej nr 15, w granicach 
administracyjnych miejscowości Targowisko Dolne na południe od 
drogi krajowej nr 15, w granicach administracyjnych miejscowości 
Tuszewo na zachód od drogi nr 541.

b. w granicach administracyjnych miasta Lubawa na południe od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Fijewo i Rodzone

2. powiat nowomiejski:

gmina Grodziczno: w granicach administracyjnych miejscowości 
Zajączkowo na wschód od linii poprowadzonej przez miejscowości Łążek i 
Kuligi.

20.12.2024 
-27.1.2025

Mitgliedstaat: Portugal

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 55 der 
Delegierten 
Verordnung 

(EU) 2020/687 gültig bis

PT-HPAI(P)-2025-00001

The parts of from the county of Sintra and the parts of the county of 
Mafra from the district of Lisboa, that are beyond the areas described in 
the protection zone, and are contained within circle of 10 kilometers 
radius, centered on GPS coordinates 38.898732N, –9.400721W

10.2.2025

The parts from the county of Sintra, from the district of Lisboa, that are 
contained within circle of 3 kilometers radius, centered on GPS 
coordinates 38.898732N, –9.400721W

2.2.2025-10.2.2025
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County: Bihor

HU-HPAI(P)-2024-00202

GRĂNICERI – Com. GRĂNICERI
ȘICLĂU – Com. GRĂNICERI
SÂNMARTIN – Com. MACEA
MACEA – Com. MACEA

12.1.2025

Teil C

Weitere Sperrzonen gemäß Artikel 1 Buchstabe b und Artikel 4 in den betroffenen Mitgliedstaaten*:

Mitgliedstaat: Italien

Das Gebiet umfasst: Maßnahmen gemäß 
Artikel 3a gültig bis

Emilia-Romagna region:

— Municipality of Argenta (Ferrara) East of SS16
— Municipality of Codigoro (Ferrara)
— Municipality of Comacchio (Ferrara)
— Municipality of Fiscaglia (Ferrara)
— Municipality of Goro (Ferrara)
— Municipality of Lagosanto (Ferrara)
— Municipality of Mesola (Ferrara)

31.1.2025

Lombardia region:

— Municipality of Acquafredda (Brescia)
— Municipality of Alfianello (Brescia)
— Municipality of Azzano Mella (Brescia)
— Municipality of Bagnolo Mella (Brescia)
— Municipality of Barbariga (Brescia)
— Municipality of Bassano Bresciano (Brescia)
— Municipality of Berlingo (Brescia)
— Municipality of Borgo San Giacomo (Brescia)
— Municipality of Borgosatollo (Brescia)
— Municipality of Brandico (Brescia)
— Municipality of Brescia (Brescia) South of A4
— Municipality of Calcinato (Brescia) South of A4
— Municipality of Calvisano (Brescia)
— Municipality of Capriano del Colle (Brescia)
— Municipality of Carpenedolo (Brescia)
— Municipality of Castegnato (Brescia) South of A4
— Municipality of Castel Mella (Brescia)
— Municipality of Castelcovati (Brescia)
— Municipality of Castenedolo (Brescia) South of A4
— Municipality of Castrezzato (Brescia)
— Municipality of Cazzago San Martino (Brescia) South of A4
— Municipality of Chiari (Brescia)
— Municipality of Cigole (Brescia)
— Municipality of Coccaglio (Brescia)
— Municipality of Cologne (Brescia)

31.1.2025
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— Municipality of Comezzano-Cizzago (Brescia)
— Municipality of Corzano (Brescia)
— Municipality of Dello (Brescia)
— Municipality of Desenzano del Garda (Brescia) South of A4
— Municipality of Erbusco (Brescia) South of A4
— Municipality of Fiesse (Brescia)
— Municipality of Flero (Brescia)
— Municipality of Gambara (Brescia)
— Municipality of Ghedi (Brescia)
— Municipality of Gottolengo (Brescia)
— Municipality of Isorella (Brescia)
— Municipality of Leno (Brescia)
— Municipality of Lograto (Brescia)
— Municipality of Lonato del Garda (Brescia) South of A4
— Municipality of Longhena (Brescia)
— Municipality of Maclodio (Brescia)
— Municipality of Mairano (Brescia)
— Municipality of Manerbio (Brescia)
— Municipality of Milzano (Brescia)
— Municipality of Montichiari (Brescia)
— Municipality of Montirone (Brescia)
— Municipality of Offlaga (Brescia)
— Municipality of Orzinuovi (Brescia)
— Municipality of Orzivecchi (Brescia)
— Municipality of Ospitaletto (Brescia) South of A4
— Municipality of Palazzolo sull'Oglio (Brescia) South of A4
— Municipality of Pavone del Mella (Brescia)
— Municipality of Pompiano (Brescia)
— Municipality of Poncarale (Brescia)
— Municipality of Pontevico (Brescia)
— Municipality of Pontoglio (Brescia)
— Municipality of Pozzolengo (Brescia) South of A4
— Municipality of Pralboino (Brescia)
— Municipality of Quinzano d'Oglio (Brescia)
— Municipality of Remedello (Brescia)
— Municipality of Rezzato (Brescia) South of A4
— Municipality of Roccafranca (Brescia)
— Municipality of Roncadelle (Brescia) South of A4
— Municipality of Rovato (Brescia) South of A4
— Municipality of Rudiano (Brescia)
— Municipality of San Gervasio Bresciano (Brescia)
— Municipality of San Paolo (Brescia)
— Municipality of San Zeno Naviglio (Brescia)
— Municipality of Seniga (Brescia)
— Municipality of Torbole Casaglia (Brescia)
— Municipality of Travagliato (Brescia)
— Municipality of Trenzano (Brescia)
— Municipality of Urago d'Oglio (Brescia)
— Municipality of Verolanuova (Brescia)
— Municipality of Verolavecchia (Brescia)
— Municipality of Villachiara (Brescia)
— Municipality of Visano (Brescia)
— Municipality of Castiglione delle Stiviere (Mantova)
— Municipality of Cavriana (Mantova)
— Municipality of Ceresara (Mantova)
— Municipality of Goito (Mantova)
— Municipality of Guidizzolo (Mantova)
— Municipality of Medole (Mantova)
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— Municipality of Monzambano (Mantova)
— Municipality of Ponti sul Mincio (Mantova)
— Municipality of Solferino (Mantova)
— Municipality of Volta Mantovana (Mantova)

Veneto region:

— Municipality of Arzergrande (Padova)
— Municipality of Bovolenta (Padova)
— Municipality of Brugine (Padova)
— Municipality of Candiana (Padova)
— Municipality of Codevigo (Padova)
— Municipality of Correzzola (Padova)
— Municipality of Piove di Sacco (Padova)
— Municipality of Pontelongo (Padova)
— Municipality of Sant'Angelo di Piove di Sacco (Padova)
— Municipality of Adria (Rovigo)
— Municipality of Ariano nel Polesine (Rovigo)
— Municipality of Corbola (Rovigo)
— Municipality of Loreo (Rovigo)
— Municipality of Papozze (Rovigo)
— Municipality of Pettorazza Grimani (Rovigo)
— Municipality of Porto Tolle (Rovigo)
— Municipality of Porto Viro (Rovigo)
— Municipality of Rosolina (Rovigo)
— Municipality of Taglio di Po (Rovigo)
— Municipality of Annone Veneto (Venezia)
— Municipality of Campagna Lupia (Venezia)
— Municipality of Campolongo Maggiore (Venezia)
— Municipality of Camponogara (Venezia)
— Municipality of Caorle (Venezia)
— Municipality of Cavallino-Treporti (Venezia)
— Municipality of Cavarzere (Venezia)
— Municipality of Ceggia (Venezia)
— Municipality of Chioggia (Venezia)
— Municipality of Cinto Caomaggiore (Venezia)
— Municipality of Cona (Venezia)
— Municipality of Concordia Sagittaria (Venezia)
— Municipality of Dolo (Venezia)
— Municipality of Eraclea (Venezia)
— Municipality of Fiesso d'Artico (Venezia)
— Municipality of Fossò (Venezia)
— Municipality of Fossalta di Piave (Venezia)
— Municipality of Fossalta di Portogruaro (Venezia)
— Municipality of Gruaro (Venezia)
— Municipality of Jesolo (Venezia)
— Municipality of Marcon (Venezia)
— Municipality of Martellago (Venezia)
— Municipality of Meolo (Venezia)
— Municipality of Mira (Venezia)
— Municipality of Mirano (Venezia)
— Municipality of Musile di Piave (Venezia)
— Municipality of Noale (Venezia)
— Municipality of Noventa di Piave (Venezia)
— Municipality of Pianiga (Venezia)
— Municipality of Portogruaro (Venezia)
— Municipality of Pramaggiore (Venezia)
— Municipality of Quarto d'Altino (Venezia)
— Municipality of Salzano (Venezia)
— Municipality of San Donà di Piave (Venezia)
— Municipality of San Michele al Tagliamento (Venezia)

31.1.2025

ABl. L vom 17.1.2025 DE 

ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2025/84/oj 37/38



Das Gebiet umfasst: Maßnahmen gemäß 
Artikel 3a gültig bis

— Municipality of San Stino di Livenza (Venezia)
— Municipality of Santa Maria di Sala (Venezia)
— Municipality of Scorzè (Venezia)
— Municipality of Spinea (Venezia)
— Municipality of Stra (Venezia)
— Municipality of Teglio Veneto (Venezia)
— Municipality of Torre di Mosto (Venezia)
— Municipality of Venezia (Venezia)
— Municipality of Vigonovo (Venezia)

Mitgliedstaat: Polen

Das Gebiet umfasst: Maßnahmen gemäß 
Artikel 3a gültig bis

W województwie warmińsko-mazurskim:

1. powiat iławski:
a. gmina Iława: w granicach administracyjnych miejscowości Dziarny na północ od linii 

poprowadzonej przez miejscowości Gromoty i Jamielnik, w granicach administracyjnych 
miejscowości Gromoty na północ od linii poprowadzonej przez miejscowości Dół i 
Pomierki, w granicach administracyjnych miejscowości Ławice na północ od drogi 
powiatowej 1339N;

b. gmina Lubawa: Gierłoż Polska, w granicach administracyjnych miejscowości Pomierki i 
Kołodziejki na północ od linii poprowadzonej przez miejscowości Pietrzwałd i Gromoty, w 
granicach administracyjnych miejscowości Zielkowo na północ od linii poprowadzonej 
przez miejscowości Dół i Pomierki

27.1.2025

* Im Einklang mit dem Abkommen über den Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus 
der Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft und insbesondere nach Artikel 5 Absatz 4 des 
Windsor-Rahmens (siehe die Gemeinsame Erklärung Nr. 1/2023 der Union und des Vereinigten Königreichs im mit 
dem Abkommen über den Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen 
Union und der Europäischen Atomgemeinschaft eingesetzten gemeinsamen Ausschuss vom 24. März 2023, 
ABl. L 102 vom 17.4.2023, S. 87) in Verbindung mit Anhang 2 dieses Rahmens gelten für die Zwecke dieses 
Anhangs Verweise auf einen Mitgliedstaat auch für das Vereinigte Königreich in Bezug auf Nordirland.
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2025/88 DER KOMMISSION 

vom 13. Januar 2025

zur Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2024/2207 betreffend bestimmte 
Sofortmaßnahmen in Bezug auf die Pockenseuche der Schafe und Ziegen in Griechenland 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2025) 196) 

(Nur der griechische Text ist verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 zu Tierseuchen 
und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit („Tiergesundheitsrecht“) (1), 
insbesondere auf Artikel 259 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Pockenseuche der Schafe und Ziegen ist eine ansteckende Viruserkrankung, die Ziegen und Schafe befällt und 
schwerwiegende Auswirkungen auf die betroffene Tierpopulation sowie die Rentabilität der Landwirtschaft haben 
kann, was zu Störungen bei Verbringungen von Sendungen dieser Tiere und daraus hergestellter Erzeugnisse 
innerhalb der Union sowie bei Ausfuhren in Drittländer führen kann.

(2) Bei einem Ausbruch der Pockenseuche der Schafe und Ziegen bei Ziegen und Schafen besteht ein ernstes Risiko der 
Ausbreitung dieser Seuche auf andere ziegen- oder schafhaltende Betriebe.

(3) Die Delegierte Verordnung (EU) 2020/687 der Kommission (2) ergänzt die Vorschriften für die Bekämpfung der 
gelisteten Seuchen gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstaben a, b und c der Verordnung (EU) 2016/429, die in der 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1882 der Kommission (3) als Seuchen der Kategorien A, B und C definiert 
sind. Insbesondere sind in den Artikeln 21 und 22 der Delegierten Verordnung (EU) 2020/687 die Einrichtung 
einer Sperrzone bei Ausbruch einer Seuche der Kategorie A, unter die auch die Pockenseuche der Schafe und Ziegen 
fällt, und bestimmte dort durchzuführende Maßnahmen vorgesehen. Darüber hinaus muss gemäß Artikel 21 
Absatz 1 der genannten Delegierten Verordnung diese Sperrzone eine Schutzzone, eine Überwachungszone und 
gegebenenfalls weitere Sperrzonen um oder angrenzend an die Schutz- und die Überwachungszone umfassen.

(4) Als Reaktion auf die Ausbrüche der Pockenseuche der Schafe und Ziegen in Griechenland hat die Kommission auf 
der Grundlage von Artikel 259 der Verordnung (EU) 2016/429 den Durchführungsbeschluss (EU) 2024/2207 (4)
erlassen. Dieser Beschluss enthält bestimmte Sofortmaßnahmen in Bezug auf die Pockenseuche der Schafe und 
Ziegen in Griechenland. Insbesondere müssen gemäß dem Durchführungsbeschluss (EU) 2024/2207 die von 
diesem Mitgliedstaat nach Ausbrüchen dieser Seuche gemäß der Delegierten Verordnung (EU) 2020/687 
abzugrenzenden Schutz- und Überwachungszonen sowie weiteren Sperrzonen mindestens die im Anhang des 
genannten Durchführungsbeschlusses aufgeführten Gebiete umfassen.

Amtsblatt 
der Europäischen Union 
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(1) ABl. L 84 vom 31.3.2016, S. 1, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2016/429/oj.
(2) Delegierte Verordnung (EU) 2020/687 der Kommission vom 17. Dezember 2019 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/429 des 

Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich Vorschriften für die Prävention und Bekämpfung bestimmter gelisteter Seuchen 
(ABl. L 174 vom 3.6.2020, S. 64, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg_del/2020/687/oj).

(3) Durchführungsverordnung (EU) 2018/1882 der Kommission vom 3. Dezember 2018 über die Anwendung bestimmter 
Bestimmungen zur Seuchenprävention und -bekämpfung auf Kategorien gelisteter Seuchen und zur Erstellung einer Liste von Arten 
und Artengruppen, die ein erhebliches Risiko für die Ausbreitung dieser gelisteten Seuchen darstellen (ABl. L 308 vom 4.12.2018, 
S. 21, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2018/1882/oj).

(4) Durchführungsbeschluss (EU) 2024/2207 der Kommission vom 29. August 2024 betreffend bestimmte Sofortmaßnahmen in Bezug 
auf die Pockenseuche der Schafe und Ziegen in Griechenland (ABl. L, 2024/2207, 30.8.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/ 
2024/2207/oj).
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(5) Nach dem Erlass des Durchführungsbeschlusses (EU) 2024/2207 hat Griechenland der Kommission weitere 
Ausbrüche der Pockenseuche der Schafe und Ziegen in schaf- und ziegenhaltenden Betrieben gemeldet. Daher 
wurde der Anhang des genannten Durchführungsbeschlusses mehrmals ordnungsgemäß geändert, um diesen 
weiteren Ausbrüchen Rechnung zu tragen.

(6) Seit der jüngsten Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2024/2207 hat Griechenland der Kommission 29 
neue Ausbrüche der Pockenseuche der Schafe und Ziegen in schaf- und ziegenhaltenden Betrieben gemeldet, und 
zwar in den Regionalbezirken Aetolia-Acarnania, Chalkidiki, Euboea, Evros, Kavala, Lemnos Magnesia, Phocis, 
Rhodopi und Xanthi.

(7) Daher sollten die im Anhang des Durchführungsbeschlusses (EU) 2024/2207 als Schutz- und Überwachungszonen 
sowie als weitere Sperrzonen für Griechenland gelisteten Gebiete weiter angepasst werden, um eine weitere 
Ausbreitung dieser Seuche innerhalb Griechenlands und in die übrige Union oder in Drittländer zu verhindern, und 
die Dauer der dort anzuwendenden Maßnahmen sollte ebenfalls angepasst werden. Dementsprechend müssen die 
Liste der Sperrzonen und die Dauer der dort anzuwendenden Maßnahmen im Anhang des genannten 
Durchführungsbeschlusses geändert werden.

(8) Die Größe der Schutz- und Überwachungszonen sowie der weiteren Sperrzonen und die Dauer der dort 
anzuwendenden Maßnahmen basieren auf den Kriterien gemäß Artikel 64 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/429 
und den Vorschriften der Delegierten Verordnung (EU) 2020/687, einschließlich der Seuchenlage in Bezug auf die 
Pockenseuche der Schafe und Ziegen in den von dieser Seuche betroffenen Gebieten und der allgemeinen 
Seuchenlage in Bezug auf die Pockenseuche der Schafe und Ziegen in dem betroffenen Mitgliedstaat sowie des 
Risikoniveaus hinsichtlich der weiteren Ausbreitung dieser Seuche. Bei der Festlegung der Dauer der Maßnahmen 
werden zudem die internationalen Standards des Gesundheitskodex für Landtiere der Weltorganisation für 
Tiergesundheit (WOAH) berücksichtigt. Derzeit besteht ein sehr hohes Risiko einer weiteren Ausbreitung der 
Seuche, insbesondere aufgrund des Umstands, dass die Seuche nach Angaben der zuständigen Behörde trotz der 
bereits bestehenden Maßnahmen fortdauert.

(9) In Anbetracht der Tatsache, dass es in den vergangenen Wochen in Griechenland zahlreiche neue Ausbrüche der 
Pockenseuche der Schafe und Ziegen gab, ist es zudem erforderlich, das Verbot der Verbringung von Schafen und 
Ziegen aus dem gesamten Hoheitsgebiet Griechenlands an einen Bestimmungsort außerhalb Griechenlands 
mindestens bis zum 31. Januar 2025 zu verlängern, um die Ausbreitung der Seuche in die übrige Union und in 
Drittländer zu verhindern sowie ungerechtfertigte Handelshemmnisse zu vermeiden.

(10) Angesichts der derzeitigen Seuchenlage in der Union in Bezug auf die Pockenseuche der Schafe und Ziegen sollte die 
Geltungsdauer der im Durchführungsbeschlusses (EU) 2024/2207 vorgesehenen Maßnahmen bis zum 30. Juni 
2025 verlängert werden.

(11) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2024/2207

Der Durchführungsbeschluss (EU) 2024/2207 wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 3 Buchstabe e wird das Datum „15. Januar 2025“ durch das Datum „31. Januar 2025“ ersetzt.

2. In Artikel 4 wird das Datum „31. Mai 2025“ durch das Datum „30. Juni 2025“ ersetzt.

3. Der Anhang erhält die Fassung des Anhangs des vorliegenden Beschlusses.
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Artikel 2

Adressat

Dieser Beschluss ist an die Hellenische Republik gerichtet.

Brüssel, den 13. Januar 2025

Für die Kommission
Olivér VÁRHELYI

Mitglied der Kommission
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ANHANG 

A. Um die bestätigten Ausbrüche herum eingerichtete Schutz- und Überwachungszonen

Regionale Gebietseinheit und 
ADIS-Bezugsnummer der Ausbrüche

Gemäß Artikel 2 in Griechenland als Schutz- und 
Überwachungszonen ausgewiesene Gebiete, die Teil der 

Sperrzone sind
Gültig bis

Regionalbezirk Evros
GR-CAPRIPOX-2024-00005
GR-CAPRIPOX-2024-00006
GR-CAPRIPOX-2024-00007
GR-CAPRIPOX-2024-00008
GR-CAPRIPOX-2024-00009
GR-CAPRIPOX-2024-00010
GR-CAPRIPOX-2024-00011
GR-CAPRIPOX-2024-00012
GR-CAPRIPOX-2024-00013
GR-CAPRIPOX-2024-00014
GR-CAPRIPOX-2024-00015
GR-CAPRIPOX-2024-00016
GR-CAPRIPOX-2024-00017
GR-CAPRIPOX-2024-00018
GR-CAPRIPOX-2024-00019
GR-CAPRIPOX-2024-00020
GR-CAPRIPOX-2024-00021
GR-CAPRIPOX-2024-00022
GR-CAPRIPOX-2024-00023
GR-CAPRIPOX-2024-00024
GR-CAPRIPOX-2024-00025
GR-CAPRIPOX-2024-00026
GR-CAPRIPOX-2024-00027
GR-CAPRIPOX-2024-00028
GR-CAPRIPOX-2024-00029
GR-CAPRIPOX-2024-00030
GR-CAPRIPOX-2024-00031
GR-CAPRIPOX-2024-00032
GR-CAPRIPOX-2024-00033
GR-CAPRIPOX-2024-00034
GR-CAPRIPOX-2024-00036
GR-CAPRIPOX-2024-00037
GR-CAPRIPOX-2024-00038
GR-CAPRIPOX-2024-00040
GR-CAPRIPOX-2024-00041
GR-CAPRIPOX-2024-00042
GR-CAPRIPOX-2024-00043
GR-CAPRIPOX-2024-00044
GR-CAPRIPOX-2024-00045
GR-CAPRIPOX-2024-00046
GR-CAPRIPOX-2024-00047
GR-CAPRIPOX-2024-00048
GR-CAPRIPOX-2024-00049
GR-CAPRIPOX-2024-00050
GR-CAPRIPOX-2024-00051
GR-CAPRIPOX-2024-00052
GR-CAPRIPOX-2024-00053
GR-CAPRIPOX-2024-00054
GR-CAPRIPOX-2024-00056
GR-CAPRIPOX-2024-00057
GR-CAPRIPOX-2024-00058
GR-CAPRIPOX-2024-00061
GR-CAPRIPOX-2024-00062
GR-CAPRIPOX-2024-00063

Schutzzone:
Those parts of the regional units of Evros and Rhodopi 
contained within a circle of a radius of 3 kilometres, centred 
on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 41.49961111 Long. 
26.54605556 (2024/5), Lat. 40.96145278, Long. 
26.3345 (2024/6), Lat. 40.94543, Long. 26.275696 
(2024/7), Lat. 40.876278, Long. 26.202551 (2024/8), Lat. 
40.952487, Long. 26.280721 (2024/9) Lat. 40.920725, 
Long. 26.205981 (2024/10) Lat. 41.024363, Long. 
26.302547 (2024/11), Lat. 41.51720278, Long. 
26.54510278 (2024/12), Lat. 40.959944, Long. 
26.336306 (2024/13), Lat. 40.93578, Long. 26.213778 
(2024/14), Lat. 40.895996, Long. 26.222777 (2024/15), 
Lat. 40.900261, Long. 26.22288 (2024/16), Lat. 
40.891842, Long. 26.146147 (2024/17), Lat. 40.933886, 
Long. 26.217318 (2024/18), Lat. 40.92507, Long. 
26.212431 (2024/19), Lat. 41.278291, Long. 26.276953 
(2024/20), Lat. 40.883228, Long. 26.157055 (2024/21), 
Lat. 40.923486, Long. 26.213196 (2024/22), Lat. 
40.922552, Long. 26.209702 (2024/23), Lat. 40.925647, 
Long. 26.1662 (2024/24), Lat. 40.883022, Long. 
26.227036 (2024/25), Lat 40.904757, Long. 26.178189 
(2024/26), Lat. 40.848411, Long. 26.203314 (2024/27), 
Lat. 41.019251, Long. 26.269386 (2024/28), Lat. 
41.48359444, Long. 26.57411944 (2024/29), Lat. 
41.49358333, Long. 26.54305556 (2024/30), Lat. 
41.51486111, Long. 26.54725 (2024/31), Lat. 40.89917, 
Long. 26.186411 (2024/32), Lat. 40.9941149, Long. 
26.155657 (2024/33), Lat. 40.832839, Long. 26.131642 
(2024/34), Lat.41.033936, Long. 26.289506 (2024/36), 
Lat. 40.907284, Long. 26.211295 (2024/37), Lat. 
40.878159, Long. 26.19378 (2024/38), Lat. 41.462289, 
Long. 26.567053 (2024/40), Lat. 41.300453, Long. 
26.443197 (2024/41), Lat. 41.519144, Long. 26.310606 
(2024/42), Lat. 40.945707, Long. 26.276123 (2024/43), 
Lat. 40.942757, Long. 26.126487 (2024/44), Lat. 
40.887613, Long. 26.15199 (2024/45), Lat. 41.028801, 
Long. 26.277341 (2024/46), Lat. 40.930925, Long. 
26.11938 (2024/47), Lat. 40.885191, Long. 26.182334 
(2024/48), Lat. 40.850308, Long. 26.091824 (2024/49), 
Lat. 40.851382, Long. 26.090704 (2024/50), Lat. 
40.853496, Long. 26.089931 (2024/51), Lat. 41.217657, 
Long. 26.300685 (2024/52), Lat. 40.850681, Long. 
26.01075 (2024/53), Lat. 40.849066, Long. 25.939879 
(2024/54), Lat. 41.08794, Long. 26.279672 (2024/56), 
Lat. 40.87472, Long. 26.009628 (2024/57), Lat. 
41.473893, Long. 26.555161 (2024/58), Lat. 41.528783, 
Long. 26.417419 (2024/61) Lat. 41.39908056, Long. 
26.56387222 (2024/62), Lat. 40.893756, Long. 
26.150647 (2024/63), Lat. 41.019552, Long. 26.196322 
(2024/64), Lat. 41.41270833, Long. 26.56403056 
(2024/65), Lat. 40.900392, Long. 26.112876 (2024/66), 
Lat. 40.965033, Long. 26.187687 (2024/67), Lat. 
41.62475833 Long. 26.27744889 (2024/68), Lat. 
40.870838, Long. 26.11549 (2024/69), Lat. 41.380414, 
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Regionale Gebietseinheit und 
ADIS-Bezugsnummer der Ausbrüche

Gemäß Artikel 2 in Griechenland als Schutz- und 
Überwachungszonen ausgewiesene Gebiete, die Teil der 

Sperrzone sind
Gültig bis

GR-CAPRIPOX-2024-00064
GR-CAPRIPOX-2024-00065
GR-CAPRIPOX-2024-00066
GR-CAPRIPOX-2024-00067
GR-CAPRIPOX-2024-00068
GR-CAPRIPOX-2024-00069
GR-CAPRIPOX-2024-00070
GR-CAPRIPOX-2024-00071
GR-CAPRIPOX-2024-00077
GR-CAPRIPOX-2024-00079
GR-CAPRIPOX-2024-00080
GR-CAPRIPOX-2024-00081
GR-CAPRIPOX-2024-00082
GR-CAPRIPOX-2024-00083
GR-CAPRIPOX-2024-00084
GR-CAPRIPOX-2024-00087
GR-CAPRIPOX-2024-00088
GR-CAPRIPOX-2024-00089
GR-CAPRIPOX-2024-00090
GR-CAPRIPOX-2024-00091
GR-CAPRIPOX-2024-00092
GR-CAPRIPOX-2024-00093
GR-CAPRIPOX-2024-00094
GR-CAPRIPOX-2024-00099
GR-CAPRIPOX-2024-00100
GR-CAPRIPOX-2024-00103
GR-CAPRIPOX-2024-00107
GR-CAPRIPOX-2024-00114
GR-CAPRIPOX-2024-00115
GR-CAPRIPOX-2024-00116
GR-CAPRIPOX-2024-00117
GR-CAPRIPOX-2024-00122
GR-CAPRIPOX-2024-00125
GR-CAPRIPOX-2024-00128
GR-CAPRIPOX-2024-00129
GR-CAPRIPOX-2024-00130
GR-CAPRIPOX-2024-00138
GR-CAPRIPOX-2024-00140
GR-CAPRIPOX-2024-00143
GR-CAPRIPOX-2024-00146
GR-CAPRIPOX-2024-00153
GR-CAPRIPOX-2024-00154
GR-CAPRIPOX-2024-00155
GR-CAPRIPOX-2024-00156
GR-CAPRIPOX-2024-00160
GR-CAPRIPOX-2024-00171
GR-CAPRIPOX-2024-00173
GR-CAPRIPOX-2024-00174
GR-CAPRIPOX-2024-00184
GR-CAPRIPOX-2024-00185
GR-CAPRIPOX-2024-00186
GR-CAPRIPOX-2024-00187
GR-CAPRIPOX-2024-00188
GR-CAPRIPOX-2024-00206
GR-CAPRIPOX-2024-00207
GR-CAPRIPOX-2024-00210
GR-CAPRIPOX-2024-00211
GR-CAPRIPOX-2024-00212

Long. 26.395186 (2024/70), Lat. 40.856357, Long. 
26.122206 (2024/71), Lat. 41.4182253, Long. 
26.560739 (2024/77), Lat. 41.427997, Long. 26.572258 
(2024/79), Lat. 40.87113, Long. 25.709353 (2024/80) 
Lat. 40.85034, Long. 26.101913 (2024/81), Lat. 
40.928383 Long. 26.116747 (2024/82), Lat. 40.8551401 
Long. 25.690297 (2024/83), Lat. 40.858591 Long. 
26.042815 (2024/84), Lat. 41.35629167 Long. 
26.43148056 (2024/87), Lat. 41.42259167 Long. 
26.56001667 (2024/88), Lat. 41.54086944 Long. 
26.35241389 (2024/89), Lat. 41.47519722 Long. 
26.55548056 (2024/90), Lat. 41.36086944 Long. 
26.43525556 (2024/91), Lat. 41.449444 Long. 26.46625 
(2024/92), Lat. 41.135601 Long. 26.194665 (2024/93), 
Lat. 40.866037 Long. 25.782831 (2024/94), Lat. 
40.877427 Long. 25.90458 (2024/99), Lat. 40.885413 
Long. 26.0523361 (2024/100), Lat. 41.414608 Long. 
26.516228 (2024/103), Lat. 40.864383 Long. 25.949066 
(2024/107), Lat. 41.390983 Long. 26.588422 
(2024/114), Lat.41.219334, Long. 26.234399(2024/ 
115), Lat. 40.903296, Long. 25.891759 (2024/116), Lat. 
40.850425, Long. 25.959503 (2024/117), Lat. 40.86506, 
Long. 25.90036 (2024/122), Lat. 41.518528, Long. 
26.544417 (2024/125), Lat. 41.358525, Long. 
26.537567 (2024/128), Lat. 26.449294, Long. 
26.0377778 (2024/129), Lat. 41.571822, Long. 
26.512456 (2024/130), Lat. 41.34507222, Long. 
26.4879 (2024/138), Lat. 40.862166, Long. 26.009283 
(2024/140), Lat. 40.876892, Long. 25.904419 
(2024/143), Lat. 41.231436, Long. 26.162596 
(2024/146), Lat. 40.967411, Long. 25.900136 
(2024/153), Lat. 41.630486, Long. 26.342353 
(2024/154), Lat. 41.377519, Long. 26.470558 
(2024/155), Lat. 41.271791, Long. 26.32829 (2024/156), 
Lat. 40.98574, Long. 25.83728 (2024/160), Lat. 
40.913466, Long. 25.984146 (2024/171), Lat. 
41.414403, Long. 26.512664 (2024/173), Lat. 
41.415186, Long. 26.512456 (2024/174), Lat. 
40.861597, Long. 25.73542 (2024/184), Lat. 40.878662, 
Long. 25.914364 (2024/185), Lat. 41.348775, Long. 
26.365325 (2024/186), Lat. 41.364444, Long. 
26.533433 (2024/187), Lat. 41.357692, Long. 
26.489086 (2024/188), Lat. 40.917224, Long. 
25.665812 (2024/206), Lat. 40.890727, Long. 
26.151725 (2024/207), Lat. 41.533861, Long. 
26.512908 (2024/210), Lat. 41.472278, Long. 
26.525497 (2024/211), Lat. 41.382958, Long. 
26.617547 (2024/212), Lat. 41.409469, Long. 
26.387683 (2024/213) Lat. 41.342108, Long. 26.491881 
(2024/214), Lat. 41.284712, Long. 26.287889 
(2024/230), Lat. 41.571794, Long. 26.448383 
(2024/234), Lat. 41.439344, Long. 26.557019 
(2024/237), Lat. 40.866929, Long. 25.898956 
(2024/251), Lat. 41.248695, Long. 26.03492 (2024/252), 
Lat. 41.226333, Long. 26.035108 (2024/259), Lat. 
40.919061, Long. 25.927281 (2024/260), Lat. 
41.507572, Long. 26.274953 (2024/264), Lat. 
41.412406, Long. 26.455869 (2024/285), Lat. 40.89931, 
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Regionale Gebietseinheit und 
ADIS-Bezugsnummer der Ausbrüche

Gemäß Artikel 2 in Griechenland als Schutz- und 
Überwachungszonen ausgewiesene Gebiete, die Teil der 

Sperrzone sind
Gültig bis

GR-CAPRIPOX-2024-00213
GR-CAPRIPOX-2024-00214
GR-CAPRIPOX-2024-00230
GR-CAPRIPOX-2024-00234
GR-CAPRIPOX-2024-00237
GR-CAPRIPOX-2024-00251
GR-CAPRIPOX-2024-00252
GR-CAPRIPOX-2024-00259
GR-CAPRIPOX-2024-00260
GR-CAPRIPOX-2024-00264
GR-CAPRIPOX-2024-00285
GR-CAPRIPOX-2024-00291
GR-CAPRIPOX-2024-00303
GR-CAPRIPOX-2024-00317

Long. 25.925649 (2024/291), Lat. 41.589408, Long. 
26.308633 (2024/303), Lat. 40.918476, Long. 
25.669972 (2024/317)

Überwachungszone:
Those parts of the regional units of Evros and Rhodopi, 
contained within a circle of a radius of 10 kilometres, 
centred on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 
41.49961111 Long. 26.54605556 (2024/5), Lat. 
40.96145278, Long. 26.3345 (2024/6), Lat. 40.94543, 
Long. 26.275696 (2024/7), Lat. 40.876278, Long. 
26.202551 (2024/8), Lat. 40.952487, Long. 26.280721 
(2024/9) Lat. 40.920725, Long. 26.205981 (2024/10) Lat. 
41.024363, Long. 26.302547 (2024/11), Lat. 
41.51720278, Long. 26.54510278 (2024/12), Lat. 
40.959944, Long. 26.336306 (2024/13), Lat. 40.93578, 
Long. 26.213778 (2024/14), Lat. 40.895996, Long. 
26.222777 (2024/15), Lat. 40.900261, Long. 26.22288 
(2024/16), Lat. 40.891842, Long. 26.146147 (2024/17), 
Lat. 40.933886, Long. 26.217318 (2024/18), Lat. 
40.92507, Long. 26.212431 (2024/19), Lat. 41.278291, 
Long. 26.276953 (2024/20), Lat. 40.883228, Long. 
26.157055 (2024/21), Lat. 40.923486, Long. 26.213196 
(2024/22), Lat. 40.922552, Long. 26.209702 (2024/23), 
Lat. 40.925647, Long. 26.1662 (2024/24), Lat. 
40.883022, Long. 26.227036 (2024/25), Lat 40.904757, 
Long. 26.178189 (2024/26), Lat. 40.848411, Long. 
26.203314 (2024/27), Lat. 41.019251, Long. 26.269386 
(2024/28), Lat. 41.48359444, Long. 26.57411944 
(2024/29), Lat. 41.49358333, Long. 26.54305556 
(2024/30), Lat. 41.51486111, Long. 26.54725 (2024/31), 
Lat. 40.89917, Long. 26.186411 (2024/32), Lat. 
40.9941149, Long. 26.155657 (2024/33), Lat. 
40.832839, Long. 26.131642 (2024/34), Lat.41.033936, 
Long. 26.289506 (2024/36), Lat. 40.907284, Long. 
26.211295 (2024/37), Lat. 40.878159, Long. 26.19378 
(2024/38), Lat. 41.462289, Long. 26.567053 (2024/40), 
Lat. 41.300453, Long. 26.443197 (2024/41), Lat. 
41.519144, Long. 26.310606 (2024/42), Lat. 40.945707, 
Long. 26.276123 (2024/43), Lat. 40.942757, Long. 
26.126487 (2024/44), Lat. 40.887613, Long. 26.15199 
(2024/45), Lat. 41.028801, Long. 26.277341 (2024/46), 
Lat. 40.930925, Long. 26.11938 (2024/47), Lat. 
40.885191, Long. 26.182334 (2024/48), Lat. 40.850308, 
Long. 26.091824 (2024/49), Lat. 40.851382, Long. 
26.090704 (2024/50), Lat. 40.853496, Long. 26.089931 
(2024/51), Lat. 41.217657, Long. 26.300685 (2024/52), 
Lat. 40.850681, Long. 26.01075 (2024/53), Lat. 
40.849066, Long. 25.939879 (2024/54), Lat. 41.08794, 
Long. 26.279672 (2024/56), Lat. 40.87472, Long. 
26.009628 (2024/57), Lat. 41.473893, Long. 26.555161 
(2024/58), Lat. 41.528783, Long. 26.417419 (2024/61) 

26.1.2025
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Lat. 41.39908056, Long. 26.56387222 (2024/62), Lat. 
40.893756, Long. 26.150647 (2024/63), Lat. 41.019552, 
Long. 26.196322 (2024/64), Lat. 41.41270833, Long. 
26.56403056 (2024/65), Lat. 40.900392, Long. 
26.112876 (2024/66), Lat. 40.965033, Long. 26.187687 
(2024/67), Lat. 41.62475833 Long. 26.27744889 
(2024/68), Lat. 40.870838, Long. 26.11549 (2024/69), 
Lat. 41.380414, Long. 26.395186 (2024/70), Lat. 
40.856357, Long. 26.122206 (2024/71), Lat. 
41.4182253, Long. 26.560739 (2024/77), Lat. 
41.427997, Long. 26.572258 (2024/79), Lat. 40.87113, 
Long. 25.709353 (2024/80) Lat. 40.85034, Long. 
26.101913 (2024/81), Lat. 40.928383 Long. 26.116747 
(2024/82), Lat. 40.8551401 Long. 25.690297 (2024/83), 
Lat. 40.858591 Long. 26.042815 (2024/84), Lat. 
41.35629167 Long. 26.43148056 (2024/87), Lat. 
41.42259167 Long. 26.56001667 (2024/88), Lat. 
41.54086944 Long. 26.35241389 (2024/89), Lat. 
41.47519722 Long. 26.55548056 (2024/90), Lat. 
41.36086944 Long. 26.43525556 (2024/91), Lat. 
41.449444 Long. 26.46625 (2024/92), Lat. 41.135601 
Long. 26.194665 (2024/93), Lat. 40.866037 Long. 
25.782831 (2024/94), Lat. 40.877427 Long. 25.90458 
(2024/99), Lat. 40.885413 Long. 26.0523361 
(2024/100), Lat. 41.414608 Long. 26.516228 
(2024/103), Lat. 40.864383 Long. 25.949066 
(2024/107), Lat. 41.390983 Long. 26.588422 
(2024/114), Lat.41.219334, Long. 26.234399(2024/ 
115), Lat. 40.903296, Long. 25.891759 (2024/116), Lat. 
40.850425, Long. 25.959503 (2024/117), Lat. 40.86506, 
Long. 25.90036 (2024/122), Lat. 41.518528, Long. 
26.544417 (2024/125), Lat. 41.358525, Long. 
26.537567 (2024/128), Lat. 26.449294, Long. 
26.0377778 (2024/129), Lat. 41.571822, Long. 
26.512456 (2024/130), Lat. 41.34507222, Long. 
26.4879 (2024/138), Lat. 40.862166, Long. 26.009283 
(2024/140), Lat. 40.876892, Long. 25.904419 
(2024/143), Lat. 41.231436, Long. 26.162596 
(2024/146), Lat. 40.967411, Long. 25.900136 
(2024/153), Lat. 41.630486, Long. 26.342353 
(2024/154), Lat. 41.377519, Long. 26.470558 
(2024/155), Lat. 41.271791, Long. 26.32829 (2024/156), 
Lat. 40.98574, Long. 25.83728 (2024/160), Lat. 
40.913466, Long. 25.984146 (2024/171), Lat. 
41.414403, Long. 26.512664 (2024/173), Lat. 
41.415186, Long. 26.512456 (2024/174), Lat. 
40.861597, Long. 25.73542 (2024/184), Lat. 40.878662, 
Long. 25.914364 (2024/185), Lat. 41.348775, Long. 
26.365325 (2024/186), Lat. 41.364444, Long. 
26.533433 (2024/187), Lat. 41.357692, Long. 
26.489086 (2024/188), Lat. 40.917224, Long. 
25.665812 (2024/206), Lat. 40.890727, Long. 
26.151725 (2024/207), Lat. 41.533861, Long. 
26.512908 (2024/210), Lat. 41.472278, Long. 
26.525497 (2024/211), Lat. 41.382958, Long. 
26.617547 (2024/212), Lat. 41.409469, Long. 
26.387683 (2024/213) Lat. 41.342108, Long. 26.491881 
(2024/214), Lat. 41.284712, Long. 26.287889 
(2024/230), Lat. 41.571794, Long. 26.448383 
(2024/234), Lat. 41.439344, Long. 26.557019 
(2024/237), Lat. 40.866929, Long. 25.898956 
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(2024/251), Lat. 41.248695, Long. 26.03492 (2024/252), 
Lat. 41.226333, Long. 26.035108 (2024/259), Lat. 
40.919061, Long. 25.927281 (2024/260), Lat. 
41.507572, Long. 26.274953 (2024/264), Lat. 
41.412406, Long. 26.455869 (2024/285), Lat. 40.89931, 
Long. 25.925649 (2024/291), Lat. 41.589408, Long. 
26.308633 (2024/303), Lat. 40.918476, Long. 
25.669972 (2024/317) excluding the areas contained in 
any protection zone

Überwachungszone:
Those parts of the regional unit of Evros and Rhodopi, 
contained within a circle of a radius of 3 kilometres, centred 
on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 41.49961111 Long. 
26.54605556 (2024/5), Lat. 40.96145278, Long. 
26.3345 (2024/6), Lat. 40.94543, Long. 26.275696 
(2024/7), Lat. 40.876278, Long. 26.202551 (2024/8), Lat. 
40.952487, Long. 26.280721 (2024/9) Lat. 40.920725, 
Long. 26.205981 (2024/10) Lat. 41.024363, Long. 
26.302547 (2024/11), Lat. 41.51720278, Long. 
26.54510278 (2024/12), Lat. 40.959944, Long. 
26.336306 (2024/13), Lat. 40.93578, Long. 26.213778 
(2024/14), Lat. 40.895996, Long. 26.222777 (2024/15), 
Lat. 40.900261, Long. 26.22288 (2024/16), Lat. 
40.891842, Long. 26.146147 (2024/17), Lat. 40.933886, 
Long. 26.217318 (2024/18), Lat. 40.92507, Long. 
26.212431 (2024/19), Lat. 41.278291, Long. 26.276953 
(2024/20), Lat. 40.883228, Long. 26.157055 (2024/21), 
Lat. 40.923486, Long. 26.213196 (2024/22), Lat. 
40.922552, Long. 26.209702 (2024/23), Lat. 40.925647, 
Long. 26.1662 (2024/24), Lat. 40.883022, Long. 
26.227036 (2024/25), Lat 40.904757, Long. 26.178189 
(2024/26), Lat. 40.848411, Long. 26.203314 (2024/27), 
Lat. 41.019251, Long. 26.269386 (2024/28), Lat. 
41.48359444, Long. 26.57411944 (2024/29), Lat. 
41.49358333, Long. 26.54305556 (2024/30), Lat. 
41.51486111, Long. 26.54725 (2024/31), Lat. 40.89917, 
Long. 26.186411 (2024/32), Lat. 40.9941149, Long. 
26.155657 (2024/33), Lat. 40.832839, Long. 26.131642 
(2024/34), Lat.41.033936, Long. 26.289506 (2024/36), 
Lat. 40.907284, Long. 26.211295 (2024/37), Lat. 
40.878159, Long. 26.19378 (2024/38), Lat. 41.462289, 
Long. 26.567053 (2024/40), Lat. 41.300453, Long. 
26.443197 (2024/41), Lat. 41.519144, Long. 26.310606 
(2024/42), Lat. 40.945707, Long. 26.276123 (2024/43), 

18.1.2025-26.1.2025
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Lat. 40.942757, Long. 26.126487 (2024/44), Lat. 
40.887613, Long. 26.15199 (2024/45), Lat. 41.028801, 
Long. 26.277341 (2024/46), Lat. 40.930925, Long. 
26.11938 (2024/47), Lat. 40.885191, Long. 26.182334 
(2024/48), Lat. 40.850308, Long. 26.091824 (2024/49), 
Lat. 40.851382, Long. 26.090704 (2024/50), Lat. 
40.853496, Long. 26.089931 (2024/51), Lat. 41.217657, 
Long. 26.300685 (2024/52), Lat. 40.850681, Long. 
26.01075 (2024/53), Lat. 40.849066, Long. 25.939879 
(2024/54), Lat. 41.08794, Long. 26.279672 (2024/56), 
Lat. 40.87472, Long. 26.009628 (2024/57), Lat. 
41.473893, Long. 26.555161 (2024/58), Lat. 41.528783, 
Long. 26.417419 (2024/61) Lat. 41.39908056, Long. 
26.56387222 (2024/62), Lat. 40.893756, Long. 
26.150647 (2024/63), Lat. 41.019552, Long. 26.196322 
(2024/64), Lat. 41.41270833, Long. 26.56403056 
(2024/65), Lat. 40.900392, Long. 26.112876 (2024/66), 
Lat. 40.965033, Long. 26.187687 (2024/67), Lat. 
41.62475833 Long. 26.27744889 (2024/68), Lat. 
40.870838, Long. 26.11549 (2024/69), Lat. 41.380414, 
Long. 26.395186 (2024/70), Lat. 40.856357, Long. 
26.122206 (2024/71), Lat. 41.4182253, Long. 
26.560739 (2024/77), Lat. 41.427997, Long. 26.572258 
(2024/79), Lat. 40.87113, Long. 25.709353 (2024/80) 
Lat. 40.85034, Long. 26.101913 (2024/81), Lat. 
40.928383 Long. 26.116747 (2024/82), Lat. 40.8551401 
Long. 25.690297 (2024/83), Lat. 40.858591 Long. 
26.042815 (2024/84), Lat. 41.35629167 Long. 
26.43148056 (2024/87), Lat. 41.42259167 Long. 
26.56001667 (2024/88), Lat. 41.54086944 Long. 
26.35241389 (2024/89), Lat. 41.47519722 Long. 
26.55548056 (2024/90), Lat. 41.36086944 Long. 
26.43525556 (2024/91), Lat. 41.449444 Long. 26.46625 
(2024/92), Lat. 41.135601 Long. 26.194665 (2024/93), 
Lat. 40.866037 Long. 25.782831 (2024/94), Lat. 
40.877427 Long. 25.90458 (2024/99), Lat. 40.885413 
Long. 26.0523361 (2024/100), Lat. 41.414608 Long. 
26.516228 (2024/103), Lat. 40.864383 Long. 25.949066 
(2024/107), Lat. 41.390983 Long. 26.588422 
(2024/114), Lat. 41.219334, Long. 26.234399 
(2024/115), Lat. 40.903296, Long. 25.891759 
(2024/116), Lat. 40.850425, Long. 25.959503 
(2024/117), Lat. 40.86506, Long. 25.90036 (2024/122), 
Lat. 41.518528, Long. 26.544417 (2024/125), Lat. 
41.358525, Long. 26.537567 (2024/128), Lat. 
26.449294, Long. 26.0377778 (2024/129), Lat. 
41.571822, Long. 26.512456 (2024/130), Lat. 
41.34507222, Long. 26.4879 (2024/138), Lat. 
40.862166, Long. 26.009283 (2024/140), Lat. 
40.876892, Long. 25.904419 (2024/143), Lat. 
41.231436, Long. 26.162596 (2024/146), Lat. 
40.967411, Long. 25.900136 (2024/153), Lat. 
41.630486, Long. 26.342353 (2024/154), Lat. 
41.377519, Long. 26.470558 (2024/155), Lat. 
41.271791, Long. 26.32829 (2024/156), Lat. 40.98574, 
Long. 25.83728 (2024/160), Lat. 40.913466, Long. 
25.984146 (2024/171), Lat. 41.414403, Long. 
26.512664 (2024/173), Lat. 41.415186, Long. 
26.512456 (2024/174), Lat. 40.861597, Long. 25.73542 
(2024/184), Lat. 40.878662, Long. 25.914364 
(2024/185), Lat. 41.348775, Long. 26.365325 
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(2024/186), Lat. 41.364444, Long. 26.533433 
(2024/187), Lat. 41.357692, Long. 26.489086 
(2024/188), Lat. 40.917224, Long. 25.665812 
(2024/206), Lat. 40.890727, Long. 26.151725 
(2024/207), Lat. 41.533861, Long. 26.512908 
(2024/210), Lat. 41.472278, Long. 26.525497 
(2024/211), Lat. 41.382958, Long. 26.617547 
(2024/212), Lat. 41.409469, Long. 26.387683 
(2024/213) Lat. 41.342108, Long. 26.491881 
(2024/214), Lat. 41.284712, Long. 26.287889 
(2024/230), Lat. 41.571794, Long. 26.448383 
(2024/234), Lat. 41.439344, Long. 26.557019 
(2024/237), Lat. 40.866929, Long. 25.898956 
(2024/251), Lat. 41.248695, Long. 26.03492 (2024/252), 
Lat. 41.226333, Long. 26.035108 (2024/259), Lat. 
40.919061, Long. 25.927281 (2024/260), Lat. 
41.507572, Long. 26.274953 (2024/264), Lat. 
41.412406, Long. 26.455869 (2024/285), Lat. 40.89931, 
Long. 25.925649 (2024/291), Lat. 41.589408, Long. 
26.308633 (2024/303), Lat. 40.918476, Long. 
25.669972 (2024/317)

Regionalbezirk Kavala
GR-CAPRIPOX-2024-00035
GR-CAPRIPOX-2024-00039
GR-CAPRIPOX-2024-00060
GR-CAPRIPOX-2024-00073
GR-CAPRIPOX-2024-00074
GR-CAPRIPOX-2024-00075
GR-CAPRIPOX-2024-00076
GR-CAPRIPOX-2024-00078
GR-CAPRIPOX-2024-00085
GR-CAPRIPOX-2024-00086
GR-CAPRIPOX-2024-00097
GR-CAPRIPOX-2024-00098
GR-CAPRIPOX-2024-00101
GR-CAPRIPOX-2024-00102
GR-CAPRIPOX-2024-00110
GR-CAPRIPOX-2024-00127
GR-CAPRIPOX-2024-00131
GR-CAPRIPOX-2024-00132
GR-CAPRIPOX-2024-00133
GR-CAPRIPOX-2024-00134
GR-CAPRIPOX-2024-00139
GR-CAPRIPOX-2024-00161
GR-CAPRIPOX-2024-00163
GR-CAPRIPOX-2024-00169
GR-CAPRIPOX-2024-00170
GR-CAPRIPOX-2024-00189
GR-CAPRIPOX-2024-00190
GR-CAPRIPOX-2024-00195

Schutzzone:
Those parts of the regional units of Kavala, Serres and 
Xanthi, contained within a circle of a radius of 3 kilometres, 
centred on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 40.855895, 
Long. 24.176609 (2024/35), Lat. 40.884672, Long. 
24.663783 (2024/39), Lat. 40.9007455, Long. 
24.66838316 (2024/60), Lat. 40.86940957, Long. 
24.71372915 (2024/73), Lat. 40.96307423, Long. 
24.67115789 (2024/74), Lat. 40.87157597, Long. 
24.71579265 (2024/75), Lat. 40.90818188, Long. 
24.68586162 (2024/76), Lat. 40.87155993, Long. 
24.71581822 (2024/78), Lat 40.930299 Long. 
24.69503165 (2024/85), Lat. 40.87155993 Long. 
24.71581822 (2024/86), Lat. 40.90818486 Long. 
24.6858706 (2024/97), Lat. 40.91170567 Long. 
24.6360924 (2024/98), Lat. 40.91520227 Long. 
24.74376312 (2024/101), Lat. 40.9410113 Long. 
24.62660181 (2024/102), Lat. 41.016819 Long. 
24.657514 (2024/110), Lat. 40.960765, Long. 
24.613769 (2024/127), Lat. 40.93703, Long. 24.715855 
(2024/131), Lat. 40.964033, Long. 24.706643 
(2024/132), Lat. 40.896498, Long. 24.750354 
(2024/133), Lat. 40.878249, Long. 24.76182 (2024/134), 
Lat. 40.86637045, Long. 24.75824842 (2024/139), Lat. 
40.9348, Long. 24.6261 (2024/161), Lat. 41.03082697, 
Long. 24.6954988 (2024/163), Lat. 40.81899, Long. 
24.294374 (2024/169), Lat. 41.00912973 Long. 
24.3755478 (2024/170), Lat. 40.99736722, Long. 
24.5118725 (2024/189),

30.1.2025

DE ABl. L vom 17.1.2025 

10/26 ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2025/88/oj



Regionale Gebietseinheit und 
ADIS-Bezugsnummer der Ausbrüche

Gemäß Artikel 2 in Griechenland als Schutz- und 
Überwachungszonen ausgewiesene Gebiete, die Teil der 

Sperrzone sind
Gültig bis

GR-CAPRIPOX-2024-00196
GR-CAPRIPOX-2024-00218
GR-CAPRIPOX-2024-00219
GR-CAPRIPOX-2024-00220
GR-CAPRIPOX-2024-00231
GR-CAPRIPOX-2024-00242
GR-CAPRIPOX-2024-00267
GR-CAPRIPOX-2024-00272
GR-CAPRIPOX-2025-00001
GR-CAPRIPOX-2025-00002
GR-CAPRIPOX-2025-00003

Lat. 40.972542, Long. 24.612325 (2024/190), Lat. 
40.989605, Long. 24.614677 (2024/195), Lat. 
40.98649515 Long. 24.60459616 (2024/196), Lat. 
40.98800435, Long. 24.6095147 (2024/218), Lat. 
40.97951114, Long. 24.72373385 (2024/219), Lat. 
40.99121997, Long. 24.66387638 (2024/220), Lat. 
40.97255153, Long. 24.64240369 (2024/231), Lat. 
40.96848422, Long. 24.57660864 (2024/242), Lat. 
41.0585551, Long. 24.7100023 (2024/267), Lat. 
40.9866379, Long. 24.60975027 (2024/272), Lat. 
40.972058, Long. 24.491101 (2025/1), Lat. 41.020308, 
Long. 24.724732 (2025/2), Lat. 41.019616, Long. 
24.705517 (2025/3)

Überwachungszone:
Those parts of the regional units of Kavala, Serres and 
Xanthi , contained within a circle of a radius of 10 
kilometres, centred on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 
40.855895, Long. 24.176609 (2024/35), Lat. 40.884672, 
Long. 24.663783 (2024/39), Lat. 40.9007455, Long. 
24.66838316 (2024/60), Lat. 40.86940957, Long. 
24.71372915 (2024/73), Lat. 40.96307423, Long. 
24.67115789 (2024/74), Lat. 40.87157597, Long. 
24.71579265 (2024/75), Lat. 40.90818188, Long. 
24.68586162 (2024/76), Lat. 40.87155993, Long. 
24.71581822 (2024/78), Lat 40.930299 Long. 
24.69503165 (2024/85), Lat. 40.87155993 Long. 
24.71581822 (2024/86), Lat. 40.90818486 Long. 
24.6858706 (2024/97), Lat. 40.91170567 Long. 
24.6360924 (2024/98), Lat. 40.91520227 Long. 
24.74376312 (2024/101), Lat. 40.9410113 Long. 
24.62660181 (2024/102), Lat. 41.016819 Long. 
24.657514 (2024/110), Lat. 40.960765, Long. 
24.613769 (2024/127), Lat. 40.93703, Long. 24.715855 
(2024/131), Lat. 40.964033, Long. 24.706643 
(2024/132), Lat. 40.896498, Long. 24.750354 
(2024/133), Lat. 40.878249, Long. 24.76182 (2024/134), 
Lat. 40.86637045, Long. 24.75824842 (2024/139), Lat. 
40.9348, Long. 24.6261 (2024/161), Lat. 41.03082697, 
Long. 24.6954988 (2024/163), Lat. 40.81899, Long. 
24.294374 (2024/169), Lat. 41.00912973 Long. 
24.3755478 (2024/170), Lat. 40.99736722, Long. 
24.5118725 (2024/189),

8.2.2025
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Lat. 40.972542, Long. 24.612325 (2024/190), Lat. 
40.989605, Long. 24.614677 (2024/195), Lat. 
40.98649515 Long. 24.60459616 (2024/196), Lat. 
40.98800435, Long. 24.6095147 (2024/218), Lat. 
40.97951114, Long. 24.72373385 (2024/219), Lat. 
40.99121997, Long. 24.66387638 (2024/220), Lat. 
40.97255153, Long. 24.64240369 (2024/231), Lat. 
40.96848422, Long. 24.57660864 (2024/242), Lat. 
41.0585551, Long. 24.7100023 (2024/267), Lat. 
40.9866379, Long. 24.60975027 (2024/272), Lat. 
40.972058, Long. 24.491101 (2025/1), Lat. 41.020308, 
Long. 24.724732 (2025/2), Lat. 41.019616, Long. 
24.705517 (2025/3) excluding the areas contained in any 
protection zone

Überwachungszone:
Those parts of the regional units of Kavala, Serres and 
Xanthi, contained within a circle of a radius of 3 kilometres, 
centred on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 40.855895, 
Long. 24.176609 (2024/35), Lat. 40.884672, Long. 
24.663783 (2024/39), Lat. 40.9007455, Long. 
24.66838316 (2024/60), Lat. 40.86940957, Long. 
24.71372915 (2024/73), Lat. 40.96307423, Long. 
24.67115789 (2024/74), Lat. 40.87157597, Long. 
24.71579265 (2024/75), Lat. 40.90818188, Long. 
24.68586162 (2024/76), Lat. 40.87155993, Long. 
24.71581822 (2024/78), Lat 40.930299 Long. 
24.69503165 (2024/85), Lat. 40.87155993 Long. 
24.71581822 (2024/86), Lat. 40.90818486 Long. 
24.6858706 (2024/97), Lat. 40.91170567 Long. 
24.6360924 (2024/98), Lat. 40.91520227 Long. 
24.74376312 (2024/101), Lat. 40.9410113 Long. 
24.62660181 (2024/102), Lat. 41.016819 Long. 
24.657514 (2024/110), Lat. 40.960765, Long. 
24.613769 (2024/127), Lat. 40.93703, Long. 24.715855 
(2024/131), Lat. 40.964033, Long. 24.706643 
(2024/132), Lat. 40.896498, Long. 24.750354 
(2024/133), Lat. 40.878249, Long. 24.76182 (2024/134), 
Lat. 40.86637045, Long. 24.75824842 (2024/139), Lat. 
40.9348, Long. 24.6261 (2024/161), Lat. 41.03082697, 
Long. 24.6954988 (2024/163), Lat. 40.81899, Long. 
24.294374 (2024/169), Lat. 41.00912973 Long. 
24.3755478 (2024/170), Lat. 40.99736722, Long. 
24.5118725 (2024/189),
Lat. 40.972542, Long. 24.612325 (2024/190), Lat. 
40.989605, Long. 24.614677 (2024/195), Lat. 
40.98649515 Long. 24.60459616 (2024/196), Lat. 
40.98800435, Long. 24.6095147 (2024/218), Lat. 
40.97951114, Long. 24.72373385 (2024/219), Lat. 
40.99121997, Long. 24.66387638 (2024/220), Lat. 
40.97255153, Long. 24.64240369 (2024/231), Lat. 
40.96848422, Long. 24.57660864 (2024/242), Lat. 
41.0585551, Long. 24.7100023 (2024/267), Lat. 
40.9866379, Long. 24.60975027 (2024/272), Lat. 
40.972058, Long. 24.491101 (2025/1), Lat. 41.020308, 
Long. 24.724732 (2025/2), Lat. 41.019616, Long. 
24.705517 (2025/3)

31.1.2025-8.2.2025

DE ABl. L vom 17.1.2025 

12/26 ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2025/88/oj



Regionale Gebietseinheit und 
ADIS-Bezugsnummer der Ausbrüche

Gemäß Artikel 2 in Griechenland als Schutz- und 
Überwachungszonen ausgewiesene Gebiete, die Teil der 

Sperrzone sind
Gültig bis

Regionalbezirk Rhodopi
GR-CAPRIPOX-2024-00059
GR-CAPRIPOX-2024-00072
GR-CAPRIPOX-2024-00095
GR-CAPRIPOX-2024-00096
GR-CAPRIPOX-2024-00105
GR-CAPRIPOX-2024-00106
GR-CAPRIPOX-2024-00111
GR-CAPRIPOX-2024-00112
GR-CAPRIPOX-2024-00113
GR-CAPRIPOX-2024-00119
GR-CAPRIPOX-2024-00120
GR-CAPRIPOX-2024-00121
GR-CAPRIPOX-2024-00126
GR-CAPRIPOX-2024-00145
GR-CAPRIPOX-2024-00148
GR-CAPRIPOX-2024-00149
GR-CAPRIPOX-2024-00157
GR-CAPRIPOX-2024-00158
GR-CAPRIPOX-2024-00159
GR-CAPRIPOX-2024-00167
GR-CAPRIPOX-2024-00168
GR-CAPRIPOX-2024-00175
GR-CAPRIPOX-2024-00176
GR-CAPRIPOX-2024-00177
GR-CAPRIPOX-2024-00178
GR-CAPRIPOX-2024-00197
GR-CAPRIPOX-2024-00198
GR-CAPRIPOX-2024-00199
GR-CAPRIPOX-2024-00200
GR-CAPRIPOX-2024-00201
GR-CAPRIPOX-2024-00202
GR-CAPRIPOX-2024-00203
GR-CAPRIPOX-2024-00204
GR-CAPRIPOX-2024-00205
GR-CAPRIPOX-2024-00215
GR-CAPRIPOX-2024-00216
GR-CAPRIPOX-2024-00221
GR-CAPRIPOX-2024-00222
GR-CAPRIPOX-2024-00223
GR-CAPRIPOX-2024-00241
GR-CAPRIPOX-2024-00253
GR-CAPRIPOX-2024-00254
GR-CAPRIPOX-2024-00255
GR-CAPRIPOX-2024-00256
GR-CAPRIPOX-2024-00268
GR-CAPRIPOX-2024-00269
GR-CAPRIPOX-2024-00271
GR-CAPRIPOX-2024-00276
GR-CAPRIPOX-2024-00282
GR-CAPRIPOX-2024-00292
GR-CAPRIPOX-2024-00293
GR-CAPRIPOX-2024-00294
GR-CAPRIPOX-2024-00295
GR-CAPRIPOX-2024-00304
GR-CAPRIPOX-2024-00315

Schutzzone:
Those parts of the regional units of Rhodopi and Xanthi, 
contained within a circle of a radius of 3 kilometres, centred 
on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 40.983496, Long. 
25.421738 (2024/59), Lat. 41.217186, Long. 25.903903 
(2024/72) ,Lat. 41.010995 Long. 25.189305 (2024/95), 
Lat. 41.01135 Long. 25.314397 (2024/96), Lat. 
41.021392 Long. 25.326094 (2024/105), Lat. 41.029708 
Long. 25.196161 (2024/106), Lat. 40.989228 Long. 
25.213909 (2024/111), Lat. 41.046428 Long. 25.177815 
(2024/112), Lat. 41.147294 Long. 25.076011 
(2024/113), Lat. 41.057391, Long. 25.18266 (2024/119), 
Lat. 41.011114, Long. 25.189633 (2024/120), Lat. 
41.063277, Long. 25.244517 (2024/121), Lat. 
41.002686 Long. 25.530461 (2024/126), Lat. 
41.038083, Long. 25.187287 (2024/145), Lat. 41.00841, 
Long. 25.365656 (2024/148), Lat. 41.091751, Long. 
25.227526 (2024/149),Lat. 41.084017, Long. 25.33219 
(2024/157), Lat. 41.054956,Long. 25.229738 
(2024/158),Lat. 41.126711, Long. 25.221058 
(2024/159), Lat. 41.046391, Long. 25.180712 
(2024/167), Lat. 41.041001 Long. 25.186453 
(2024/168), Lat. 41.003884, Long. 25.494335 
(2024/175), Lat. 40.92065, Long. 25.515202 (2024/176), 
Lat. 41.075773, Long. 25.270477 (2024/177), Lat. 
41.046356 Long. 25.182112 (2024/178), Lat. 40.981435 
Long. 25.608903 (2024/197), Lat. 41.089525 Long. 
25.227073 (2024/198), Lat. 40.987403 Long. 25.392331 
(2024/199), Lat. 40.960961 Long. 25.317277 
(2024/200), Lat. 41.046459 Long. 25.182635 
(2024/201), Lat. 40.969685 Long. 25.420957 
(2024/202), Lat. 41.074844 Long. 25.268218 
(2024/203), Lat. 41.083313 Long. 25.29745 (2024/204), 
Lat. 40.970019 Long. 25.418114 (2024/205), Lat. 
40.982023 Long. 25.401876 (2024/215), Lat. 41.061729 
Long. 25.463855 (2024/216), Lat. 41.076955 Long. 
25.311582 (2024/221), Lat. 41.077163 Long. 
25.4518686 (2024/222), Lat. 41.020549 Long. 
25.325141 (2024/223), Lat. 41.070294 Long. 25.242052 
(2024/241), Lat. 41.100444 Long. 25.306482 
(2024/253), Lat. 41.121716 Long. 25.057889 
(2024/254), Lat. 41.125882 Long. 25.076696 
(2024/255), Lat. 41.121594 Long. 25.057916 
(2024/256), Lat. 41.116563 Long. 25.070165 
(2024/268), Lat. 41.040913 Long. 25.392822 
(2024/269), Lat. 41.067638 Long. 25.270084 
(2024/271), Lat. 41.071444 Long. 25.521447 
(2024/276), Lat. 41.104867 Long. 25.097334 
(2024/282), Lat. 41.050338 Long. 25.5356 (2024/292), 
Lat. 41.08861 Long. 25.237784 (2024/293), Lat. 
40.931864 Long. 25.404874 (2024/294), Lat. 41.132151 
Long. 25.19238 (2024/295), Lat. 41.114844 Long. 
25.125811 (2024/304), Lat. 41.1238307 Long. 
25.0728902 (2024/315)

13.1.2025

ABl. L vom 17.1.2025 DE 

ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2025/88/oj 13/26



Regionale Gebietseinheit und 
ADIS-Bezugsnummer der Ausbrüche

Gemäß Artikel 2 in Griechenland als Schutz- und 
Überwachungszonen ausgewiesene Gebiete, die Teil der 

Sperrzone sind
Gültig bis

Überwachungszone:
Those parts of the regional units of Rhodopi and Xanthi, 
contained within a circle of a radius of 10 kilometres, 
centred on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 40.983496, 
Long. 25.421738 (2024/59), Lat. 41.217186, Long. 
25.903903 (2024/72), Lat. 41.010995 Long. 25.189305 
(2024/95), Lat. 41.01135 Long. 25.314397 (2024/96), 
Lat. 41.021392 Long. 25.326094 (2024/105), Lat. 
41.029708 Long. 25.196161 (2024/106), Lat. 40.989228 
Long. 25.213909 (2024/111), Lat. 41.046428 Long. 
25.177815 (2024/112), Lat. 41.147294 Long. 25.076011 
(2024/113), Lat. 41.057391, Long. 25.18266 (2024/119), 
Lat. 41.011114, Long. 25.189633 (2024/120), Lat. 
41.063277, Long. 25.244517 (2024/121), Lat. 
41.002686 Long. 25.530461 (2024/126), Lat. 
41.038083, Long. 25.187287 (2024/145), Lat. 41.00841, 
Long. 25.365656 (2024/148), Lat. 41.091751, Long. 
25.227526 (2024/149),Lat. 41.084017, Long. 25.33219 
(2024/157), Lat. 41.054956, Long. 25.229738 
(2024/158), Lat. 41.126711, Long. 25.221058 
(2024/159), Lat. 41.046391, Long. 25.180712 
(2024/167), Lat. 41.041001 Long. 25.186453 
(2024/168), Lat. 41.003884, Long. 25.494335 
(2024/175), Lat. 40.92065, Long. 25.515202 (2024/176), 
Lat. 41.075773, Long. 25.270477 (2024/177), Lat. 
41.046356 Long. 25.182112 (2024/178), Lat. 40.981435 
Long. 25.608903 (2024/197), Lat. 41.089525 Long. 
25.227073 (2024/198), Lat. 40.987403 Long. 25.392331 
(2024/199), Lat. 40.960961 Long. 25.317277 
(2024/200), Lat. 41.046459 Long. 25.182635 
(2024/201), Lat. 40.969685 Long. 25.420957 
(2024/202), Lat. 41.074844 Long. 25.268218 
(2024/203), Lat. 41.083313 Long. 25.29745 (2024/204), 
Lat. 40.970019 Long. 25.418114 (2024/205), Lat. 
40.982023 Long. 25.401876 (2024/215), Lat. 41.061729 
Long. 25.463855 (2024/216), Lat. 41.076955 Long. 
25.311582 (2024/221), Lat. 41.077163 Long. 
25.4518686 (2024/222), Lat. 41.020549 Long. 
25.325141 (2024/223), Lat. 41.070294 Long. 25.242052 
(2024/241), Lat. 41.100444 Long. 25.306482 
(2024/253), Lat. 41.121716 Long. 25.057889 
(2024/254), Lat. 41.125882 Long. 25.076696 
(2024/255), Lat. 41.121594 Long. 25.057916 
(2024/256), Lat. 41.116563 Long. 25.070165 
(2024/268), Lat. 41.040913 Long. 25.392822 
(2024/269), Lat. 41.067638 Long. 25.270084 
(2024/271), Lat. 41.071444 Long. 25.521447 
(2024/276), Lat. 41.104867 Long. 25.097334 
(2024/282), Lat. 41.050338 Long. 25.5356 (2024/292), 
Lat. 41.08861 Long. 25.237784 (2024/293), Lat. 
40.931864 Long. 25.404874 (2024/294), Lat. 41.132151 
Long. 25.19238 (2024/295), , Lat. 41.114844 Long. 
25.125811 (2024/304), Lat. 41.1238307 Long. 
25.0728902 (2024/315), excluding the areas contained in 
any protection zone

22.1.2025

DE ABl. L vom 17.1.2025 

14/26 ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2025/88/oj



Regionale Gebietseinheit und 
ADIS-Bezugsnummer der Ausbrüche

Gemäß Artikel 2 in Griechenland als Schutz- und 
Überwachungszonen ausgewiesene Gebiete, die Teil der 

Sperrzone sind
Gültig bis

Überwachungszone:
Those parts of the regional units of Rhodopi and Xanthi, 
contained within a circle of a radius of 3 kilometres, centred 
on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 40.983496, Long. 
25.421738 (2024/59), Lat. 41.217186, Long. 25.903903 
(2024/72) ,Lat. 41.010995 Long. 25.189305 (2024/95), 
Lat. 41.01135 Long. 25.314397 (2024/96), Lat. 
41.021392 Long. 25.326094 (2024/105), Lat. 41.029708 
Long. 25.196161 (2024/106), Lat. 40.989228 Long. 
25.213909 (2024/111), Lat. 41.046428 Long. 25.177815 
(2024/112), Lat. 41.147294 Long. 25.076011 
(2024/113), Lat. 41.057391, Long. 25.18266 (2024/119), 
Lat. 41.011114, Long. 25.189633 (2024/120), Lat. 
41.063277, Long. 25.244517 (2024/121), Lat. 
41.002686 Long. 25.530461 (2024/126), Lat. 
41.038083, Long. 25.187287 (2024/145), Lat. 41.00841, 
Long. 25.365656 (2024/148), Lat. 41.091751, Long. 
25.227526 (2024/149), Lat. 41.084017, Long. 25.33219 
(2024/157), Lat. 41.054956,Long. 25.229738 
(2024/158), Lat. 41.126711, Long. 25.221058 
(2024/159), Lat. 41.046391, Long. 25.180712 
(2024/167), Lat. 41.041001 Long. 25.186453 
(2024/168), Lat. 41.003884, Long. 25.494335 
(2024/175), Lat. 40.92065, Long. 25.515202 (2024/176), 
Lat. 41.075773, Long. 25.270477 (2024/177), Lat. 
41.046356 Long. 25.182112 (2024/178), Lat. 40.981435 
Long. 25.608903 (2024/197), Lat. 41.089525 Long. 
25.227073 (2024/198), Lat. 40.987403 Long. 25.392331 
(2024/199), Lat. 40.960961 Long. 25.317277 
(2024/200), Lat. 41.046459 Long. 25.182635 
(2024/201), Lat. 40.969685 Long. 25.420957 
(2024/202), Lat. 41.074844 Long. 25.268218 
(2024/203), Lat. 41.083313 Long. 25.29745 (2024/204), 
Lat. 40.970019 Long. 25.418114 (2024/205), Lat. 
40.982023 Long. 25.401876 (2024/215), Lat. 41.061729 
Long. 25.463855 (2024/216), Lat. 41.076955 Long. 
25.311582 (2024/221), Lat. 41.077163 Long. 
25.4518686 (2024/222), Lat. 41.020549 Long. 
25.325141 (2024/223), Lat. 41.070294 Long. 25.242052 
(2024/241), Lat. 41.100444 Long. 25.306482 
(2024/253), Lat. 41.121716 Long. 25.057889 
(2024/254), Lat. 41.125882 Long. 25.076696 
(2024/255), Lat. 41.121594 Long. 25.057916 
(2024/256), Lat. 41.116563 Long. 25.070165 
(2024/268), Lat. 41.040913 Long. 25.392822 
(2024/269), Lat. 41.067638 Long. 25.270084 
(2024/271), Lat. 41.071444 Long. 25.521447 
(2024/276), Lat. 41.104867 Long. 25.097334 
(2024/282), Lat. 41.050338 Long. 25.5356 (2024/292), 
Lat. 41.08861 Long. 25.237784 (2024/293), Lat. 
40.931864 Long. 25.404874 (2024/294), Lat. 41.132151 
Long. 25.19238 (2024/295), Lat. 41.114844 Long. 
25.125811 (2024/304), Lat. 41.1238307 Long. 
25.0728902 (2024/315)

14.1.2025-22.1.2025

ABl. L vom 17.1.2025 DE 

ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2025/88/oj 15/26



Regionale Gebietseinheit und 
ADIS-Bezugsnummer der Ausbrüche

Gemäß Artikel 2 in Griechenland als Schutz- und 
Überwachungszonen ausgewiesene Gebiete, die Teil der 

Sperrzone sind
Gültig bis

Regionalbezirk Xanthi
GR-CAPRIPOX-2024-00104
GR-CAPRIPOX-2024-00118
GR-CAPRIPOX-2024-00124
GR-CAPRIPOX-2024-00141
GR-CAPRIPOX-2024-00147
GR-CAPRIPOX-2024-00150
GR-CAPRIPOX-2024-00165
GR-CAPRIPOX-2024-00166
GR-CAPRIPOX-2024-00179
GR-CAPRIPOX-2024-00180
GR-CAPRIPOX-2024-00181
GR-CAPRIPOX-2024-00191
GR-CAPRIPOX-2024-00192
GR-CAPRIPOX-2024-00193
GR-CAPRIPOX-2024-00194
GR-CAPRIPOX-2024-00224
GR-CAPRIPOX-2024-00225
GR-CAPRIPOX-2024-00226
GR-CAPRIPOX-2024-00227
GR-CAPRIPOX-2024-00228
GR-CAPRIPOX-2024-00229
GR-CAPRIPOX-2024-00235
GR-CAPRIPOX-2024-00238
GR-CAPRIPOX-2024-00239
GR-CAPRIPOX-2024-00240
GR-CAPRIPOX-2024-00243
GR-CAPRIPOX-2024-00244
GR-CAPRIPOX-2024-00245
GR-CAPRIPOX-2024-00246
GR-CAPRIPOX-2024-00247
GR-CAPRIPOX-2024-00248
GR-CAPRIPOX-2024-00249
GR-CAPRIPOX-2024-00261
GR-CAPRIPOX-2024-00262
GR-CAPRIPOX-2024-00263
GR-CAPRIPOX-2024-00273
GR-CAPRIPOX-2024-00278
GR-CAPRIPOX-2024-00279
GR-CAPRIPOX-2024-00280
GR-CAPRIPOX-2024-00284
GR-CAPRIPOX-2024-00288
GR-CAPRIPOX-2024-00289
GR-CAPRIPOX-2024-00299
GR-CAPRIPOX-2024-00305
GR-CAPRIPOX-2024-00306
GR-CAPRIPOX-2024-00308
GR-CAPRIPOX-2024-00314
GR-CAPRIPOX-2024-00319
GR-CAPRIPOX-2024-00320
GR-CAPRIPOX-2024-00321
GR-CAPRIPOX-2024-00322

Schutzzone:
Those parts of the regional units of Xanthi, Rhodopi and 
Kavala, contained within a circle of a radius of 3 kilometres, 
centred on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 40.95115 
Long. 24.938942 (2024/104),
Lat. 40.928275 Long. 24.804367 (2024/118), Lat. 
40.933811, Long. 24.792864 (2024/124), Lat. 
40.92619722, Long. 24.77851667 (2024/141), Lat. 
40.971283 Long. 24.777492 (2024/147), Lat. 40.912636 
Long. 24.812408 (2024/150), Lat. 41.079269 Long. 
5.072219 (2024/165), Lat. 40.995286 Long. 24.777133 
(2024/166), Lat. 40.981508 Long. 24.756153 
(2024/179), Lat. 40.950117 Long. 24.843214 
(2024/180), Lat. 40.984675 Long. 24.776544 
(2024/181), Lat. 40.928681 Long. 24.780756 
(2024/191), Lat. 40.955158 Long. 24.759117 
(2024/192), Lat. 41.002875 Long. 24.842025 
(2024/193), Lat. 40.917356 Long. 24.838778 
(2024/194), Lat. 40.9508 Long. 24.772156 (2024/224), 
Lat. 41.049744 Long. 24.968864 (2024/225), Lat. 
41.023094 Long. 24.764353 (2024/226), Lat. 40.981567 
Long. 24.804372 (2024/227), Lat. 40.935711 Long. 
24.789458 (2024/228), Lat. 40.914297 Long. 24.812108 
(2024/229), Lat. 41.020853 Long. 24.846672 
(2024/235), Lat. 40.952597 Long. 24.826993 
(2024/238), Lat. 40.981156 Long. 24.804275 
(2024/239), Lat. 41.027364 Long. 24.756461 
(2024/240), Lat. 40.916758 Long. 24.812697 
(2024/243), Lat. 40.916533 Long. 24.83895 (2024/244), 
Lat. 41.024653 Long. 24.758772 (2024/245), Lat. 
40.956211 Long. 24.787258 (2024/246), Lat. 40.961231 
Long. 24.781917 (2024/247), Lat. 40.904039 Long. 
24.821725 (2024/248), Lat. 40.950447 Long. 24.821781 
(2024/249), Lat. 40.901539 Long. 24.831261 
(2024/261), Lat. 41.000356 Long. 24.774689 
(2024/262), Lat. 41.010669 Long. 24.980608 
(2024/263), Lat. 40.919683 Long. 24.852803 
(2024/273), Lat. 40.931682 Long. 24.844139 
(2024/278), Lat. 40.98176 Long. 24.755734 (2024/279), 
Lat. 40.914672 Long. 24.872752 (2024/280), Lat. 
40.940356 Long. 24.841914 (2024/284), Lat. 40.940356 
Long. 24.841914 (2024/288), Lat. 40.91655 Long. 
24.865325 (2024/289), Lat. 40.91655 Long. 24.865325 
(2024/299), Lat. 40.91655 Long. 24.865325 (2024/305), 
Lat. 40.91655 Long. 24.865325 (2024/306), Lat. 
40.91655 Long. 24.865325 (2024/308), Lat. 40.91655 
Long. 24.865325 (2024/314), Lat. 40.91655 Long. 
24.865325 (2024/319), Lat. 40.91655 Long. 24.865325 
(2024/320), Lat. 40.91655 Long. 24.865325 (2024/321), 
Lat. 40.91655 Long. 24.865325 (2024/322)

24.1.2025

DE ABl. L vom 17.1.2025 
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Regionale Gebietseinheit und 
ADIS-Bezugsnummer der Ausbrüche

Gemäß Artikel 2 in Griechenland als Schutz- und 
Überwachungszonen ausgewiesene Gebiete, die Teil der 

Sperrzone sind
Gültig bis

Überwachungszone:
Those parts of the regional units of Xanthi, Rhodopi and 
Kavala, contained within a circle of a radius of 10 
kilometres, centred on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 
40.95115 Long. 24.938942 (2024/104),
Lat. 40.928275 Long. 24.804367 (2024/118), Lat. 
40.933811, Long. 24.792864 (2024/124), Lat. 
40.92619722, Long. 24.77851667 (2024/141), Lat. 
40.971283 Long. 24.777492 (2024/147), Lat. 40.912636 
Long. 24.812408 (2024/150), Lat. 41.079269 Long. 
5.072219 (2024/165), Lat. 40.995286 Long. 24.777133 
(2024/166), Lat. 40.981508 Long. 24.756153 
(2024/179), Lat. 40.950117 Long. 24.843214 
(2024/180), Lat. 40.984675 Long. 24.776544 
(2024/181), Lat. 40.928681 Long. 24.780756 
(2024/191), Lat. 40.955158 Long. 24.759117 
(2024/192), Lat. 41.002875 Long. 24.842025 
(2024/193), Lat. 40.917356 Long. 24.838778 
(2024/194), Lat. 40.9508 Long. 24.772156 (2024/224), 
Lat. 41.049744 Long. 24.968864 (2024/225), Lat. 
41.023094 Long. 24.764353 (2024/226), Lat. 40.981567 
Long. 24.804372 (2024/227), Lat. 40.935711 Long. 
24.789458 (2024/228), Lat. 40. 914297 Long. 
24.812108 (2024/229), Lat. 41.020853 Long. 24.846672 
(2024/235), Lat. 40.952597 Long. 24.826993 
(2024/238), Lat. 40.981156 Long. 24.804275 
(2024/239), Lat. 41.027364 Long. 24.756461 
(2024/240), Lat. 40.916758 Long. 24.812697 
(2024/243), Lat. 40.916533 Long. 24.83895 (2024/244), 
Lat. 41.024653 Long. 24.758772 (2024/245), Lat. 
40.956211 Long. 24.787258 (2024/246), Lat. 40.961231 
Long. 24.781917 (2024/247), Lat. 40.904039 Long. 
24.821725 (2024/248), Lat. 40.950447 Long. 24.821781 
(2024/249), Lat. 40.901539 Long. 24.831261 
(2024/261), Lat. 41.000356 Long. 24.774689 
(2024/262), Lat. 41.010669 Long. 24.980608 
(2024/263), Lat. 40.919683 Long. 24.852803 
(2024/273), Lat. 40.931682 Long. 24.844139 
(2024/278), Lat. 40.98176 Long. 24.755734 (2024/279), 
Lat. 40.914672 Long. 24.872752 (2024/280), Lat. 
40.940356 Long. 24.841914 (2024/284), Lat. 40.940356 
Long. 24.841914 (2024/288), Lat. 40.91655 Long. 
24.865325 (2024/289), Lat. 40.91655 Long. 24.865325 
(2024/299), Lat. 40.91655 Long. 24.865325 (2024/305), 
Lat. 40.91655 Long. 24.865325 (2024/306), Lat. 
40.91655 Long. 24.865325 (2024/308), Lat. 40.91655 
Long. 24.865325 (2024/314), Lat. 40.91655 Long. 
24.865325 (2024/319), Lat. 40.91655 Long. 24.865325 
(2024/320), Lat. 40.91655 Long. 24.865325 (2024/321), 
Lat. 40.91655 Long. 24.865325 (2024/322), excluding 
the areas contained in any protection zone

2.2.2025
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Regionale Gebietseinheit und 
ADIS-Bezugsnummer der Ausbrüche

Gemäß Artikel 2 in Griechenland als Schutz- und 
Überwachungszonen ausgewiesene Gebiete, die Teil der 

Sperrzone sind
Gültig bis

Überwachungszone:
Those parts of the regional units of Xanthi, Rhodopi and 
Kavala, contained within a circle of a radius of 3 kilometres, 
centred on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 40.95115 
Long. 24.938942 (2024/104),
Lat. 40.928275 Long. 24.804367 (2024/118), Lat. 
40.933811, Long. 24.792864 (2024/124), Lat. 
40.92619722, Long. 24.77851667 (2024/141), Lat. 
40.971283 Long. 24.777492 (2024/147), Lat. 40.912636 
Long. 24.812408 (2024/150), Lat. 41.079269 Long. 
5.072219 (2024/165), Lat. 40.995286 Long. 24.777133 
(2024/166), Lat. 40.981508 Long. 24.756153 
(2024/179), Lat. 40.950117 Long. 24.843214 
(2024/180), Lat. 40.984675 Long. 24.776544 
(2024/181), Lat. 40.928681 Long. 24.780756 
(2024/191), Lat. 40.955158 Long. 24.759117 
(2024/192), Lat. 41.002875 Long. 24.842025 
(2024/193), Lat. 40.917356 Long. 24.838778 
(2024/194), Lat. 40.9508 Long. 24.772156 (2024/224), 
Lat. 41.049744 Long. 24.968864 (2024/225), Lat. 
41.023094 Long. 24.764353 (2024/226), Lat. 40.981567 
Long. 24.804372 (2024/227), Lat. 40. 935711 Long. 
24.789458 (2024/228), Lat. 40.914297 Long. 24.812108 
(2024/229), Lat. 41.020853 Long. 24.846672 
(2024/235), Lat. 40.952597 Long. 24.826993 
(2024/238), Lat. 40.981156 Long. 24.804275 
(2024/239), Lat. 41.027364 Long. 24.756461 
(2024/240), Lat. 40.916758 Long. 24.812697 
(2024/243), Lat. 40.916533 Long. 24.83895 (2024/244), 
Lat. 41.024653 Long. 24.758772 (2024/245), Lat. 
40.956211 Long. 24.787258 (2024/246), Lat. 40.961231 
Long. 24.781917 (2024/247), Lat. 40.904039 Long. 
24.821725 (2024/248), Lat. 40.950447 Long. 24.821781 
(2024/249), Lat. 40.901539 Long. 24.831261 
(2024/261), Lat. 41.000356 Long. 24.774689 
(2024/262), Lat. 41.010669 Long. 24.980608 
(2024/263), Lat. 40.919683 Long. 24.852803 
(2024/273), Lat. 40.931682 Long. 24.844139 
(2024/278), Lat. 40.98176 Long. 24.755734 (2024/279), 
Lat. 40.914672 Long. 24.872752 (2024/280), Lat. 
40.940356 Long. 24.841914 (2024/284), Lat. 40.940356 
Long. 24.841914 (2024/288), Lat. 40.91655 Long. 
24.865325 (2024/289)

25.1.2025-2.2.2025
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Regionale Gebietseinheit und 
ADIS-Bezugsnummer der Ausbrüche

Gemäß Artikel 2 in Griechenland als Schutz- und 
Überwachungszonen ausgewiesene Gebiete, die Teil der 

Sperrzone sind
Gültig bis

Regionalbezirk Larisa
GR-CAPRIPOX-2024-00137
GR-CAPRIPOX-2024-00152
GR-CAPRIPOX-2024-00164
GR-CAPRIPOX-2024-00232
GR-CAPRIPOX-2024-00257
GR-CAPRIPOX-2024-00258
GR-CAPRIPOX-2024-00265
GR-CAPRIPOX-2024-00281
GR-CAPRIPOX-2024-00297

Überwachungszone:
Those parts of the regional units of Larisa and Pieria, 
contained within a circle of a radius of 10 kilometres, 
centred on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 39.91076 
Long. 22.615067
(2024/137), Lat. 39.86369 Long. 22.524261 (2024/152), 
Lat. 39.770953 Long. 22.380676 (2024/164), 
39.77002065 Long. 22.3715583 (2024/232), Lat. 
39.78136628 Long. 22.37262742 (2024/257), Lat. 
39.7697083 Long. 22.38109304 (2024/258), Lat. 
39.78777164 Long. 22.34616771 (2024/265), Lat. 
39.793134 Long. 22.365619 (2024/281), Lat. 39.7711 
Long. 22.3813 (2024/297), excluding the areas contained 
in any protection zone

14.1.2025

Überwachungszone:
Those parts of the regional units of Larisa and Pieria, 
contained within a circle of a radius of 3 kilometres, centred 
on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 39.91076 Long. 
22.615067 (2024/137), Lat. 39.86369 Long. 22.524261 
(2024/152), Lat. 39.770953 Long. 22.380676 
(2024/164), 39.77002065 Long. 22.3715583 
(2024/232), Lat. 39.78136628 Long. 22.37262742 
(2024/257), Lat. 39.7697083 Long. 22.38109304 
(2024/258), Lat. 39.78777164 Long. 22.34616771 
(2024/265), Lat. 39.793134 Long. 22.365619 
(2024/281), Lat. 39.7711 Long. 22.3813 (2024/297)

6.1.2025-14.1.2025

Regionalbezirk Magnesia
GR-CAPRIPOX-2024-00109
GR-CAPRIPOX-2024-00136
GR-CAPRIPOX-2024-00151
GR-CAPRIPOX-2024-00162
GR-CAPRIPOX-2024-00183
GR-CAPRIPOX-2024-00274
GR-CAPRIPOX-2024-00286
GR-CAPRIPOX-2024-00287
GR-CAPRIPOX-2024-00298
GR-CAPRIPOX-2024-00300
GR-CAPRIPOX-2024-00307
GR-CAPRIPOX-2024-00310
GR-CAPRIPOX-2024-00311
GR-CAPRIPOX-2024-00316
GR-CAPRIPOX-2025-00004

Schutzzone:
Those parts of the regional units of Magnesia, Larisa and 
Phthiotis, contained within a circle of a radius of 3 
kilometres, centred on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 
39.473745 Long. 22.881961 (2024/109) Lat. 
39.56708368 Long. 22.91260474 (2024/136), Lat. 
39.3132 Long. 22.9119 (2024/151), Lat. 39.266958 
Long. 23.169781 (2024/162), Lat. 39.034028 Long. 
22.950472 (2024/183), Lat. 39.48796111 Long. 
22.90556873 (2024/274), Lat. 39.18972 Long. 
22.708292 (2024/286), Lat. 39.242333 Long. 22.795083 
(2024/287), Lat. 39.191975 Long. 22.723228 
(2024/298), Lat. 39.2448971 Long. 22.786542 
(2024/300), Lat. 39.291196 Long. 22.822804 
(2024/307), Lat. 39.188115 Long. 22.6968 (2024/310), 
Lat. 39.1894572 Long. 22.7049278 (2024/311), Lat. 
39.1844 Long. 22.7112 (2024/316), Lat. 39.196457 
Long. 22.713824 (2025/4)

25.1.2025
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Regionale Gebietseinheit und 
ADIS-Bezugsnummer der Ausbrüche

Gemäß Artikel 2 in Griechenland als Schutz- und 
Überwachungszonen ausgewiesene Gebiete, die Teil der 

Sperrzone sind
Gültig bis

Überwachungszone:
Those parts of the regional units of Magnesia, Larisa and 
Phthiotis, contained within a circle of a radius of 10 
kilometres, centred on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 
39.473745 Long. 22.881961 (2024/109) Lat. 
39.56708368 Long. 22.91260474 (2024/136), Lat. 
39.3132 Long. 22.9119 (2024/151), Lat. 39.266958 
Long. 23.169781 (2024/162), Lat. 39.034028 Long. 
22.950472 (2024/183), Lat. 39.48796111 Long. 
22.90556873 (2024/274), Lat. 39.18972 Long. 
22.708292 (2024/286), Lat. 39.242333 Long. 22.795083 
(2024/287), Lat. 39.191975 Long. 22.723228 
(2024/298), Lat. 39.2448971 Long. 22.786542 
(2024/300), Lat. 39.291196 Long. 22.822804 
(2024/307), Lat. 39.188115 Long. 22.6968 (2024/310), 
Lat. 39.1894572 Long. 22.7049278 (2024/311), Lat. 
39.1844 Long. 22.7112 (2024/316), Lat. 39.196457 
Long. 22.713824 (2025/4), excluding the areas contained 
in any protection zone

3.2.2025

Überwachungszone:
Those parts of the regional units of Magnesia, Larisa and 
Phthiotis, contained within a circle of a radius of 3 
kilometres, centred on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 
39.473745 Long. 22.881961 (2024/109) Lat. 
39.56708368 Long. 22.91260474 (2024/136), Lat. 
39.3132 Long. 22.9119 (2024/151), Lat. 39.266958 
Long. 23.169781 (2024/162), Lat. 39.034028 Long. 
22.950472 (2024/183), Lat. 39.48796111 Long. 
22.90556873 (2024/274), Lat. 39.18972 Long. 
22.708292 (2024/286), Lat. 39.242333 Long. 22.795083 
(2024/287), Lat. 39.191975 Long. 22.723228 
(2024/298), Lat. 39.2448971 Long. 22.786542 
(2024/300), Lat. 39.291196 Long. 22.822804 
(2024/307), Lat. 39.188115 Long. 22.6968 (2024/310), 
Lat. 39.1894572 Long. 22.7049278 (2024/311), Lat. 
39.1844 Long. 22.7112 (2024/316), Lat. 39.196457 
Long. 22.713824 (2025/4)

26.1.2025-3.2.2025

Regionalbezirk Euboea
GR-CAPRIPOX-2024-00142
GR-CAPRIPOX-2024-00217
GR-CAPRIPOX-2024-00275
GR-CAPRIPOX-2024-00283
GR-CAPRIPOX-2024-00309

Schutzzone:
Those parts of the regional unit of Euboea, contained 
within a circle of a radius of 3 kilometres, centred on UTM 
30, ETRS89 coordinates Lat. 38.03673056 Long. 
24.37952222 (2024/142), Lat. 38.60391132 Long. 
24.08598315 (2024/217), Lat. 38.958316 Long. 
23.093043 (2024/275), Lat. 38.81519714 Long. 
23.23869486 (2024/283), Lat. 38.976459 Long. 
23.109584 (2024/309)

13.1.2025
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Regionale Gebietseinheit und 
ADIS-Bezugsnummer der Ausbrüche

Gemäß Artikel 2 in Griechenland als Schutz- und 
Überwachungszonen ausgewiesene Gebiete, die Teil der 

Sperrzone sind
Gültig bis

Überwachungszone:
Those parts of the regional unit of Euboea, contained 
within a circle of a radius of 10 kilometres, centred on UTM 
30, ETRS89 coordinates Lat. 38.03673056 Long. 
24.37952222 (2024/142), Lat. 38.60391132 Long. 
24.08598315 (2024/217), Lat. 38.958316 Long. 
23.093043 (2024/275), Lat. 38.81519714 Long. 
23.23869486 (2024/283), Lat. 38.976459 Long. 
23.109584 (2024/309), excluding the areas contained in 
any protection zone

22.1.2025

Überwachungszone:
Those parts of the regional unit of Euboea, contained 
within a circle of a radius of 3 kilometres, centred on UTM 
30, ETRS89 coordinates Lat. 38.03673056 Long. 
24.37952222 (2024/142), Lat. 38.60391132 Long. 
24.08598315 (2024/217), Lat. 38.958316 Long. 
23.093043 (2024/275), Lat. 38.81519714 Long. 
23.23869486 (2024/283), Lat. 38.976459 Long. 
23.109584 (2024/309)

14.1.2025-22.1.2025

Regionalbezirk Phocis
GR-CAPRIPOX-2024-00135
GR-CAPRIPOX-2024-00236
GR-CAPRIPOX-2024-00301

Schutzzone:
Those parts of the regional units of Phocis and Aetolia- 
Acarnania, contained within a circle of a radius of 3 
kilometres, centred on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 
38.408917 Long. 21.929083 (2024/135), Lat. 38.403889 
Long. 21.891667 (2024/236), Lat. 38.398889 Long. 
21.921111 (2024/301)

10.1.2025

Überwachungszone:
Those parts of the regional units of Phocis and 
Aetolia-Acarnania, contained within a circle of a radius of 
10 kilometres, centred on UTM 30, ETRS89 Lat. 
38.408917 Long. 21.929083 (2024/135), Lat. 38.403889 
Long. 21.891667 (2024/236), Lat. 38.398889 Long. 
21.921111 (2024/301), excluding the areas contained in 
any protection zone

19.1.2025

Überwachungszone:
Those parts of the regional units of Phocis, contained 
within a circle of a radius of 3 kilometres, centred on UTM 
30, ETRS89 coordinates Lat. 38.408917 Long. 21.929083 
(2024/135), Lat. 38.403889 Long. 21.891667 
(2024/236), Lat. 38.398889 Long. 21.921111 (2024/301)

11.1.2025-19.1.2025
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Regionale Gebietseinheit und 
ADIS-Bezugsnummer der Ausbrüche

Gemäß Artikel 2 in Griechenland als Schutz- und 
Überwachungszonen ausgewiesene Gebiete, die Teil der 

Sperrzone sind
Gültig bis

Regionalbezirk 
Aetolia-Acarnania
GR-CAPRIPOX-2024-00209
GR-CAPRIPOX-2024-00266
GR-CAPRIPOX-2024-00302
GR-CAPRIPOX-2025-00005

Schutzzone:
Those parts of the regional unit of Aetolia-Acarnania, 
contained within a circle of a radius of 3 kilometres, centred 
on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 38.417422 Long. 
21.209425 (2024/209), Lat. 38.4169785 Long. 
21.196812 (2024/266), Lat. 38.584103 Long. 21.456678 
(2024/302), Lat. 38.592322 Long. 21.450042 (2025/5)

25.1.2025

Überwachungszone:
Those parts of the regional unit of Aetolia-Acarnania, 
contained within a circle of a radius of 10 kilometres, 
centred on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 38.417422 
Long. 21.209425 (2024/209), Lat. 38.4169785 Long. 
21.196812 (2024/266), Lat. 38.584103 Long. 21.456678 
(2024/302), Lat. 38.592322 Long. 21.450042 (2025/5), 
excluding the areas contained in any protection zone

3.2.2025

Überwachungszone:
Those parts of the regional unit of Aetolia-Acarnania, 
contained within a circle of a radius of 3 kilometres, centred 
on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 38.417422 Long. 
21.209425 (2024/209), Lat. 38.4169785 Long. 
21.196812 (2024/266), Lat. 38.584103 Long. 21.456678 
(2024/302), Lat. 38.592322 Long. 21.450042 (2025/5)

26.1.2025-3.2.2025

Regionalbezirk Lemnos
GR-CAPRIPOX-2024-00233
GR-CAPRIPOX-2024-00250
GR-CAPRIPOX-2024-00312
GR-CAPRIPOX-2024-00313

Schutzzone:
Those parts of the regional unit of Lemnos contained 
within a circle of a radius of 3 kilometres, centred on UTM 
30, ETRS89 coordinates Lat. 39.9204 Long. 25.2788 
(2024/233), Lat. 39.871 Long. 25.165 (2024/250), Lat. 
39.919317 Long. 25.168672 (2024/312), Lat. 39.922481 
Long. 25.16325 (2024/313)

11.1.2025

Überwachungszone:
Those parts of the regional unit of Lemnos contained 
within a circle of a radius of 10 kilometres, centred on UTM 
30, ETRS89 coordinates Lat. 39.9204 Long. 25.2788 
(2024/233), Lat. 39.871 Long. 25.165 (2024/250), Lat. 
39.919317 Long. 25.168672 (2024/312), Lat. 39.922481 
Long. 25.16325 (2024/313), excluding the areas contained 
in any protection zone

20.1.2025
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Regionale Gebietseinheit und 
ADIS-Bezugsnummer der Ausbrüche

Gemäß Artikel 2 in Griechenland als Schutz- und 
Überwachungszonen ausgewiesene Gebiete, die Teil der 

Sperrzone sind
Gültig bis

Überwachungszone:
Those parts of the regional unit of Lemnos contained 
within a circle of a radius of 3 kilometres, centred on UTM 
30, ETRS89 coordinates Lat. 39.9204 Long. 25.2788 
(2024/233), Lat. 39.871 Long. 25.165 (2024/250), Lat. 
39.919317 Long. 25.168672 (2024/312), Lat. 39.922481 
Long. 25.16325 (2024/313)

12.1.2025-20.1.2025

Regionalbezirk Corinthia
GR-CAPRIPOX-2024-00290

Überwachungszone:
Those parts of the regional units of Corinthia and Argolida 
contained within a circle of a radius of 10 kilometres, 
centred on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 
37.87764826 Long. 22.46550766 (2024/290), excluding 
the areas contained in any protection zone

15.1.2025

Überwachungszone:
Those parts of the regional units of Corinthia and Argolida 
contained within a circle of a radius of 3 kilometres, centred 
on UTM 30, ETRS89 coordinates Lat. 37.87764826 Long. 
22.46550766 (2024/290)

7.1.2025-15.1.2025

Regionalbezirk Kavala – 
Gemeinde Thasos
GR-CAPRIPOX-2024-00296

Überwachungszone:
Those parts of the municipality of Thasos contained within 
a circle of a radius of 10 kilometres, centred on UTM 30, 
ETRS89 coordinates Lat. 40.76439988 Long. 
24.61745358 (2024/296), excluding the areas contained 
in any protection zone

14.1.2025

Überwachungszone:
Those parts of the municipality of Thasos contained within 
a circle of a radius of 3 kilometres, centred on UTM 30, 
ETRS89 coordinates Lat. 40.76439988 Long. 
24.61745358 (2024/296)

6.1.2025-14.1.2025

Regionalbezirk Chalkidiki
GR-CAPRIPOX-2024-00318

Schutzzone:
Those parts of the regional unit of Chalkidiki contained 
within a circle of a radius of 3 kilometres, centred on UTM 
30, ETRS89 coordinates Lat. 37.9534099 Long. 
24.7634465 (2024/318)

24.1.2025

Überwachungszone:
Those parts of the regional unit of Chalkidiki contained 
within a circle of a radius of 10 kilometres, centred on UTM 
30, ETRS89 coordinates Lat. 37.9534099 Long. 
24.7634465 (2024/318), excluding the areas contained in 
any protection zone

2.2.2025

ABl. L vom 17.1.2025 DE 

ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2025/88/oj 23/26



Regionale Gebietseinheit und 
ADIS-Bezugsnummer der Ausbrüche

Gemäß Artikel 2 in Griechenland als Schutz- und 
Überwachungszonen ausgewiesene Gebiete, die Teil der 

Sperrzone sind
Gültig bis

Überwachungszone:
Those parts of the regional unit of Chalkidiki contained 
within a circle of a radius of 3 kilometres, centred on UTM 
30, ETRS89 coordinates Lat. 37.9534099 Long. 
24.7634465 (2024/318)

25.1.2025-2.2.2025

B. Weitere Sperrzonen

Weitere Sperrzone Regionale 
Gebietseinheit

Gebiete in den gemäß Artikel 2 in 
Griechenland eingerichteten weiteren 

Sperrzonen
Gültig bis

Weitere 
Sperrzone Nr. 1

Regionalbezirk 
Evros

The regional unit of Evros excluding the areas 
included in any protection or surveillance 
zone.

26.1.2025

The regional unit of Evros 27.1.2025-25.2.2025

Weitere 
Sperrzone Nr. 2

Regionalbezirk 
Rhodopi

The regional unit of Rhodopi excluding the 
areas included in any protection or 
surveillance zone.

22.1.2025

The regional unit of Rhodopi 23.1.2025-21.2.2025

Weitere 
Sperrzone Nr. 3

Regionalbezirk 
Kavala

The regional unit of Kavala, including the 
municipality of Thasos, excluding the areas 
included in any protection or surveillance 
zone.

8.2.2025

The regional unit of Kavala including the 
municipality of Thasos 9.2.2025-10.3.2025

Regionalbezirk 
Drama

The municipality of Doxato, excluding the 
areas included in any protection or 
surveillance zone.

8.2.2025

The municipality of Doxato 9.2.2025-10.3.2025

Regionalbezirk 
Xanthi

The regional unit of Xanthi excluding the 
areas included in any protection or 
surveillance zone.

8.2.2025

The regional unit of Xanthi 9.2.2025-10.3.2025

Weitere 
Sperrzone Nr. 4

Regionalbezirk 
Serres

The municipalities of Amphipolis, Visaltia, 
and Emmanouil Pappas 26.1.2025

Regionalbezirk 
Thessaloniki The municipalities of Volvi and Lagkadas 26.1.2025

Regionalbezirk 
Chalkidiki

The municipalities of Aristotelis, Sithonia 
and Polygyros, excluding the areas included 
in any protection or surveillance zone.

2.2.2025

The municipalities of Aristotelis, Sithonia 
and Polygyros 3.2.2025-4.3.2025
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Weitere Sperrzone Regionale 
Gebietseinheit

Gebiete in den gemäß Artikel 2 in 
Griechenland eingerichteten weiteren 

Sperrzonen
Gültig bis

Mönchsrepublik 
Athos

The monastic community of Mount Athos, 
excluding the areas included in any 
protection or surveillance zone.

2.2.2025

The monastic community of Mount Athos 3.2.2025-4.3.2025

Weitere 
Sperrzone Nr. 5

Regionalbezirk 
Larisa

The regional unit of Larisa, excluding the 
areas included in any protection or 
surveillance zone.

14.1.2025

The regional unit of Larisa 15.1.2025-13.2.2025

Weitere 
Sperrzone Nr. 6

Regionalbezirk 
Pieria The regional unit of Pieria 4.1.2025-2.2.2025

Weitere 
Sperrzone Nr. 8

Regionalbezirk 
Magnesia

The regional unit of Magnesia, excluding the 
Sporades islands and the areas included in 
any protection or surveillance zone.

3.2.2025

The regional unit of Magnesia, excluding the 
Sporades islands 4.2.2025-5.3.2025

Regionalbezirk 
Phthiotis

The municipality of Stylida, excluding the 
areas included in any protection or 
surveillance zone.

3.2.2025

The municipality of Stylida 4.2.2025-5.3.2025

Weitere 
Sperrzone Nr. 9

Regionalbezirk 
Phocis

The municipality of Dorida, excluding the 
areas included in any protection or 
surveillance zone.

3.2.2025

The municipality of Dorida 4.2.2025-5.3.2025

Regionalbezirk 
Aetolia-Acarnania

The regional unit of Aetolia-Acarnania, 
excluding the municipalities of Aktio – 
Vonitsa and Amphilochia and the areas 
included in any protection or surveillance 
zone.

3.2.2025

The regional unit of Aetolia-Acarnania, 
excluding the municipalities of Aktio – 
Vonitsa and Amphilochia

4.2.2025-5.3.2025

Weitere 
Sperrzone Nr. 10

Regionalbezirk 
Corinthia

The municipalities of Nemea, Sikyona, 
Velo-Vocha and Xylokastro-Evrostina, 
excluding the areas included in any 
protection or surveillance zone.

15.1.2025

The municipalities of Nemea, Sikyona, 
Velo-Vocha and Xylokastro-Evrostina. 16.1.2025-14.2.2025
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Weitere Sperrzone Regionale 
Gebietseinheit

Gebiete in den gemäß Artikel 2 in 
Griechenland eingerichteten weiteren 

Sperrzonen
Gültig bis

Regionalbezirk 
Argolida

The municipal units of Alea, Koutsopodi, and 
Lyrkeia, excluding the areas included in any 
protection or surveillance zone.

15.1.2025

The municipal units of Alea, Koutsopodi, and 
Lyrkeia. 16.1.2025-14.2.2025

Regionalbezirk 
Arcadia The municipal unit of Levidi 14.2.2025

Weitere 
Sperrzone Nr. 11

Regionalbezirk 
Euboea

The regional unit of Euboea, excluding the 
areas included in any protection or 
surveillance zone.

22.1.2025

The regional unit of Euboea. 23.1.2025-21.2.2025

Weitere 
Sperrzone Nr. 12

Regionalbezirk 
Lemnos

The regional unit of Lemnos, excluding the 
areas included in any protection or 
surveillance zone.

20.1.2025

The regional unit of Lemnos 21.1.2025-19.2.2025

Weitere 
Sperrzone Nr. 13

Regionalbezirk 
Lesvos The regional unit of Lesvos 13.1.2025

Weitere 
Sperrzone Nr. 14

Regionalbezirk 
Andros The regional unit of Andros 28.1.2025
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VERORDNUNG (EU) 2025/90 DER KOMMISSION 

vom 10. Januar 2025

über eine Schließung der Fischerei auf Perlrochen in den Unionsgewässern des Gebiets 9 für Schiffe 
unter der Flagge Spaniens 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates vom 20. November 2009 zur Einführung einer Kontrollregelung 
der Union zur Sicherstellung der Einhaltung der Vorschriften der Gemeinsamen Fischereipolitik und zur Änderung der 
Verordnungen (EG) Nr. 847/96, (EG) Nr. 2371/2002, (EG) Nr. 811/2004, (EG) Nr. 768/2005, (EG) Nr. 2115/2005, (EG) 
Nr. 2166/2005, (EG) Nr. 388/2006, (EG) Nr. 509/2007, (EG) Nr. 676/2007, (EG) Nr. 1098/2007, (EG) Nr. 1300/2008, 
(EG) Nr. 1342/2008 sowie zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 2847/93, (EG) Nr. 1627/94 und (EG) 
Nr. 1966/2006 (1), insbesondere auf Artikel 36 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EU) 2024/257 (2) des Rates sind die Quoten für 2024 festgesetzt worden.

(2) Nach den der Kommission übermittelten Angaben haben die Fänge aus dem Bestand an Perlrochen in den 
Unionsgewässern des Gebiets 9 durch Schiffe, die die Flagge Spaniens führen oder in Spanien registriert sind, die für 
2024 zugeteilte Quote erreicht.

(3) Daher sollte die Befischung dieses Bestands verboten werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Ausschöpfung der Quote

Die Spanien für das Jahr 2024 zugeteilte Fangquote für den im Anhang genannten Bestand an Perlrochen in 
Unionsgewässern des Gebiets 9 gilt ab dem im Anhang festgesetzten Zeitpunkt als ausgeschöpft.

Artikel 2

Verbote

(1) Die Befischung des in Artikel 1 genannten Bestands durch Schiffe, die die Flagge Spaniens führen oder in Spanien 
registriert sind, ist ab dem im Anhang festgesetzten Zeitpunkt verboten. Nach diesem Zeitpunkt verboten sind 
insbesondere das Aufspüren von Fisch, das Ausbringen, Aufstellen, Schleppen sowie das Einholen von Fanggerät mit dem 
Ziel, diesen Bestand zu befischen.

(2) Weiterhin zugelassen sind das Umladen, das Anbordbehalten, das Verarbeiten an Bord, der Transfer, das Umsetzen in 
Käfige, das Mästen sowie das Anlanden von Fisch bzw. Fischereierzeugnissen dieses Bestands aus Fängen der genannten 
Schiffe, die vor diesem Zeitpunkt getätigt wurden.
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(3) Unbeabsichtigte Fänge von Arten aus diesem Bestand durch diese Schiffe werden gemäß Artikel 15 der Verordnung 
(EU) Nr. 1380/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (3) an Bord der Fischereifahrzeuge gebracht und behalten, 
aufgezeichnet, angelandet und auf die Quoten angerechnet.

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 10. Januar 2025

Für die Kommission,
im Namen der Präsidentin,

Costas KADIS
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Nr. 35/TQ257

Mitgliedstaat Spanien

Bestand RJU/9-C.

Art Perlrochen (Raja undulata)

Gebiet Unionsgewässer von 9

Datum der Schließung 19. Dezember 2024
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VERORDNUNG (EU) 2025/95 DER KOMMISSION 

vom 13. Januar 2025

über eine Schließung der Fischerei auf Scholle in den Gebieten 7h, 7j und 7k für Schiffe unter der 
Flagge Belgiens 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates vom 20. November 2009 zur Einführung einer Kontrollregelung 
der Union zur Sicherstellung der Einhaltung der Vorschriften der Gemeinsamen Fischereipolitik und zur Änderung der 
Verordnungen (EG) Nr. 847/96, (EG) Nr. 2371/2002, (EG) Nr. 811/2004, (EG) Nr. 768/2005, (EG) Nr. 2115/2005, (EG) 
Nr. 2166/2005, (EG) Nr. 388/2006, (EG) Nr. 509/2007, (EG) Nr. 676/2007, (EG) Nr. 1098/2007, (EG) Nr. 1300/2008, 
(EG) Nr. 1342/2008 sowie zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 2847/93, (EG) Nr. 1627/94 und (EG) 
Nr. 1966/2006 (1), insbesondere auf Artikel 36 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EU) 2024/257 des Rates (2) sind die Fangquoten für 2024 festgesetzt worden.

(2) Nach den der Kommission übermittelten Angaben haben die Fänge aus dem Bestand an Scholle in den Gebieten 7h, 
7j und 7k durch Schiffe, die die Flagge Belgiens führen oder in Belgien registriert sind, die für 2024 zugeteilte Quote 
erreicht.

(3) Daher sollte die Befischung dieses Bestands verboten werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Ausschöpfung der Quote

Die Belgien für das Jahr 2024 zugeteilte Fangquote für den im Anhang genannten Bestand an Scholle in den Gebieten 7h, 7j 
und 7k gilt ab dem im Anhang festgesetzten Zeitpunkt als ausgeschöpft.

Artikel 2

Verbote

(1) Die Befischung des in Artikel 1 genannten Bestands durch Schiffe, die die Flagge Belgiens führen oder in Belgien 
registriert sind, ist ab dem im Anhang festgesetzten Zeitpunkt verboten. Nach diesem Zeitpunkt verboten sind 
insbesondere das Aufspüren von Fisch, das Ausbringen, Aufstellen, Schleppen sowie das Einholen von Fanggerät mit dem 
Ziel, diesen Bestand zu befischen.

(2) Weiterhin zugelassen sind das Umladen, das Anbordbehalten, das Verarbeiten an Bord, der Transfer, das Umsetzen in 
Käfige, das Mästen sowie das Anlanden von Fisch bzw. Fischereierzeugnissen dieses Bestands aus Fängen der genannten 
Schiffe, die vor diesem Zeitpunkt getätigt wurden.

Amtsblatt 
der Europäischen Union 

DE 
Reihe L 

2025/95 17.1.2025

ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2025/95/oj 1/3

(1) ABl. L 343 vom 22.12.2009, S. 1.
(2) Verordnung (EU) 2024/257 des Rates vom 10. Januar 2024 zur Festsetzung der Fangmöglichkeiten für 2024, 2025 und 2026 für 

bestimmte Fischbestände in Unionsgewässern sowie für Fischereifahrzeuge der Union in bestimmten Nicht-Unionsgewässern und zur 
Änderung der Verordnung (EU) 2023/194 (ABl. L, 2024/257, 11.1.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/257/oj).

http://data.europa.eu/eli/reg/2024/257/oj


(3) Unbeabsichtigte Fänge von Arten aus diesem Bestand durch diese Schiffe werden gemäß Artikel 15 der Verordnung 
(EU) Nr. 1380/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (3) an Bord der Fischereifahrzeuge gebracht und behalten, 
aufgezeichnet, angelandet und auf die Quoten angerechnet.

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 13. Januar 2025

Für die Kommission,
im Namen der Präsidentin,

Costas KADIS
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Nr. 38/TQ257

Mitgliedstaat Belgien

Bestand PLE/7HJK.

Art Scholle (Pleuronectes platessa)

Gebiet 7h, 7j und 7k

Datum der Schließung 19. Dezember 2024
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